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Liebe Kolleginnen 
und Kollegen,

Editorial

mitten in diesem Sommer, den Sie trotz 
seiner extremen Schwankungen zwi-
schen Hitze und Nässe hoffentlich den-
noch etwas genießen können, traf Post 
aus dem Bundesministerium für Ge-
sundheit ein, die wir in diesem Heft aus 
produktionsbedingten Gründen leider 
nicht mehr kommentieren können – der 
Arbeitsentwurf für den Ausbildungsteil 
eines neuen Psychotherapeutengeset-
zes liegt vor und wird uns sicher in der 
nächsten Ausgabe beschäftigen!

Eine andere Neuigkeit – die im März 
diesen Jahres beschlossenen sozial-
rechtlichen Befugniserweiterungen für 
Psychologische Psychotherapeutinnen 
und -therapeuten (PP) und Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapeutinnen 
und -therapeuten (KJP) – findet jedoch 
in diesem Heft einen Platz. Wir veröf-
fentlichen dazu sehr gern eine Arbeit 
von Manfred Nosper: „Krankenhausbe-
handlung und psychosomatische Reha-
bilitation richtig verordnen”. Der Autor 
schreibt unter Bezug auf die für PP und 
KJP neu beschlossenen und in der Re-
habilitations- und in der Krankenhaus-
einweisungs-Richtlinie zu findenden 
Befugnisse am Ende seines Beitrags. 
„Um diese Leistungen in Übereinstim-
mung mit den geltenden sozialrechtli-
chen Bestimmungen zu erbringen, wird 
empfohlen, sich mit den (…) Regelwer-
ken und Bestimmungen vertraut zu ma-
chen, um Leistungen begründet zu ver-
ordnen und Konflikte mit den Leistungs-
trägern zu vermeiden.” Der Artikel sei 
allen interessierten Niedergelassenen 
nicht nur ans Herz, sondern vor allem 
auf den Schreibtisch gelegt!

Diese Ausgabe des PTJ wartet auch 
noch mit einer anderen Neuigkeit auf: 
Vor Ihnen liegt ein Heft, das sich – nicht 
nur, aber doch schwerpunktmäßig – mit 
frauenspezifischen Themen auseinan-
dersetzt.

Mareke Santos-Dodt spricht mit be-
rufspolitisch aktiven Kolleginnen über 
ihre Wege in die Politik, darüber, wie 
Frauen Politik erleben und gestalten, 
über Hindernisse, die sich ihnen in den 
Weg stellen, aber auch über den Ge-
winn, den sie für sich aus ihrer berufs-
politischen Arbeit ziehen können – eine 
hoffentlich für viele unserer Leserinnen 
(und Leser!) ermutigende Lektüre.

Ermutigen, sich auf diese Wege zu be-
geben, wollen auch Andrea Benecke 
und Kolleginnen mit ihrem Text „Frauen 
in die Berufspolitik! Strategien zur Erhö-
hung des Frauenanteils in den Gremien 
der Kammern” – ein leidenschaftlicher 
Apell ist dies, aber auch wichtige Sach- 
und Hintergrundinformation findet sich 
hier. Die Autorinnen beschreiben eine 
in den letzten zwei Jahren begonnene 
und beim 30. Deutschen Psychothera-
peutentag (DPT) im Mai dieses Jahres 
fortgeführte Diskussion. Sie wird beim 
nächsten DPT (18. November 2017 in 
Berlin) mit Sicherheit fortgesetzt wer-
den.

Diese Debatte hat im Übrigen auch die 
Redaktionsgruppe des PTJ erreicht und 
die Diskussionen in den letzten bei-
den Redaktionssitzungen mitgeprägt 
– auch wir haben uns sehr intensiv und 
durchaus strittig darüber unterhalten, 
ob und wenn ja welche gendergerechte 
Schreibweise wir uns für das PTJ in 
Zukunft wünschen. Diese Debatte, an 
deren Ende natürlich letztendlich die 
Kammerverantwortlichen über eine 

Form der Umsetzung entscheiden, 
ist nicht beendet, sie wird – wie alle 
derartigen Diskussionen und wie auch 
schon beim DPT und in den Beiträgen 
in diesem Heft erkennbar – mit viel 
Emotionalität geführt. Gerungen wird 
dabei um möglichst „richtige“ Antworten 
auf die leider gar nicht so neuen Fragen: 
Wie kann Gleichberechtigung hergestellt 
werden, und wie sieht die Gewinn-und- 
Verlust-Rechnung für alle (!) Beteiligten 
aus? Die jeweiligen Antworten bringen 
dabei natürlich immer unterschiedliche 
lebensgeschichtliche und generations
spezifische Erfahrungen zum Ausdruck 
– eine manchmal anstrengende Übung 
in Toleranz in der Vielfalt, die uns in der 
Psychotherapeutenschaft nachhaltig 
und letztendlich mit Gewinn prägt …

Mir bleibt, Ihnen das ganze vor Ihnen 
liegende neue Heft, in dem Sie auch Ar
beiten zur „Psychosozialen Prozessbe
gleitung” und zum „Hilfetelefon Gewalt 
gegen Frauen” finden, zur Lektüre zu 
empfehlen – auch diese Themen ver
dienen unser aller Interesse und Enga
gement!

Ihnen allen sei ein guter Restsommer 
gewünscht!

Anne Springer, Berlin
Mitglied des Redaktionsbeirates
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Psychosoziale Prozessbegleitung in  
Niedersachsen

Corinna Koopten-Bohlemann & Evelyn König

nannt sind. In Niedersachsen ist für die Qualifikation und die 
Anerkennung der psychosozialen Prozessbegleiter die Koor-
dinierende Stelle des Niedersächsischen Justizministeriums 
zuständig (www.mj.niedersachsen.de), welches zugleich hier-
für entsprechende Qualitätsstandards erlassen hat.

Wer kann als psychosozialer Prozess
begleiter tätig sein?

Für die fachliche Qualifikation in Niedersachsen ist ein Hoch-
schulabschluss im Bereich Sozialpädagogik, Soziale Arbeit, 
Pädagogik, Psychologie oder eine abgeschlossene Berufs-
ausbildung in einem dieser Bereiche sowie der Abschluss 
einer in Niedersachsen anerkannten Aus- oder Weiterbildung 
der psychosozialen Prozessbegleitung erforderlich. Darüber 
hinaus hat der psychosoziale Prozessbegleiter über prakti-
sche Berufserfahrung in einem der vorgenannten Bereiche zu 
verfügen.

Als Lehrinhalte werden die für die psychosoziale Prozessbe-
gleitung relevanten Kenntnisse vermittelt:

I.	 Rechtliche Grundlagen und Grundsätze des Strafverfah-
rens sowie weiterer für die Opfer von Straftaten relevan-
ter Rechtsgebiete,

II.	 Grundlagen der Kriminologie,

III.	 Viktimologie, insbesondere zu den besonderen Bedürf-
nissen spezieller Opfergruppen,

IV.	 Medizin,

V.	 Psychologie und Psychotraumatologie,

Einleitung

Neue Aufgaben? Neue Konkurrenz oder 
neue Partner?

Psychosoziale Prozessbegleitung ist eine neue gesetzli-
che Regelung, die bei den Beteiligten im Strafverfah-
ren auf den ersten Blick das Gefühl aufkommen lässt, 

dass sich hier eine neue Profession – zu Lasten „gestande-
ner“ Professionen – etabliert. Beschäftigt man sich mit dem 
Gesetz, wird jedoch schnell klar, dass damit die Opferrechte 
noch einmal mehr gestärkt werden sollen und die Vernet-
zung der beteiligten Professionen, also auch der Psycho-
therapeuten, ein „Muss“ darstellt. Diese Zusammenarbeit 
mit anderen Professionen erachten wir Prozessbegleiter als 
besonders wichtig, da im Bereich der Opferhilfe verschiede-
ne Hilfestellungen im juristischen, sozialen und therapeuti-
schen Bereich erforderlich sein können. Somit ergeben sich 
auch für Psychotherapeuten neue interessante Aufgaben 
und neue Partner. Diese stellen jedoch keine Konkurrenz für 
sie dar, wenngleich der Name „psychosoziale Prozessbe-
gleitung“ dies zunächst vermuten lassen könnte.

Was bedeutet psychosoziale Prozess
begleitung?

Die gesetzliche Grundlage ist im Gesetz zur Stärkung der Op-
ferrechte im Strafverfahren (3. Opferrechtsreformgesetz) ver-
ankert und seit 1. Januar 2017 bundesweit in Kraft getreten. Es 
regelt umfänglich den Rechtsanspruch auf eine psychosoziale 
Prozessbegleitung. Gleichzeitig wurde ein eigenes Gesetz – 
Gesetz über psychosoziale Prozessbegleitung im Strafverfah-
ren (PsychPbG) – geschaffen, in dem u. a. die Grundsätze der 
psychosozialen Prozessbegleitung und die Anforderungen an 
die Qualifikationen der im Arbeitsfeld tätigen Fachkräfte be-

1 Um die Lesbarkeit zu vereinfachen, wird auf die zusätzliche Formulierung der 
weiblichen Form verzichtet. Wir möchten deshalb darauf hinweisen, dass die 
ausschließliche Verwendung der männlichen Form explizit als geschlechtsunab-
hängig verstanden werden soll.
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Zusammenfassung: Seit dem 1. Januar 2017 besteht für einige Opfergruppen nach dem 3. Opferrechtsreformgesetz der 
Rechtsanspruch auf psychosoziale Prozessbegleitung. Das bedeutet, dass den Geschädigten erfahrene und interdiszi-
plinär geschulte Fachkräfte mit Informationen, Vermittlung, Begleitung und vielem anderen mehr zur Seite stehen. Die 
Geschädigten können dadurch mehr Stabilität, Sicherheit und einen souveräneren Umgang mit dem Strafverfahren 
und den Verfahrensbeteiligten erlangen. Sie erhalten auch im Alltag Unterstützung in ihren individuellen Problemlagen. 
Psychosoziale Prozessbegleiterinnen und -begleiter1 sind sich bewusst, dass das Einbeziehen von bzw. Kooperieren mit 
anderen Berufsgruppen einen wichtigen Faktor zur Minimierung der Belastungen der Opfer darstellt. Psychotherapeu-
ten spielen hierbei eine bedeutende Rolle.



VI.	 Theorie und Praxis der psychosozialen Prozessbeglei-
tung,

VII.	Methoden und Standards der Qualitätssicherung und Ei-
genfürsorge.

Zu den weiteren Pflichtbestandteilen der Aus- und Weiterbil-
dung gehören die Prozessbeobachtung von mindestens einer 
Verhandlung inkl. Dokumentation (ca. 20 Std.) und ein Selbst-
studium bzw. die Arbeit in einer Intervisionsgruppe (ca. 20 
Std.). Die Ausbildung wird mit einer schriftlichen Abschlussar-
beit und einem Kolloquium abge-
schlossen.

Das Verzeichnis der in Niedersach-
sen anerkannten psychosozialen 
Prozessbegleiter ist auf der Inter-
netseite des Niedersächsischen 
Justizministeriums veröffentlicht 
(www.mj.niedersachsen.de, unter „Themen“/„Opferschutz und 
Opferhilfe bei Straftaten“/„Psychosoziale Prozessbegleitung 
in Niedersachsen“).

An wen richtet sich psychosoziale Prozess-
begleitung?

Das Angebot richtet sich vorrangig an:

�� Kinder, die zur Tatzeit das 18.Lebensjahr noch nicht voll-
endet hatten und/oder Opfer sexualisierter und schwerer 
Gewalt geworden sind,

�� Verletzte, die ihre Interessen nicht selbst vertreten können 
und Opfer sexualisierter und/oder schwerer Gewalt gewor-
den sind,

�� Erwachsene sowie Angehörige, die unter besonders 
schweren Tatfolgen leiden.

Worin bestehen die Aufgaben psycho
sozialer Prozessbegleitung?

Psychosoziale Prozessbegleitung beinhaltet:

�� umfassende Hilfestellungen in allen Lebensbereichen, die 
infolge der Straftat beeinträchtigt worden sind,

�� Vermittlung zwischen Verfahrensbeteiligten,

�� Bewahrung des Gesamtüberblicks,

�� ausführliche Information über das Ermittlungs- und Straf-
verfahren,

�� Aufklärung über die Rechte und Pflichten als Opferzeuge 
bzw. Zeuge,

�� umfassende Vorbereitung auf die Hauptverhandlung und 
Begleitung zur Aussage vor Gericht,

�� bei Bedarf Vermittlung an andere Fachkräfte wie z. B. Ärz-
te oder Psychotherapeuten,

�� Schaffung eines vertrauten Rahmens zur Besprechung 
von Fragen und Unsicherheiten.

Psychotherapie und psychosoziale  
Prozessbegleitung – eine wertvolle 
Ergänzung?

Psychosoziale Prozessbegleiter besprechen grundsätzlich 
nicht den Tathergang mit dem Geschädigten. Sie haben vor 

Gericht kein Zeugnisverweigerungsrecht. Sie begleiten und 
beraten, geben bei Bedarf Hilfe bzw. Unterstützung. Psycho-
therapeuten leiten hingegen die notwendige Stabilisierung 
ein und bieten Gespräche bzgl. der Auseinandersetzung mit 
der Tat an.

Psychosoziale Prozessbegleiter leisten einen Beitrag zur 
Stabilisierung, indem sie Informationen über den möglichen 
Verfahrensverlauf geben und eventuell durch die Straftat ent-
standene Belastungen mit den Geschädigten „bearbeiten“. 
Darüber hinaus unterstützen sie Opferzeugen sowie deren 
Angehörige umfassend vor, während und nach dem Strafver-
fahren. Sie sind Lotsen für alles, was im Zusammenhang mit 
der Straftat steht, vom Zeitpunkt der Opferwerdung bis hin 
zur Reintegration.

Psychotherapeuten bieten indes u. a. psychotherapeutische 
Maßnahmen und Methoden an, die das Opfer mit seiner viel-
schichtigen Belastungssituation für den weiteren Verfahrens-
verlauf stabilisieren und somit stärken. Psychosoziale Pro-
zessbegleitung darf dagegen nicht psychotherapeutisch tätig 
sein. Eine juristische Beratung ist über die Gesetzgebung 
ebenfalls ausgeschlossen.

Wie kann die Vernetzung von psychosozia-
len Prozessbegleitern und Psychotherapeu-
ten erfolgen?

Eine interdisziplinäre Vernetzung von psychosozialen Prozess-
begleitern und Psychotherapeuten ist unabdingbar, um dem 
Opfer die Zuwendung zukommen zu lassen, die das Gesetz 
eröffnet und vorsieht.

Bei Menschen, die häuslicher Gewalt ausgesetzt sind, bleibt 
die eigentliche Ursache möglicherweise zunächst – und 
manchmal für immer – im Verborgenen. Die Betroffenen sind 
beeinträchtigt und leiden. Im Hinblick auf das Strafverfahren 
sind sie jedoch als „stabile“ Opfer für die Urteilsfindung von 
großer Bedeutung. Man muss sich dabei vor Augen führen, 

        Psychosoziale Prozessbegleiterinnen und -begleiter besprechen 
grundsätzlich nicht den Tathergang mit den Geschädigten. Sie haben 
vor Gericht kein Zeugnisverweigerungsrecht!
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dass die Geschädigten eine Doppelrolle haben: Sie sind Opfer 
und Zeugen zugleich. Die Bewältigung dieser komplexen Auf-
gabe im Rahmen der Aussagen bei der Polizei und vor Gericht 
kann bereits für Erwachsene eine hohe Belastung darstellen. 
Kinder und Jugendliche sind hiervon noch stärker betroffen.

Im Folgenden wird dies anhand eines Fallbeispiels verdeut-
licht.

Fallbeispiel: Versuchter Totschlag  
(§ 23 Absatz 1 StGB)

Für den 47-jährigen Herrn B. erfolgte die Kontaktaufnahme 
zum Opferhilfebüro der Stiftung Opferhilfe Niedersachsen2 
durch den Integrationsfachdienst. Der dortige Sachbearbei-
ter war für Herrn B. aufgrund einer aktuellen Integrations-
maßnahme wegen früherer erheblicher psychischer Belas-
tungen durch Mobbing am Arbeitsplatz tätig. Er informierte 
das Opferhilfebüro darüber, dass Herr B. Opfer einer Straf-
tat – wegen versuchten Todschlags – geworden sei. Zu dem 
gewünschten Gesprächstermin mit der Stiftung Opferhilfe 
Niedersachsen war Herr B. aufgrund der Tat weder physisch 
noch psychisch in der Lage, das Opferhilfebüro aufzusuchen. 
Es erfolgte ein Hausbesuch in der Wohnung der Schwester 
des Geschädigten. Eine Rückkehr in die eigene Wohnung war 
für Herrn B. bis dato aus verschiedensten Gründen (u. a. Tat-
ortreinigung, sekundäre Viktimisierung, Gefahr der Retrauma-
tisierung) nicht möglich. Darüber hinaus leistete die Schwes-
ter wichtige Unterstützung.

Sichtbar waren die aufgrund der Tat erlittenen körperlichen 
Wunden, die durch Hammerschläge gegen seinen Kopf ver-
ursacht worden waren. Die damit verbundenen Sprachverzö-
gerungen und die Auswirkungen auf seine seelische Belas-
tungsfähigkeit (u. a. litt er an Schlafstörungen, Appetitlosig-
keit, Konzentrationsschwierigkeiten, Trigger-Geräuschen- und 
Lichtern wie z. B. Krankenwagensignal und Blaulicht) wurden 
schnell thematisiert.

Im Erstgespräch erkannte der Opferhelfer, dass es sich bei 
Herrn B. um ein besonders schutzbedürftiges Opfer und so-
mit um einen Fall für die psychosoziale Prozessbegleitung 
handelt. Sowohl die persönlichen Merkmale des Opfers, 
die Art und das Wesen der Straftat sowie die Umstände der 
Straftat verdeutlichten dies. Im Gespräch erläuterte der Op-
ferhelfer die Grundsätze der psychosozialen Prozessbeglei-
tung, indem er sie als eine besondere Form der nichtrechtli-
chen Begleitung im Strafverfahren darstellte.

Herr B. erhielt Informationen zum möglichen weiteren Verfah-
rensverlauf und zu seinen Rechten und Pflichten als schutz-
bedürftiger Verletzter vor, während und nach der Hauptver-
handlung. Seitens des Opferhelfers war der Blick dabei auf 
die individuelle Belastung des Verletzten gerichtet, um diese 
zu reduzieren und eine sekundäre Viktimisierung zu vermei-
den. Er informierte ihn unter anderem über die Möglichkeiten 
der Beantragung von Prozesskostenhilfe sowie der Beauftra-
gung eines Rechtsanwaltes/eines Nebenklagevertreters.

Die Gespräche waren geprägt von der Neutralität gegenüber 
dem Strafverfahren und von der Trennung von Beratung und 
Begleitung. Bereits im Erstgespräch erhielt Herr B. den Hin-
weis, dass keine Gespräche über den Tathergang geführt 
werden, da der Opferhelfer kein Zeugnisverweigerungsrecht 
hat, und um unter anderem Suggestionen zu vermeiden. In 
den Folgegesprächen wurde Herr B. auf seine Rechte im 
Strafverfahren als Verletzter nach § 406 i StGB hingewiesen.

Herr B. hatte sich einen Nebenklagevertreter beiordnen las-
sen, der ihm juristisch zur Seite stand. Gleichzeitig wurde der 
Opferhelfer, nach vorheriger Absprache und gemäß § 406 g 
StPO, als psychosozialer Prozessbegleiter beigeordnet.

Der Opferhelfer konnte ihn zu sämtlichen Vernehmungen 
begleiten und umfassend auf seine und die Rollen anderer 
Verfahrensbeteiligter hinweisen. In Vorbereitung auf die Ver-
handlung erhielt Herr B. u. a. Informationen im Hinblick auf 
das gerichtliche Verfahren. Diese Vorgehensweise stärkte ihn 
in seiner Aussagetüchtigkeit.

Aufgrund der bereits erwähnten Umstände sowie der Sprach-
verzögerung erfolgte eine hohe Kontaktdichte mit dem Ge-
schädigten, wobei wiederholt unterstützende Erklärungen 
gegeben wurden, die aufgrund der Hilfebedürftigkeit von 
Herrn B. notwendig waren. Zudem waren Hilfestellungen 
durch den Opferhelfer bei Anträgen – wie beispielsweise 
Beratungs- bzw. Prozesskostenhilfe und Anträge nach dem 

Opferentschädigungsgesetz so-
wie dem Gewaltschutz – ein we-
sentlicher Bestandteil der Arbeit 
des psychosozialen Prozessbe-
gleiters.

Die durch die Straftat hervorgeru-
fene neue Lebenssituation stellte 
eine besondere Belastung (u. a. 

in finanzieller Hinsicht, im Hinblick auf den Zustand seiner 
Wohnung, seine berufliche und medizinische Rehabilitation, 
seine Rechtsanwaltskosten) und Überforderung dar, bei der 
die psychosoziale Prozessbegleitung Hilfe anbieten konnte. 
Wer hat beispielsweise Kenntnis darüber, dass Geschädigte 

2 Die Stiftung Opferhilfe Niedersachsen stellt seit 16 Jahren an allen elf Land
gerichtsbezirksstandorten eine feste Größe in Niedersachsen dar. Sie bietet 
Opfern von Straftaten sowie deren Angehörigen Beratung, Begleitung, Hilfe 
und Unterstützung an. Mit insgesamt 24 psychosozialen Prozessbegleitern ist 
sie der größte Anbieter in Niedersachsen.

        Der psychosoziale Prozessbegleiter hat die Gesamtübersicht  
und Koordination über alle Tätigkeitsbereiche wie Vernetzung und 
Absprache mit anderen Professionen.
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selbst für die Tatortreinigung bzw. die Reinigung ihrer Woh-
nung zu sorgen haben? Diese und ähnliche Aufgaben hätten 
Herrn B. in physischer und psychischer Hinsicht überfordert. 
Da sich selbst das familiäre Umfeld hier teilweise zurückge-
zogen hatte, war Unterstützung seitens der psychosozialen 
Prozessbegleitung gefragt. Weitere Hilfe erfolgte durch die 
Vermittlung in eine Traumaambulanz.

Darüber hinaus konnte der Opferhelfer Herrn B. nach Maß-
gabe des Opferentschädigungsgesetzes und den daraus fol-
genden Versorgungsansprüchen über seine Möglichkeiten 
außerhalb des Strafverfahrens aufklären.

Der psychosoziale Prozessbegleiter hatte die Gesamtüber-
sicht und Koordination über alle Tätigkeitsbereiche wie Ver-
netzung und Absprache mit an-
deren Professionen. Hinzu kam, 
dass durch die Tat ein Umzug in 
eine andere Wohnung notwendig 
wurde und hierbei ebenfalls Un-
terstützung benötigt wurde. Herr 
B. kann sich nunmehr auf seine 
Reintegration konzentrieren und 
weiterhin die Unterstützung des Opferhelfers in Anspruch 
nehmen. Gemeinsam mit dem zuständigen Psychotherapeu-
ten wurden weitere Maßnahmen initiiert – z. B. zur Förderung 
von Aktivitäten wie etwa der Anschluss an eine Schwimm-
gruppe, womit die Körperkoordination trainiert, soziale Kon-
takte initiiert und das Selbstwertgefühl von Herrn B. weiter 
stabilisiert werden konnten.

Evelyn König

Stiftung Opferhilfe Niedersachsen
Opferhilfebüro Lüneburg
Evelyn.Koenig@justiz.niedersachsen.de

Dipl.-Sozialarbeiterin/-pädagogin (FH) Evelyn König ist als 
Fachberaterin für Opferhilfe und als psychosoziale Prozessbe
gleiterin (Nds.) in der Stiftung Opferhilfe des Landes Nieder
sachsen im Opferhilfebüro Lüneburg tätig. Sie verfügt über 
Zusatzqualifikationen zur Pädagogisch-individualpsychologi
schen Beraterin (Hipbs e. V., BiB e. V.) und Sozialtherapeutin.

Corinna Koopten-Bohlemann

Stiftung Opferhilfe Niedersachsen
Opferhilfebüro Braunschweig
Corinna.Koopten-Bohlemann@justiz.
niedersachsen.de

Dipl.-Sozialarbeiterin/-pädagogin (FH) und Dipl.-Mediatorin 
(FH) Corinna Koopten-Bohlemann ist als Fachberaterin für 
Opferhilfe und als psychosoziale Prozessbegleiterin (Nds.) in 
der Stiftung Opferhilfe des Landes Niedersachsen im Opfer
hilfebüro Braunschweig tätig. Sie ist ausgebildete Anti-Ag
gressivitätstrainerin, 2. Vorsitzende der Bundesarbeitsge
meinschaft Täter-Opfer-Ausgleich und absolviert z. Z. an der 
Universität Bielefeld berufsbegleitend den Master-Studien
gang Supervision und Organisationsberatungeratung.

In Vorbereitung auf die Hauptverhandlung nutzte Herr B. 
unter anderem das Angebot, sich über den Ablauf einer Ge-
richtsverhandlung, die Sitzordnung der Verfahrensbeteiligten 
im Gerichtssaal, deren Rolle und die Gerichtssprache zu in-
formieren. Auch dadurch konnte seine Aussagetüchtigkeit 
gestärkt werden. Seine Nebenklagevertretung war an allen 
Verhandlungstagen anwesend. Er selbst konnte entlastet 
werden, indem er „nur“ als Opferzeuge aussagte, den psy-
chosozialen Prozessbegleiter an seiner Seite.

Durch das erlittene psychische Trauma hat Herr B. schmerz-
haft erleben müssen, dass ihm Möglichkeiten fehlen, bedroh-
liche Situationen und Erlebnisse allein zu bewältigen. Er hat 
erfahren, wie ohnmächtig, hilflos und schutzlos er gerade in 
Anbetracht seiner Vorgeschichte war. Sein Selbstverständnis 

und sein Erleben in der Außenwelt sind ins Wanken geraten 
und nach wie vor als erschüttert einzuordnen.

Sie als Psychotherapeuten können daher in diesem und ähnli-
chen Fällen gemeinsam mit uns Prozessbegleitern eine ideale 
und notwendige Ergänzung zur Reintegration des Betroffe-
nen leisten!

        Psychotherapeutinnen und -therapeuten können gemeinsam  
mit uns Prozessbegleitern eine ideale und notwendige Ergänzung zur 
Reintegration des Betroffenen leisten!
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Grundlagen der Arbeit des Hilfetelefons 
„Gewalt gegen Frauen“

Täglich kommt es zu Gewalt gegen Frauen – unabhängig von 
Alter, Herkunft und Bildungsniveau. Ausgehend vom großen 
Bedarf an Unterstützungsangeboten für gewaltbetroffene 
Frauen ist am 7. März 2012 das Hilfetelefongesetz in Kraft 
getreten (Bundestagsdrucksache 17/7238). Das Gesetz gibt 
die Rahmenbedingungen und die Qualitätsstandards des Un-
terstützungsangebots vor. Seit März 2013 ist das Hilfetelefon 
„Gewalt gegen Frauen“ auf Grundlage des Gesetzes bundes-
weit aktiv – kostenlos und rund um die Uhr.

Erreichbar ist das Hilfetelefon telefonisch und online per 
E-Mail, Sofort- oder Termin-Chat auf www.hilfetelefon.de. 
Rund 70 qualifizierte Fachberaterinnen stehen Ratsuchenden 
zur Seite. Die Beratung ist vertraulich und erfolgt auf Wunsch 
anonym. Das Beratungsangebot steht in 17 Fremdsprachen 
sowie in Deutscher Gebärdensprache und in Leichter Spra-
che zur Verfügung.

Professionelle Beratung zu Gewalterfahrungen setzt eine 
hohe fachliche Kompetenz voraus. Alle Beraterinnen beim 
bundesweiten Hilfetelefon sind fest angestellte Fachkräfte, 
die ein entsprechendes Studium im psychosozialen Bereich 
absolviert und Erfahrungen in der Beratung gewaltbetroffener 
Frauen haben. Das Hilfetelefon ist beim Bundesamt für Fami-

Hilfetelefon „Gewalt gegen Frauen“: 
anonym, kostenlos, immer erreichbar

Petra Söchting

Zusammenfassung: In Deutschland haben Studien zufolge 40 Prozent der Frauen mindestens einmal in ihrem Leben 
psychische und/oder sexuelle Gewalt erfahren. Doch nur ein kleiner Teil der Betroffenen nimmt professionelle Unterstüt-
zung in Anspruch. Im März 2012 ist daher das Hilfetelefongesetz in Kraft getreten, um Rahmenbedingungen und Quali-
tätsstandards für ein bundesweites, niedrigschwelliges Beratungsangebot für Betroffene, Personen aus ihrem sozialen 
Umfeld und Fachkräfte zu schaffen. Der vorliegende Beitrag stellt die Beratungsarbeit des Hilfetelefons „Gewalt gegen 
Frauen“ sowie seine wichtigsten Grundsätze und Ziele vor. Auch Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten haben 
die Möglichkeit, sich jederzeit an das Hilfetelefon zu wenden, wenn sie bei ihren Patientinnen eine Gewaltbetroffenheit 
vermuten, diesen Aspekt in ihrem Arbeitskontext jedoch nicht bearbeiten können.

lie und zivilgesellschaftliche Aufgaben angesiedelt; die Bera-
terinnen haben in Köln ihren ständigen Dienstsitz. Bevor sie 
die Beratungstätigkeit aufnehmen, durchlaufen sie eine ein-
monatige Einarbeitung. Regelmäßige Fortbildungen, Fallbera-
tungen, Supervision und Intervision sind selbstverständlich.

Mit niedrigschwelliger Unterstützung auf 
bestehende Bedarfe eingehen

Eine repräsentative Studie zur Gewalt gegen Frauen in 
Deutschland hat 2004 belegt, dass der Bedarf an Hilfsan-
geboten groß ist (Müller & Schöttle, 2004). Demnach haben 
40 Prozent der Frauen in Deutschland mindestens einmal in 

ihrem Leben psychische und/oder 
sexuelle Gewalt erfahren. Ein 
Viertel der Befragten ist von kör-
perlicher und/oder sexueller Ge-
walt durch einen Lebenspartner 
betroffen. Rund 17 Prozent der 
Frauen in Deutschland wurden 
von ihrem Partner sogar schwer 
bis sehr schwer misshandelt. 58 

Prozent der Frauen wurden schon einmal sexuell belästigt, 
und 13 Prozent wurden Opfer sexueller Gewalt. Dennoch 
sucht laut der Studie nur jede fünfte Betroffene Beratungs- 
und Unterstützungseinrichtungen auf.

Eine Studie der Europäischen Grundrechteagentur (engl. Eu-
ropean Union Agency for Fundamental Rights, kurz „Funda-
mental Rights Agency“, FRA) aus dem Jahr 2014 kommt zu 
einem ähnlichen Ergebnis (Europäische Grundrechteagentur, 
2014). Befragt wurden Frauen aus allen Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union. Die Zahlen für Deutschland sind auch 
hier sehr hoch: Rund 35 Prozent gaben an, mindestens einmal 
in ihrem Leben psychische und/oder sexuelle Gewalt erlebt 
zu haben. Nur sehr wenige Betroffene nehmen professionel-

        40 Prozent der Frauen in Deutschland haben mindestens  
einmal in ihrem Leben psychische und/oder sexuelle Gewalt  
erfahren.
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le Unterstützung in Anspruch (Europäische Grundrechteagen-
tur, 2014).

Die Gründe, weshalb sich betroffene Frauen keine Hilfe su-
chen, sind laut Studie ganz unterschiedlich: Viele Frauen ge-
ben Unkenntnis mit Blick auf bestehende Angebote an (22 
Prozent). 28 Prozent sagen, das Erlebte sei zu harmlos für die 
Inanspruchnahme von Hilfe. Und jede vierte Befragte (25 Pro-
zent) vermeidet den Kontakt zu Hilfsangeboten aufgrund von 
Schamgefühlen (Müller & Schöttle, 2004).

Hier setzt das Hilfetelefon „Gewalt gegen Frauen“ an: Betrof-
fenen, die aus Scham oder Angst bisher nicht über ihre Er-
fahrungen gesprochen haben, soll über das besonders nied-
rigschwellige Beratungsangebot der Weg zu professionellen 
Einrichtungen vor Ort geebnet werden. Die Praxis zeigt: Ein 
anonymes und vertrauliches Telefongespräch oder ein Chat 
kann Orientierung bieten und für 
viele Frauen ein erster wichtiger 
Schritt sein, einen Weg aus der 
Gewalt zu finden.

Das Hilfsangebot ermutigt zudem 
Frauen, die ihre Gewalterfahrun-
gen als zu unbedeutend einschät-
zen, sich über ein Gespräch mit einer Hilfetelefon-Beraterin 
rückzuversichern. Die Expertin hilft, das Geschehene einzu-
ordnen und senkt die Hemmschwelle der ratsuchenden Per-
son, sich an eine Beratungsstelle vor Ort zu wenden – noch 
bevor sich die Gewaltsituation verfestigt.

Demnach verfolgt das Hilfetelefon zwei wesentliche Ziele: 
Zum einen soll es Frauen erreichen, die Beratung benötigen 
und diese bislang aus unterschiedlichen Gründen nicht in 
Anspruch genommen haben. Zum anderen soll es betroffe-
ne Frauen so früh wie möglich adressieren, um präventiv zu 
wirken.

Die Beratung beim Hilfetelefon  
„Gewalt gegen Frauen“

Auch Angehörige und Fachkräfte können 
sich melden

Studien belegen, dass sich viele betroffene Frauen, sofern sie 
über ihre Erfahrungen sprechen möchten, zunächst an Men-
schen aus dem engen sozialen Umfeld wenden. Über die Ge-
schehnisse mit nahestehenden Personen zu sprechen, kann 
für die Betroffenen entlastend sein. Doch für Familienmitglie-
der, Freundinnen und Freunde stellen solche Gespräche oft-
mals eine Herausforderung dar. Ihnen fehlt häufig die nötige 
Fachkenntnis, um adäquate Hilfe leisten zu können. Das mit-
unter ambivalente Verhalten von Gewaltbetroffenen macht es 
ungeschulten Personen schwer, langfristig Unterstützung zu 
leisten. Das Hilfetelefon „Gewalt gegen Frauen“ bietet daher 

auch dem sozialen Umfeld Rat und Unterstützung an. Fami-
lienangehörige, Freundinnen und Freunde, Kolleginnen und 
Kollegen oder Nachbarinnen und Nachbarn können sich mel-
den, wenn sie sich beispielsweise unsicher sind, ob die Nach-
barin oder die Freundin von Gewalt betroffen ist und was sie 
in einem solchen Fall tun können.

Gleiches gilt für Fachkräfte und Ehrenamtliche im Sozialwe-
sen, die Fragen zum Thema „Gewalt gegen Frauen“ haben 
oder mit Betroffenen in Kontakt stehen. Nicht jede Fachkraft 
aus medizinischen, sozialpädagogischen und therapeutischen 
Bereichen ist in allen Facetten des Themas „Gewalt gegen 
Frauen“ geschult. So können sich auch Psychotherapeutin-
nen und Psychotherapeuten an das Hilfetelefon wenden, 
wenn sie bei ihren Patientinnen eine Gewaltbetroffenheit ver-
muten, sich diesem Aspekt in ihrer Arbeit jedoch nicht um-
fänglich zuwenden können. Das Hilfetelefon bietet in solchen 

Fällen unter anderem Informationen zu Schutzeinrichtungen 
und frauenspezifischen Beratungsstellen vor Ort. Psychothe-
rapeutinnen und Psychotherapeuten können ihre Patientin-
nen auch direkt auf das Hilfetelefon „Gewalt gegen Frauen“ 
aufmerksam machen und ihnen so den Weg in das Unterstüt-
zungssystem ebnen.

Telefonisch oder online: Das Hilfetelefon ist 
immer erreichbar

Die Beratung beim Hilfetelefon erfolgt telefonisch unter der 
kostenfreien Rufnummer 08000 116 016. Ebenfalls möglich 
ist eine Online-Beratung auf www.hilfetelefon.de – per E-Mail, 
Termin- und Sofort-Chat. Über Gewalterfahrungen offen zu 
sprechen, kostet viele betroffene Frauen große Überwin-
dung. Für alle Formen der Beratung gilt deshalb das Prinzip 
der Vertraulichkeit: Die Beraterinnen unterliegen der Schwei-
gepflicht. Ratsuchende können anonym bleiben, sie müssen 
weder ihren Namen noch ihren Wohnort angeben. Die Tele-
fonnummer der Anrufenden wird den Beraterinnen nicht an-
gezeigt und kann nicht zurückverfolgt werden. Sie erscheint 
auch nicht im Einzelverbindungsnachweis des Telefonanbie-
ters.

Die telefonische Beratung ist täglich rund um die Uhr erreich-
bar. Bei Bedarf kann die Beratung in zahlreichen Fremdspra-
chen angeboten werden (siehe Abschnitt „Hilfe in der Mut-
tersprache“). Frauen mit Hörbeeinträchtigung und Hörschädi-
gung haben täglich von 8 bis 23 Uhr die Möglichkeit, mithilfe 
einer Gebärden- oder Schriftsprachdolmetscherin das Bera-
tungsangebot in Anspruch zu nehmen. Die Kontaktaufnahme 
erfolgt über einen Relay-Dienst, der über die Webseite www.

        Nicht jede Fachkraft aus medizinischen, sozialpädagogischen und 
therapeutischen Bereichen ist in allen Facetten des Themas „Gewalt 
gegen Frauen“ geschult.
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hilfetelefon.de zu erreichen ist. Ratsuchende mit Lernbeein-
trächtigungen berät das Hilfetelefon auch in Leichter Sprache.

Neben der telefonischen Beratung steht mit der anonymen 
und geschützten Online-Beratung über die Internetseite des 
Hilfetelefons (www.hilfetelefon.de) ein weiterer niedrigschwel-
liger Zugangsweg zur Verfügung. Eine Beratung per Sofort-
Chat ist täglich von 12 bis 20 Uhr möglich. Für die Vereinba-
rung eines Termin-Chats bietet das Hilfetelefon feste Termine 
zur Buchung an. Aber auch per E-Mail können sich Betroffene 
melden. Die Beantwortung einer E-Mail-Anfrage dauert maxi-
mal 24 Stunden. Aus Sicherheitsgründen werden die Antwor-
ten nicht an E-Mail-Adressen Ratsuchender verschickt. Be-

troffene rufen sie über ein anonymes Benutzerkonto ab. Die 
Online-Beratung erfolgt ausschließlich in deutscher Sprache.

Professionelle Unterstützung bei allen  
Gewaltformen

Betroffene Frauen erleben häufig nicht nur eine Form von Ge-
walt. Oftmals gehen verschiedene Gewaltformen ineinander 
über oder finden gleichzeitig statt. Was in der Partnerschaft 
als psychische Gewalt beginnt, kann beispielsweise in kör-
perlicher oder sexueller Gewalt münden. Dem gesetzlichen 
Auftrag entsprechend berät das Hilfetelefon „Gewalt gegen 
Frauen“ daher zu allen Formen von Gewalt.

Dazu zählen:

�� psychische Gewalt,
�� physische Gewalt,
�� sexualisierte Gewalt,
�� ökonomische Gewalt,
�� häusliche Gewalt – Gewalt in (Ex-)Paarbeziehungen,
�� sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz,
�� Stalking,
�� Mobbing,
�� digitale Gewalt,
�� Zwangsheirat,
�� Genitalverstümmelung,
�� rituelle Gewalt,
�� Gewalt im Rahmen der Prostitution,
�� Menschenhandel,
�� Gewalt im Namen der Ehre.

Dieser Ansatz hilft auch Frauen, die sich nicht sicher sind, 
ob sie von Gewalt betroffen sind oder um welche Form von 
Gewalt es sich handelt. Mithilfe des niedrigschwelligen An-
gebots können sie sich an die Beraterinnen beim Hilfetelefon 

wenden, um ihre Situation besser einordnen und möglicher-
weise weitere Schritte einleiten zu können.

Empathie und Wertschätzung bestimmen 
die Beratung

Oberstes Ziel der Beratung beim Hilfetelefon ist die Stärkung 
und das Empowerment der betroffenen Frauen. Die Beratung 
erfolgt entsprechend ressourcenorientiert. Die Beraterinnen 
begegnen den Ratsuchenden mit Wertschätzung, Respekt 
und Empathie. Worum es im Gespräch geht, bestimmen die 
Betroffenen. Dabei gilt der Grundsatz der Ergebnisoffenheit: 
In jedem Beratungsgespräch werden individuelle Lösungs-

strategien gemeinsam mit der 
ratsuchenden Person erarbeitet 
– immer auf Grundlage der Wün-
sche, Bedürfnisse und Ressour-
cen der Betroffenen.

Vorgefertigte Standardantworten 
liefern die Beraterinnen ebenso 

wenig wie Patentlösungen. Sie ermutigen die Frauen, nächste 
Schritte zu gehen – ohne dabei die Sicht- und Verhaltenswei-
sen des Gegenübers zu bewerten. Sie hören zu, beruhigen, 
unterstützen bei der Entscheidungsfindung und bestärken. 
Sie empfehlen den Betroffenen, Hilfsangebote vor Ort wahr-
zunehmen. Ob sie nach dem Gespräch tatsächlich weitere 
Schritte einleiten, entscheiden allein die Ratsuchenden.

Der gesetzliche Beratungsauftrag des Hilfetelefons umfasst 
Erstberatung, Informationsweitergabe und Kriseninterventi-
on. Eine längerfristige Begleitung und Unterstützung im Einzel-
fall ist nicht möglich. Zwar können sich Betroffene auch mehr-
fach an das Hilfetelefon wenden. Dabei wird aber jeder Kon-
takt wie ein Erstkontakt behandelt. Es werden keine Fallakten 
angelegt, auch der gezielte Kontakt zu einer bestimmten 
Beraterin ist nicht möglich. Da Vertraulichkeit und Anonymi-
tät oberste Priorität haben, werden Daten von Ratsuchenden 
nicht aktiv erfragt. Im Anschluss an einen Beratungskontakt 
dokumentieren die Beraterinnen in einem standardisierten 
elektronischen Erfassungsbogen ausschließlich die Kennwer-
te, von denen sie Kenntnis erhalten haben.

Unkomplizierte Unterstützung – auch in 
Krisensituationen

Frauen kontaktieren das Hilfetelefon aufgrund individueller 
Gewalterfahrungen und aus unterschiedlichen Situationen 
heraus. Teilweise leiden sie über viele Jahre hinweg unter Ge-
walt. Bei Frauen, die sich in akuter Gefahr befinden, stehen 
Sicherheit und Schutz im Vordergrund. So leiten die Berate-
rinnen die Ratsuchenden an Polizei und/oder Rettungsdienste 
weiter oder benachrichtigen diese selbst – vorausgesetzt, die 
betroffenen Frauen sind damit einverstanden.

Überwiegend melden sich Frauen allerdings nicht aus einer 
akuten Gefahrenlage heraus. In rund der Hälfte aller Fälle er-

        Vertraulichkeit und Anonymität haben oberste Priorität, Daten  
von Ratsuchenden werden nicht aktiv erfragt und es werden keine 
Fallakten angelegt.
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folgt eine Kontaktaufnahme zum Hilfetelefon innerhalb einer 
Woche, nachdem sich ein Vorfall ereignet hat. In anderen Fäl-
len sind es Erinnerungen an weiter zurückliegende Gewalt
erfahrungen, die plötzlich ins Bewusstsein treten und als 
reale Bedrohung wahrgenommen werden. Betroffene kön-
nen die belastenden Gefühle nicht aushalten und sich nicht 
mehr selbst beruhigen. Die Beraterinnen müssen bei Frauen, 
die sich aufgrund von Intrusionen, Flashbacks oder anderen 
Symptomen einer posttraumatischen Belastungsstörung an 
das Hilfetelefon wenden, eine Krisenintervention leisten.

Am Telefon zeigen sich erste Signale einer akuten Krise oft 
direkt am Anfang des Gesprächs, beispielsweise durch zu-
sammenhangloses Sprechen, Hyperventilation oder langes 
Weinen. Auch Berichte von starken Ängsten, Hilflosigkeit 
und dem Gefühl der Ohnmacht kommen vor. Einige der Anru
ferinnen sprechen zu Beginn des Telefonats gar nicht oder 
äußern, dass sie „nicht mehr klar denken“ könnten, „weil et-
was passiert“ sei.

Die Beraterinnen sind dann gefordert, einen Kontakt herzu-
stellen, indem sie den Anruferinnen signalisieren, dass es in 
jedem Fall gut ist, sich zu melden. Die Beraterinnen erläutern 
das Angebot des Hilfetelefons und weisen insbesondere da
rauf hin, dass die Hilfesuchenden hier anonym und sicher sind. 
Auf diese Weise versuchen sie, den Einstieg ins Gespräch zu 
erleichtern und sorgen für Entlastung der betroffenen Frauen.

Die Beraterinnen helfen im Gesprächsverlauf, die Situation zu 
beruhigen und Wege aus der Krise zu finden. Im besten Fall 
stabilisieren sich die Anruferinnen, bleiben handlungsfähig 

oder erlangen ihre Handlungsfähigkeit wieder. Weitergehen-
de Anamnesen oder eine gezielte Psychodiagnostik können 
im Rahmen einer telefonischen Erstberatung natürlich nicht 
erfolgen. Ziel ist daher die Weitervermittlung an geeignete 
Fachstellen.

Das Hilfetelefon als Vermittler an Einrich-
tungen vor Ort

Die Weitervermittlung zu Unterstützungseinrichtungen vor 
Ort wird im Hilfetelefongesetz als „Lotsenfunktion“ beschrie-
ben. Kontaktaufnahmen zu Frauenhäusern und Beratungs-
stellen können durch das Hilfetelefon erleichtert werden, 
indem die Beraterinnen Hemmschwellen abbauen und Infor-
mationen zu regionalen Angeboten geben.

Den Beraterinnen steht hierfür eine umfassende und ste-
tig aktualisierte Datenbank mit zahlreichen Adressen sowie 
Fachinformationen zur Verfügung. Neben frauenspezifischen 
Einrichtungen wie Frauenberatungsstellen und Frauenhäu-
sern zählen auch Anlaufstellen wie die Migrationsberatung, 
Trauma-Ambulanzen und psychotherapeutische Dienste zu 
den Vermittlungszielen. Auch diese sind in der Datenbank ge-
speichert. Über die Kontaktdaten hinaus haben die Beraterin-
nen Zugang zu weiteren Informationen: unter anderem zum 
Profil der jeweiligen Einrichtung, zu deren Öffnungszeiten, zur 
Barrierefreiheit und zum Sprachangebot.

In vielen Fällen ist es wichtig, den Betroffenen zu erklären, 
wie die Unterstützungseinrichtungen vor Ort arbeiten. Oft 
stellt sich die Frage, wie eine Anmeldung in einer Fachbera-
tungsstelle oder in einem Frauenhaus abläuft, wer dort arbei-
tet, welche konkreten Hilfsangebote es gibt und welche Do-
kumente und persönlichen Dinge die betroffenen Personen 
am besten mitnehmen.

Im Sinne der Stärkung und des Empowerment sollen Betrof-
fene selbst den Kontakt zu den Anlaufstellen aufnehmen. In 
besonderen Fällen können die Beraterinnen aber auch eine 
Konferenzschaltung einleiten. Dies ist zum Beispiel sinnvoll, 
wenn die Betroffenen keine kostenpflichtigen Nummern an-
rufen können oder wenn sie eine Dolmetscherin benötigen. 
Sollte die Vermittlung zu einer fachlich geeigneten Einrich-
tung nicht möglich sein, beispielsweise aus Kapazitätsgrün-
den, suchen die Beraterinnen nach sinnvollen Alternativen. 
Sollte keine auf Gewalt spezialisierte Frauenberatungsstelle 
in Wohnortnähe zu finden sein, wird an eine erreichbare allge-
meine Lebensberatungsstelle vermittelt.

Hilfe in der Muttersprache

Hinsichtlich der Gewaltbetroffenheit sind Frauen im Kontext 
von Flucht und Migration eine besonders vulnerable Grup-
pe. Insbesondere geflüchtete Frauen sind vielfach schweren 
traumatischen Erlebnissen ausgesetzt. Ihre Flucht dauerte oft 
monate- oder jahrelang. Sie haben Krieg und Verfolgung, Fol-
ter und Vertreibung hinter sich oder mussten miterleben, wie 

Wie können Psychotherapeutinnen und Psychotherapeu-
ten das Hilfetelefon für ihre Patientinnen nutzen?

�� Informieren Sie sich über Schutzmöglichkeiten und Kontakte zu wei-
terführenden Beratungsstellen vor Ort.

�� Weisen Sie betroffene Frauen auf das Hilfetelefon hin.

�� Bestellen Sie kostenfrei die Informationsmaterialien des Hilfetele-
fons unter www.hilfetelefon.de.

�� Hängen Sie Plakate in Ihren Praxisräumen auf und legen Sie zum 
Beispiel Flyer oder Notfallklappkarten des Hilfetelefons aus.

Das Hilfetelefon „Gewalt gegen Frauen“

�� telefonisch erreichbar unter  08000 116 016 und über die Online-
Beratung unter www.hilfetelefon.de

�� kostenlos, anonym, vertraulich, 24 Stunden täglich und an 365 Ta-
gen im Jahr

�� Beratung zu allen Formen von Gewalt in 17 Fremdsprachen, Deut-
scher Gebärdensprache und Leichter Sprache

�� Rat und Unterstützung für gewaltbetroffene Frauen, ihr soziales 
Umfeld und Fachkräfte
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1 Zahlen: Bundesamt für Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben (Hrsg.). 
(2017). Jahresbericht des Hilfetelefons „Gewalt gegen Frauen“, S. 31-65.

Abbildung 1: Besonders häufig erreichen die Beraterinnen des Hilfetelefons Anfragen zu Häuslicher Gewalt.

ihren Angehörigen Gewalt angetan wurde. Auch Erfahrungen 
mit geschlechtsspezifischer Gewalt gehören dazu: Häusliche 
Gewalt, sexualisierte Gewalt, Menschenhandel, Zwangsprosti-
tution, Zwangsheirat oder auch Genitalverstümmelung erleben 
Frauen in den Herkunftsländern, auf der Flucht und auch hier 
in Deutschland, zum Beispiel in Gemeinschaftsunterkünften.

Ein Alleinstellungsmerkmal des Hilfetelefons „Gewalt gegen 
Frauen“ ist die Mehrsprachigkeit des Angebots. Bei Bedarf 
schaltet die Beraterin innerhalb einer Minute eine Dolmet-
scherin per Telefonkonferenz zu – rund um die Uhr. Dieser 
Service sichert geflüchteten Frauen und Migrantinnen, die 
wenig oder kein Deutsch sprechen, den Zugang zu Beratung 
und Unterstützung in 17 Fremdsprachen. Neben Englisch, 
Französisch, Italienisch, Spanisch, Portugiesisch, Polnisch, 
Bulgarisch, Rumänisch, Serbisch und Russisch zählen Ara-
bisch, Farsi, Türkisch, Vietnamesisch und Chinesisch dazu. 
Seit Anfang 2017 sind Gespräche auch in Albanisch und Kur-
disch (Kurmandschi) möglich.

Vielen Frauen mit Gewalterfahrungen fällt es schwer, sich 
jemandem außerhalb ihres Umfelds anzuvertrauen. Die Mög-
lichkeit, in ihrer Muttersprache mit den Beraterinnen des Hil-
fetelefons zu sprechen, erleichtert es, Worte für das Erlebte 
zu finden. In den Beratungsgesprächen ist die Aufklärung 
über die Rechte von Frauen in Deutschland und die Struktur 
des Hilfesystems wichtig, um den Weg zu weiterer Unter-
stützung zu ebnen.

Wenn es um Fälle von Gewalt gegen Frauen geht, kann das 
Hilfetelefon immer eine Erstberatung durchführen. Das gilt 

auch dann, wenn Betroffene bereits in örtlichen Beratungs-
einrichtungen angekommen sind, dort aber die Verständigung 
an Sprachbarrieren scheitert. Allerdings ist es nicht möglich, 
den Übersetzungsdienst als reine Dienstleistung für eigene 
Beratungsprozesse abzurufen.

In vielen Fällen ist über Konferenzschaltungen ein direkter 
Kontakt zu Fachkräften vor Ort geboten, da betroffene Frauen 
weitere Unterstützung und Begleitung benötigen. Oft gehen 
Anfragen auch von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sowie 
Ehrenamtlichen in Erstaufnahmeeinrichtungen und Gemein-
schaftsunterkünften ein, wenn ihnen in ihrer täglichen Arbeit 
Fälle von Gewalt gegen Frauen begegnen. Sie fühlen sich mit 
der Thematik überfordert und haben keine Handlungssicher-
heit, da Interventionskonzepte bei geschlechtsspezifischer 
Gewalt in den Einrichtungen fehlen.

Das Hilfetelefon in Zahlen
Das Hilfetelefon hat sich seit 2013 als wichtiger Teil der 
Unterstützungslandschaft für gewaltbetroffene Frauen in 
Deutschland etabliert. Die Relevanz des Angebots des Hilfe-
telefons spiegelt sich in den Zahlen zur Beratungsarbeit 2016 
wider (siehe Abbildungen 1 bis 31). Diese finden sich auch im 
Jahresbericht des Hilfetelefons, der ausführlich über die Ar-
beit und die Erfahrungen aus der Beratungspraxis informiert. 
Sämtliche Jahresberichte sind auf der Internetseite www.hil-
fetelefon.de abrufbar.
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Abbildung 2: Hilfe und Unterstützung werden beim Hilfetelefon rund um die Uhr angefragt.

Abbildung 3: Das Hilfetelefon wird von allen Betroffenen kontaktiert.

Im Jahr 2016 haben Ratsuchende das Hilfetelefon über 
34.400-mal per Telefon, Chat und E-Mail in Anspruch genom-
men – ein Anstieg um rund 27 Prozent im Vergleich zum Vor-
jahr. Von allen Beratungskontakten machten die sogenannten 
Beratungskontakte mit erweiterter Dokumentation mit rund 
70 Prozent den größten Anteil aus. Am häufigsten wurde da-

bei „Häusliche Gewalt“ als Grund der Kontaktaufnahme ge-
nannt (Abbildung 1). Seit 2013 verzeichnete das Hilfetelefon 
über 100.000 Beratungskontakte.

Mit seinem Rund-um-die-Uhr-Angebot schließt das Hilfetele-
fon eine Lücke im Unterstützungssystem und dient auch au-
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Dipl.-Psych. Petra Söchting ist Psychologische Psychothera-
peutin und seit 2012 Leiterin des Hilfetelefons „Gewalt gegen 
Frauen“ im Bundesamt für Familie und zivilgesellschaftliche 
Aufgaben. Zuvor war sie langjährig in leitender Position in 
psychosozialen Arbeitsfeldern tätig  (Schwangerschaftskon-
fliktberatung, Frauenhaus).

ßerhalb der Öffnungszeiten lokaler Beratungseinrichtungen 
als wichtige Anlaufstelle. Dies zeigt sich insbesondere an der 
Verteilung der Beratungskontakte, die 2016 in 39 Prozent der 
Fälle zwischen 18 Uhr und 8 Uhr stattfanden (Abbildung 2 auf 
Basis aller Beratungskontakte im Messzeitraum).

Ein besonderer Fokus lag 2016 auf der Beratung von geflüch-
teten Frauen, deren Unterstützerinnen und Unterstützern so-
wie Fachkräften im Flüchtlingskontext. Diese wurden in 940 
Fällen beraten, davon 600-mal zu Häuslicher Gewalt/Gewalt 
in (Ex-)Paarbeziehungen.

Auch bei der Nutzung des Dolmetscherdienstes waren starke 
Zuwächse zu verzeichnen: Von 700 im Jahr 2015 in Anspruch 
genommenen mehrsprachigen Beratungen mithilfe einer Dol-
metscherin stieg die Zahl 2016 auf über 1.600. Diese Gesprä-
che haben sich damit mehr als verdoppelt, wobei Beratungen 
auf Arabisch und Farsi am häufigsten nachgefragt wurden.

Unterstützung nahmen überwiegend Personen in Anspruch, 
die selbst von Gewalt betroffen waren sowie Unterstützende 
aus deren sozialem Umfeld (Abbildung 3).

In 16.000 Fällen leiteten die Expertinnen des Hilfetelefons die 
Betroffenen an örtliche Unterstützungseinrichtungen weiter. 
Frauenspezifische Fachberatungsstellen oder Schutzeinrich-
tungen wie Frauenhäuser wurden im Rahmen der Lotsen-
funktion mit 57 Prozent am häufigsten benannt.

Fazit

Im Mittelpunkt des Hilfetelefons „Gewalt gegen Frauen“ 
steht die Begleitung und Unterstützung von Frauen, die Ge-
walt erfahren haben oder noch immer erleben. Ziele der Be-
ratungen sind: den Betroffenen mit professioneller Unterstüt-
zung Orientierung bieten sowie sie stärken und ermutigen, 
um Wege aus der Gewalt zu finden.

Die steigende Anzahl der Beratungskontakte zeigt den hohen 
Bedarf an Hilfe zu allen Formen von Gewalt – auch im Kontext 
von Flucht und Migration. Die Entwicklung zeigt außerdem, 
dass das Hilfetelefon bekannter wird und es von allen Ziel-
gruppen immer stärker angenommen wird.

Mit bislang mehr als 100.000 Beratungen hat sich das Hil-
fetelefon „Gewalt gegen Frauen“ dank des mehrsprachigen 
sowie bundesweit rund um die Uhr erreichbaren Angebots 
als wichtige Säule im Unterstützungssystem etabliert.
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Einleitung

Es gehört zu den Aufgaben vertragsärztlicher und ver-
tragspsychotherapeutischer Versorgung, den für die 
Behandlung einer sozialversicherten Patientin oder 

eines sozialversicherten Patienten2 notwendigen Versor-
gungsbedarf festzustellen, den Patienten zu beraten und 
die Behandlung einzuleiten. Bei der Wahl geeigneter Hilfen 
ist der verordnende Arzt/Psy-
chotherapeut jedoch nicht frei. 
Er ist gebunden an verbindliche 
Regelungen, von denen der Ge-
setzgeber die Gewährung einer 
Versicherungsleistung abhängig 
macht. In diesem Beitrag wer-
den die Voraussetzungen für die Indikation und Allokation 
gestufter psychotherapeutischer und psychosomatischer 
Versorgungsangebote auf dem aktuellen Stand geltender 
Regelungen dargestellt.

Das Wirtschaftlichkeitsgebot und der 
Grundsatz der gestuften Versorgung
Vertragsärzte und Vertragspsychotherapeuten müssen Versi-
cherungsleistungen grundsätzlich am Wirtschaftlichkeitsge-
bot des § 12 (1) SGB V ausrichten. Demnach müssen Leis-
tungen ausreichend, zweckmäßig und wirtschaftlich sein; 
sie dürfen das Maß des Notwendigen nicht überschreiten. 
Leistungen, die nicht notwendig oder unwirtschaftlich sind, 
können Versicherte nicht beanspruchen, dürfen die Leis-
tungserbringer nicht bewirken und die Krankenkassen nicht 
bewilligen. Die gesetzlichen Regelungen zu den Anspruchs-
voraussetzungen von Krankenhausleistungen und Rehabilita-
tionsleistungen orientieren sich am Grundsatz einer gestuften 
Versorgung, der einen Vorrang ambulanter Hilfen vorschreibt, 
sofern diese ausreichen (siehe Tabelle 1). So besagt § 39 (1) 

SGB V, dass Krankenhausbehandlung nach Prüfung durch das 
Krankenhaus dann erforderlich ist, wenn das Behandlungsziel 
nicht durch teilstationäre, vor- und nachstationäre oder am-
bulante Behandlung einschließlich häuslicher Krankenpflege 
erreicht werden kann. Leistungen zur medizinischen Rehabi-
litation sind zu Lasten der Krankenversicherung ebenfalls nur 
dann möglich, wenn gemäß § 40 SGB V (1) eine ambulante 
Krankenbehandlung nicht ausreicht, um die in § 11 Abs. 2 

beschriebenen Ziele (Abwenden von Behinderung oder Pfle-
gebedürftigkeit) zu erreichen. Der Vorrang ambulanter kurati-
ver Versorgung gilt ebenso für Rehabilitationsleistungen der 
Deutschen Rentenversicherung.

Möglichkeiten und Grenzen ambulanter 
Versorgung von Patienten mit psychi-
schen Störungen und psychosomati-
schen Erkrankungen

Patientenabhängige Einflussfaktoren auf 
die ambulante Therapierbarkeit

Das Stufungsgebot mit dem Grundsatz „ambulant vor statio-
när“ besagt jedoch nicht, dass alle verfügbaren ambulanten 

Krankenhausbehandlung und psychosomatische 
Rehabilitation richtig verordnen
Teil 1: Ambulante Versorgung und die weiterführende Komplexbehandlung

Manfred Nosper

Zusammenfassung: Der zweiteilige Beitrag beschreibt und erläutert die medizinischen und leistungsrechtlichen Voraus-
setzungen der Verordnung von Krankenhausbehandlung und medizinischer Rehabilitation. Im ersten Teil werden die 
Möglichkeiten und Grenzen ambulanter Versorgung beschrieben und die multimodale und multiprofessionelle Kom-
plexbehandlung als weiterführende Hilfe vorgestellt. Im zweiten Teil1 werden die Indikationsvoraussetzungen für eine 
Komplexbehandlung als Krankenhausbehandlung und als psychosomatische Rehabilitationsbehandlung dargestellt.

1 Teil 2 des Beitrags erscheint in PTJ 4/2017, Erscheinungstermin 14. Dezember 
2017.
2 Im Interesse des Textflusses und der Lesefreundlichkeit werden im Folgen-
den nicht mehr beide Geschlechtsformen genannt, sondern das generische 
Maskulinum gebraucht: Die Bezeichnungen Patienten, Ärzte, Therapeuten usw. 
beziehen jeweils die weibliche Form mit ein.

        Der Grundsatz der gestuften Versorgung schreibt einen Vorrang 
ambulanter Hilfen vor, sofern diese ausreichen.
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Therapieart Behandlung durch … Modalität Zielgruppe Behandlungsziel

Stufe 1 Monotherapie
Hausarzt
Facharzt
Psychotherapeut

ambulant Kranke Diagnostik
Besserung der Krankheit

Stufe 2, wenn Stufe 1 nicht ausreicht und noch keine Komplexbehandlung notwendig ist

Stufe 2 Kombinations-
behandlung

Hausarzt + Psychotherapeut
Facharzt + Psychotherapeut
Arzt/Psychotherapie + Heilmittel

ambulant Kranke Diagnostik
Besserung der Krankheit

Stufe 3, wenn Monotherapie und Kombinationsbehandlung nicht ausreichen, um das Behandlungsziel zu erreichen

Stufe 3
multimodale und
multiprofessionelle
Komplexbehandlung

Krankenhausbehandlung teilstationär
stationär Kranke

Diagnostik
Besserung der Krankheit
akute Behandlung wegen Gefähr-
dung von Gesundheit und Leben

medizinische Rehabilitation ambulant
stationär

krank und von
Behinderung bedroht

Verhütung von Pflegebedürftigkeit
Teilhabe am Leben in der Gemein-
schaft
Teilhabe am Arbeitsleben

Tabelle 1: Gestufte Versorgung psychisch Kranker

Hilfen schematisch in Anspruch genommen werden muss-
ten, bevor eine Krankenhausbehandlung oder Rehabilitati-
onsbehandlung verordnet werden kann. Der Vorrang ambu-
lanter Hilfen unterliegt grundsätzlich der Einschränkung, dass 
diese Hilfen im Einzelfall ausreichend und zweckmäßig sein 
müssen. Wichtige Hilfen für eine evidenzbasierte Gestaltung 
gestufter Behandlung beinhalten die aktuellen Versorgungs-
leitlinien (z. B. S3-Leitlinie/Nationale Versorgungsleitlinie 
Unipolare Depression Langfassung, 2. Auflage, 2015 Versi-
on 5 AWMF-Register-Nr.: nvl-005). Hier werden Kriterien 
beschrieben, wann, wie und wie lange eine Hilfe angeboten 
werden soll und wann zu einer weiterführenden Hilfe über-
gegangen werden sollte. Kurz zusammengefasst wird emp-
fohlen, im ersten Schritt die Möglichkeiten hausärztlicher 
Behandlung zu nutzen. Reichen diese Hilfen nicht oder nicht 
mehr aus, sollte an einen Facharzt und/oder Psychothera-
peuten überwiesen werden. Reichen auch diese Hilfen nicht 
aus, ist zu prüfen, ob eine Komplexbehandlung in Form ei-
ner Krankenhausbehandlung oder Rehabilitationsbehandlung 
zweckmäßig ist. Die Umsetzung dieser Empfehlungen setzt 
voraus, dass vor Einleitung einer Behandlungsoption davon 
ausgegangen werden kann, dass diese Option unter Berück-
sichtigung des Krankheitszustands und des Therapieverlaufs, 
der Person des Patienten und der Lebensumstände erfolgver-
sprechend umsetzbar ist. Ob eine ambulante Hilfe ausreicht, 
hängt ab von der Intensität des krankhaften Zustands, von 
Gefährdungsfaktoren, von der Komplexität des gesamten 
Gesundheitsproblems einschließlich sozialer Faktoren, vom 
Grad beeinträchtigter Alltagsaktivitäten, von den Ergebnissen 

bisheriger Therapieversuche, von den Behandlungsressour-
cen des Patienten, den aktuellen Lebensumständen und der 
Zielsetzung der Behandlung.

Fallgruppen ambulant behandelbarer und 
nicht ambulant behandelbarer Patienten

Ist zu klären, ob ambulante Versorgung ausreicht, kann es ne-
ben der Beachtung der bereits geschilderten Faktoren hilfreich 
sein, sich an typischen Fallkonstellationen zu orientieren.

Typ A)
Optimale Zugangsvoraussetzungen zur Einleitung einer Kom-
plexbehandlung als psychosomatische Rehabilitation oder 
Krankenhausbehandlung haben die Patienten, die bereits in 
fachärztlicher Behandlung sind, medikamentös mitbehandelt 
werden und sich in einer Richtlinienpsychotherapie befinden 
oder kürzlich befunden haben.

Typ B)
Befindet sich der Patient noch nicht in psychotherapeutischer 
Versorgung, jedoch in Behandlung eines Facharztes, und 
kommt dieser zu dem Schluss, dass seine Behandlung auch 
in Kombination mit ambulanter Psychotherapie, selbst wenn 
sie zeitnah begonnen würde, nicht ausreichen wird, notwen-
dige Behandlungsziele in einem angemessenen Zeitraum zu 
erreichen, so kann die Veranlassung einer aussichtsreich er-
scheinenden Komplexbehandlung auch ohne vorherige Richt-
linienpsychotherapie angemessen sein.
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Typ C)
Schwerer zu begründen ist die Verordnung einer Komplex-
behandlung bei ausschließlich hausärztlicher Behandlung 
ohne Facharztbehandlung oder Psychotherapie. Hier wäre 
der Hausarzt nach den Vorgaben der Krankenhauseinwei-
sungs-Richtlinie und den Empfehlungen von Versorgungs-
leitlinien angehalten, einen Facharzt/Psychotherapeuten in 
die Behandlung zu integrieren und dessen Einschätzung zu 
berücksichtigen. Auch bei alleiniger Behandlung durch einen 
Facharzt ohne intensive psychotherapeutische Mitbehand-
lung durch ihn selbst oder einen Psychotherapeuten oder bei 
alleiniger Behandlung durch einen Psychotherapeuten sollte 
begründet werden, warum eine Kombinationsbehandlung 
(siehe Tabelle 1) nicht ausreichen wird.

Typ D)
Eine Besonderheit der Psychosomatik ergibt sich bei Patien-
ten, die eine ambulante fachärztliche und/oder psychothera-
peutische Behandlung benötigen, diese jedoch trotz Bera-
tung durch den Hausarzt/Facharzt/Psychotherapeuten ab-
lehnen, weil sie aus in der Krank-
heit liegenden Gründen mit der 
Inanspruchnahme einer solchen 
Hilfe überfordert sind. Betrof-
fen davon sind häufig Patienten 
mit ausgeprägter Therapieangst, 
schwacher Introspektions- und 
Reflexionsfähigkeit, somatischen 
Krankheitskonzepten oder massiver Verleugnung psychosozi-
aler Probleme. Hier kann der direkte Zugang zu einer Kranken-
hausversorgung gerechtfertigt sein, weil die Komplexbehand-
lung im stationären Setting oft die einzige Möglichkeit bietet, 
die Behandelbarkeit solcher Patienten aufzubauen.

Typ E)
Ist eine notfallmäßige Krankenhausbehandlung erforderlich, 
muss diese gemäß der Krankenhauseinweisungs-Richtlinie 
ohne Rücksicht auf Art und Umfang der Vorbehandlung unver-
züglich eingeleitet werden. Notfälle sind jedoch als Einweisungs-
grund für eine psychosomatische Krankenhausbehandlung eher 
die Ausnahme. Bei beaufsichtigungspflichtiger Selbst- und 
Fremdgefährdung ist eine geschützte psychiatrische Station 
Mittel der Wahl. Allerdings können krisenhafte Zuspitzungen 
oder bedrohliche Symptombildungen wie z. B. bei Angstpatien-
ten oder schwerwiegenden Somatisierungen eine notfallmäßi-
ge Hilfe auch in der Psychosomatik erforderlich machen.

Dosis und Wirkungseintritt ambulanter 
Hilfen

Bei der Frage, ob ambulante Behandlung ausreichend und 
zweckmäßig ist, sind neben den genannten Faktoren weitere 
Einflussgrößen auf die Behandelbarkeit und den Therapieer-
folg zu berücksichtigen. Ambulante Hilfen können als Einzel-
maßnahme oder als Kombinationsbehandlung durchgeführt 
werden. Einzelmaßnahmen wären die Behandlung durch den 
Hausarzt, den Facharzt oder Psychotherapeuten, kombinier-

te Behandlung meint die vernetzte Therapie durch Hausarzt 
und Facharzt, Arzt und Psychotherapeuten oder die kombi-
nierte Therapie ärztlicher/psychotherapeutischer Behandlung 
mit Heilmittelverordnung wie Ergotherapie, Krankengymnas-
tik usw. Diese Hilfen sind in der Regel niederfrequent und 
werden mit einer bis zwei Einheiten wöchentlich angeboten. 
Diese Dosis wird häufig ausreichen, kann jedoch im Einzelfall 
zu niedrig sein, sodass trotz dieser an sich zweckmäßigen 
Versorgung keine ausreichende Wirkung innerhalb einer an-
gemessenen Zeit zu erwarten ist. Zudem ist die Inanspruch-
nahme dieser Leistungen für den Patienten zeitintensiv (An-
fahrten, Wartezeiten) und abhängig von Therapiezeiten, die 
nicht immer mit der individuellen Lebenssituation koordinier-
bar sind. Berufstätige Patienten und Patienten mit Mobilitäts-
problemen oder eingeschränkten Alltagsaktivitäten können 
diese Versorgungsangebote unter Umständen nicht nutzen. 
Zur Frage der Dosis angebotener Hilfen gehört auch, dass die 
ambulante (fach)ärztliche Versorgung nur in begrenzten Zeit-
intervallen und mit begrenzten Minutenkontakten möglich ist, 
sodass eine ausreichend intensive Therapie, die über die me-

dikamentöse Versorgung und gelegentliche kurze Gespräche 
hinausgeht, häufig nur begrenzt realisierbar ist. Weiterhin ist 
zu berücksichtigen, in welchem Zeitraum ein ausreichender 
therapeutischer Effekt zu erwarten ist. Ein wesentlicher Vor-
teil stationärer Hilfen besteht darin, dass relevante therapeuti-
sche Effekte in einem Zeitfenster von drei bis sechs Wochen 
zu erwarten sind. Um vergleichbare Effekte zu erzielen, benö-
tigen die niedriger dosierten ambulanten Hilfen bei komple-
xen Fällen Wirkzeiten von drei oder mehr Monaten.

Stationäre Leistungen sind kein Ersatz für 
unaufschiebbare ambulante Sachleistun-
gen

Von sozialmedizinischer Bedeutung ist die Frage, ob auf eine 
stationäre Versorgung ausgewichen werden kann, weil kei-
ne zeitnahe vertragsärztliche oder vertragspsychotherapeuti-
sche Versorgung verfügbar ist. Diese Frage muss eindeutig 
verneint werden. Die Versorgung solcher Fälle wird im SGB 
V im Rahmen der Kostenerstattung geregelt. § 13 (3) SGB 
V sagt, dass der Patient das Recht auf eine selbst beschaff-
te Ersatzleistung hat, wenn die Krankenkasse eine unauf-
schiebbare Leistung nicht rechtzeitig erbringen kann. Mit der 
Einrichtung von psychotherapeutischen Sprechstunden und 
Terminservicestellen der Kassenärztlichen Vereinigungen 
besteht eine weitere Möglichkeit, einen dringenden Bedarf 
bei einem Facharzt oder Psychotherapeuten anzumelden und 
eine beschleunigte Vertragsbehandlung oder Ersatzleistung 
(Erstattungspsychotherapie) zu erwirken. Die fehlende Ver-

        Ein Patient hat das Recht auf eine selbst beschaffte Ersatz
leistung, wenn die Krankenkasse eine unaufschiebbare Leistung nicht 
rechtzeitig erbringen kann.
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Berufsgruppen �� Ärzte (Facharzt für Psychosomatische Medizin und Psychotherapie)

�� Psychologen/Psychologische Psychotherapeuten

�� Spezialtherapeuten (z. B. Ergotherapeuten, Sozialarbeiter, Kreativtherapeuten, Physiotherapeuten, Ökotrophologen, Sportleh-
rer)

�� Pflegefachpersonen 

Leistungen �� standardisierte psychosomatisch-psychotherapeutische Diagnostik

�� somatisch-medizinische Aufnahmeuntersuchung, fachärztliche Visite

�� somato-psychosomatisches ärztliches Gespräch

�� Monitoring im Rahmen der ärztlich indizierten Psychopharmakotherapie

�� Einsatz eines psychodynamischen oder kognitiv-behavioralen Grundverfahrens

�� supportive Einzelgespräche, Bezugstherapeutengespräche, Einzelpsychotherapie

�� Gruppenpsychotherapie

�� Aufklärung/Psychoedukation

�� Compliance-Förderung

�� alltagsbezogenes Training, Aktivierungsbehandlung

�� ergotherapeutische Behandlungsverfahren

�� berufliches Training

�� spezielle psychosoziale Interventionen (z. B. Selbstsicherheitstraining, soziales Kompetenztraining)

�� Kreativtherapien (z. B. Tanztherapie, Kunsttherapie, Musiktherapie)

�� Gestaltungs-, Körper- und Bewegungstherapie

�� sensorisch fokussierte Therapien (z. B. Genussgruppe, Snoezelen)

�� Physio- oder Bewegungstherapie (z. B. Sporttherapie)

�� Entspannungsverfahren (z. B. progressive Muskelrelaxation nach Jacobson, autogenes Training oder psychophysiologische 
Techniken wie Biofeedback)

�� Kompetenztraining (Diätberatung, Sozialberatung, Sport)

�� Beratung, Adhärenz-Förderung und Monitoring im Rahmen der ärztlich indizierten Psychopharmakotherapie

�� Prä-Post-Evaluation des Behandlungsverlaufs

Tabelle 2: Strukturmerkmale von Komplexbehandlungen in psychosomatischen Krankenhausabteilungen und Rehabilitationseinrichtungen

fügbarkeit einer zeitnahen und ausreichenden ambulanten 
Psychotherapie rechtfertigt niemals die Verordnung von Kran-
kenhausbehandlung oder medizinischer Rehabilitation.

Die Komplexleistung als Versorgung, 
wenn ambulante Behandlung nicht aus-
reicht
Für Patienten mit psychotherapeutischem und psychosomati-
schem Behandlungsbedarf, bei denen ambulante Versorgung 
nicht ausreicht, stehen zwei Möglichkeiten intensivierter Be-
handlung zur Verfügung, nämlich die Krankenhausbehandlung 
und die Rehabilitationsbehandlung. Weil medizinische Reha-
bilitation auch in ambulanter Form erbracht werden kann, ist 
es trotz weitgehend geübter Praxis sozialmedizinisch nicht 
korrekt, der ambulanten Versorgung als Alternative die stati-
onäre Versorgung gegenüberzustellen. Da ambulante Hilfen, 
wie bereits ausgeführt, immer Monotherapien oder Kombina-

tionsbehandlungen sind, ist die sachlich korrekte weiterfüh-
rende Alternative die sogenannte Komplexbehandlung. Kom-
plexbehandlungen werden unabhängig davon, ob sie in einem 
Krankenhaus oder einer Rehabilitationseinrichtung erbracht 
werden, grundsätzlich als multimodale und multiprofessio-
nelle integrierte Gesamtbehandlung angeboten, die unter 
ärztlicher Leitung oder Verantwortung und Koordination nach 
einem Gesamtbehandlungsplan erbracht werden. Der Ge-
samtbehandlungsplan berücksichtigt alle für die Erreichung 
der Behandlungsziele notwendigen Einzelleistungen bezogen 
auf alle relevanten Komponenten der komplexen Gesund-
heitsstörung. Die Leistungen werden überwiegend ganztägig 
und mit mehreren Leistungseinheiten täglich angeboten, um 
eine hohe Therapieintensität in einer umgrenzten Gesamt-
behandlungsdauer nach einem individuell abgestimmten 
Behandlungsplan mit definierter Zielsetzung zu gewährleis-
ten. Dabei kommen mehrere, möglichst im Hinblick auf die 
zu behandelnde Störung evidenzbasierte Therapiemethoden 
parallel zum Einsatz (multimodal), diese werden multiprofes-
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sionell von Fachleuten verschiedener Gesundheitsberufe wie 
Ärzte, Psychotherapeuten, Fachkrankenpfleger, Spezialthera-
peuten, Sozialarbeitern usw. auf dem Stand ihrer Fachgebiete 
erbracht (siehe Tabelle 2). Diese hochdosierte, relativ zügig 
wirkende und multiperspektivisch ansetzende Komplexbe-
handlung bietet die weiterführenden Möglichkeiten, die ein-
gesetzt werden können, wenn ambulante Behandlung nicht 
oder nicht mehr ausreicht. Sie ist die therapeutische Alterna-
tive zur ambulanten Versorgung, nicht primär die Frage, ob die 
Leistung stationär erbracht wird. Weil Komplexbehandlungen 
in der Regel nur in einem örtlich und zeitlich festen Rahmen 
innerhalb einer personell und sachlich dafür geeigneten Or-
ganisationseinheit realisierbar sind, werden sie ausschließlich 
als Krankenhausbehandlung teilstationär oder vollstationär 
und als Rehabilitationsbehandlung ambulant oder stationär 
erbracht (siehe Tabelle 1). Die Modalitäten stationär oder 
teilstationär sind jedoch, wie schon ausgeführt, indikativ nur 
sekundär. Für die Indikation relevant ist in erster Linie die Ent-
scheidung zwischen Monotherapie/Kombinationsbehandlung 
und Komplexbehandlung. Bei der 
Indikationsentscheidung ist also 
nicht festzustellen, ob der Patient 
eine ambulante oder stationäre 
Leistung benötigt, sondern die 
Frage, ob geeignete ambulante 
Hilfen ausreichen oder die darü-
berhinausgehenden Möglichkei-
ten der Komplexbehandlung er-
forderlich sind.

Wird die Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit einer Komplex-
behandlung festgestellt, muss im nächsten Schritt geklärt 
werden, ob sie als Krankenhausbehandlung oder als Rehabi-
litationsbehandlung zu erbringen ist. Seit der Einführung des 
SGB IX (Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen), 
der Verabschiedung der ICF (Internationale Klassifikation der 
Funktionsfähigkeit, Behinderung und Gesundheit, www.dimdi.
de) und der daraus resultierenden Regelungen der Rehabilitati-
onsträger wurden seit 2004 mit der Rehabilitations-Richtlinie 
der Krankenversicherung und vergleichbaren Regelungen der 
Deutschen Rentenversicherung in Kooperation mit der Bun-
desarbeitsgemeinschaft für Rehabilitation (www.bar-frankfurt.
de) Kriterien entwickelt, die eine klare Unterscheidung dieser 
Versorgungsformen ermöglichen und die bei der differenziel-
len Indikationsklärung zu beachten sind. Dass Rehabilitation 
nicht an Stelle von notwendiger Krankenhausbehandlung 
verordnet werden darf, wird in § 13 (2) SGB VI explizit vor-
geschrieben. Die sozialmedizinischen Indikationskriterien 
für Krankenhausbehandlung oder Rehabilitationsbehandlung 
werden im zweiten Teil3 dieses Beitrags ausgeführt.

Die freie Wahl des Krankenhauses

Im Zusammenhang mit der Verordnung stationärer psychoso-
matischer Krankenhausbehandlung ist auch zu klären, ob die 
Behandlung in einer psychiatrischen oder psychosomatischen 
Abteilung erfolgen soll und ob sie im nächsterreichbaren 

Krankenhaus oder einem anderen geeigneten Krankenhaus 
zweckmäßiger ist. Die Frage nach Psychiatrie oder Psycho-
somatik sollte frei von ideologischen Präferenzen ausschließ-
lich am Bedarf des Patienten orientiert werden. Entscheidend 
sollte die Frage sein, welches Behandlungsangebot bezogen 
auf die Zielsetzung und den Therapiebedarf eines Patienten 
passend ist. Geeignete Kriterien sind Merkmale des Behand-
lungsangebots wie Art der Therapiemethoden, Intensität der 
Behandlungen, besondere Erfahrungen und Spezialisierun-
gen, besondere Therapierichtungen, religiöse und weltan-
schauliche Ausrichtungen, Homogenität oder Heterogenität 
der Station, Eignung des therapeutischen Milieus, Erwartung 
und Akzeptanz des Patienten, vernetzte Kooperationen und 
auch die Qualitätsbewertungen des Krankenhauses. Eine Be-
sonderheit psychosomatischer Versorgung betrifft die Frage 
nächstgelegener oder wohnortferner Behandlung sowie die 
freie Wahl des Krankenhauses. Steht ein Angebot wohnort-
naher Versorgung zur Verfügung, regelt die Krankenhausein-
weisungs-Richtlinie in § 6 (1) lediglich, dass in der Verordnung 

von Krankenhausbehandlung in den geeigneten Fällen auch 
die beiden nächst erreichbaren, für die vorgesehene Kranken-
hausbehandlung geeigneten Krankenhäuser anzugeben sind. 
Diese Nennung beinhaltet für den Patienten nicht die Ver-
pflichtung, nur diese Krankenhäuser in Anspruch zu nehmen. 
Er ist berechtigt, ein geeignetes Vertragskrankenhaus verord-
nen zu lassen oder selbst zu wählen, wenn dies medizinisch 
begründet ist. Erkennt die Krankenkasse die Begründung 
nicht an, kann sie die Patientenentscheidung nicht ablehnen, 
sondern sich lediglich auf § 39 (2) SGB V berufen: „Wählen 
Versicherte ohne zwingenden Grund ein anderes als ein in der 
ärztlichen Einweisung genanntes Krankenhaus, können ihnen 
die Mehrkosten ganz oder teilweise auferlegt werden.“ Die 
Regelung des § 6 (1) der Krankenhauseinweisungs-Richtlinie 
schränkt die Verpflichtung des Vertragsarztes zur Nennung 
der beiden nächsterreichbaren Krankenhäuser zudem auf die 
„geeigneten Fälle“ ein. Ist ein Patient aus der Sicht des ver-
ordnenden Arztes/Psychotherapeuten für die nächsterreich-
bare Versorgung nicht geeignet, muss er die nächstgelege-
nen Krankenhäuser weder nennen noch verordnen, sondern 
nur ein geeignetes Krankenhaus benennen.

Wohnortferne Behandlung kann insbesondere bei psychoso-
matischen Patienten aus medizinischen Gründen zwingend 

3 Teil 2 des Beitrags erscheint in PTJ 4/2017, Erscheinungstermin 14. Dezember 
2017.

        Wohnortferne Behandlung kann insbesondere bei psycho- 
somatischen Patienten zwingend sein, wenn eine räumliche 
Trennung von konfliktbelasteten Bezugspersonen, von der  
Arbeitsstätte oder einem traumatisierten Ort für den Therapieerfolg  
notwendig ist.
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sein, wenn eine räumliche Trennung von konfliktbelasteten 
Bezugspersonen, von der Arbeitsstätte oder einem traumati-
sierten Ort für den Therapieerfolg notwendig ist. Wünscht ein 
Patient eine Behandlung in einem wohnortfernen Kranken-
haus aus medizinisch nicht zwingend notwendigen Gründen, 
sollte er die Modalitäten bezüglich Fahrtkosten oder even-
tueller Mehrkosten vor Beginn der Behandlung mit seiner 
Krankenkasse klären. Der Arzt/Psychotherapeut muss seine 
Nennung geeigneter Krankenhäuser an rein medizinischen 
Kriterien orientieren.

Fazit

Neben Ärzten sind auch Psychologische Psychotherapeuten 
und Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten im Rahmen 
ihrer vertragspsychotherapeutischen Tätigkeit berechtigt, 
Krankenhausbehandlung zu verordnen und Rehabilitations-
leistungen zu beantragen. Um diese Leistungen in Überein-
stimmung mit den geltenden sozialrechtlichen Bestimmun-
gen zu erbringen, wird empfohlen, sich mit den in den beiden 
Teilen dieses Beitrages (in dieser und Ausgabe 4/2017) erläu-
terten Regelwerken und Bestimmungen vertraut zu machen, 
um Leistungen begründet zu verordnen und Konflikte mit den 
Leistungsträgern und den Patienten zu vermeiden. Folgende 
Empfehlungen sollten dabei beachtet werden:

�� Verordnet werden dürfen nur Leistungen, die notwendig, 
ausreichend und zweckmäßig sind.

�� Ambulante Hilfen haben als Monotherapie oder als Kom-
binationsbehandlung Vorrang vor Krankenhausbehandlung 
und Rehabilitationsbehandlung, sofern sie ausreichen.

�� Krankenhausbehandlung und Rehabilitationsbehandlung 
dürfen grundsätzlich nicht mit der Begründung verordnet 
werden, dass eine ausreichende ambulante Hilfe nicht zeit-
nah verfügbar ist.

�� Reicht ambulante Versorgung nicht aus, ist die weiterfüh-
rende Hilfe nicht die stationäre Behandlung, sondern die 
multimodale und multiprofessionelle Komplexbehandlung. 
Weil diese als Krankenhausbehandlung und als Rehabilita-
tionsbehandlung erbracht werden kann, muss die Indikati-
on differenziell gestellt werden. Die Modalitäten ambulant, 
teilstationär oder stationär sind dabei sekundär.

�� Wird Krankenhausbehandlung verordnet, benennt der ver-
ordnende Arzt/Psychotherapeut in Absprache mit dem Pa-
tienten das für den Patienten geeignete Krankenhaus. Ist 
das nächsterreichbare Krankenhaus geeignet, ist es vor-
rangig zu benennen.

�� Ist ein Patient krankenhausbehandlungsbedürftig, dürfen 
keine Rehabilitationsleistungen verordnet werden.
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Fortsetzung der Reihe: Die Versorgungswerke stellen sich vor

Das Versorgungswerk der Psychotherapeuten-
kammer Schleswig-Holstein

Andreas Kühnelt

Zusammenfassung: Die Psychotherapeutenkammer Schleswig-Holstein (PKSH) hat im Jahre 2005 von der gesetzlichen 
Möglichkeit Gebrauch gemacht und eine soziale Einrichtung zur Sicherung der Kammermitglieder im Alter und bei Be-
rufsunfähigkeit sowie zur Sicherung der Hinterbliebenen ins Leben gerufen. Dieser Artikel stellt das Versorgungswerk in 
seinem Aufbau und in seinen grundlegenden Eigenschaften dar und fasst abschließend seine Besonderheiten in einem 
Profil zusammen.

Zur Geschichte

Schon bei Gründung der Kammer im Jahre 2002 war 
es der Wille der Kammerversammlung, eine soziale 
Einrichtung für die Kammermitglieder zu schaffen. 

Obwohl zu diesem Zeitpunkt kein Versorgungswerk mehr 
errichtet werden konnte, das zur Befreiung von der Mitglied-
schaft in gesetzlichen Rentensystemen geführt hätte, sollte 
für alle Mitglieder die Möglichkeit geschaffen werden, eine 
Alterssicherung im Rahmen der sogenannten ersten Säu-
le der Rentenversicherung zu schaffen. Nachdem sich die 
Kammer selbst etabliert hatte, wurden innerhalb kürzester 
Zeit die notwendigen Vorbereitungsmaßnahmen zur Grün-
dung des Versorgungswerkes abgeschlossen und das Ver-
sorgungswerk mit Wirkung zum 15. Februar 2005 mit Zu-
stimmung aller Kammerversammlungsmitglieder ins Leben 
gerufen.

Ein eigenständiges Versorgungswerk in einem eher kleinen 
Bundesland mit perspektiv geringer Mitgliederzahl und ent-
sprechend überschaubarem Beitragsvolumen – kann das gut-
gehen? Für viele Außenstehende war es nur eine Frage der 
Zeit, wann die PKSH Gespräche mit anderen Versorgungs-
werken aufnehmen würde, um sich zusammenzuschließen 
oder jedenfalls die Geschäftsführung in fremde Hände zu 
geben. Das Führen des Versor-
gungswerkes ohne die Hilfe Drit-
ter erschien einigen unmöglich.

Das Versorgungswerk der PKSH 
hat es jedoch geschafft, auch 
ohne die Hilfe Dritter, ein Versor-
gungssystem aufzubauen, das 
den Mitgliedern des Versorgungs-
werkes eine solide finanzielle Unterstützung bei Berufsunfä-
higkeit und im Alter bietet.

Die Verantwortlichen

Insgesamt acht Personen liegt das Interesse der Mitglieder 
des Versorgungswerkes besonders am Herzen:

�� Zwei Mitarbeiterinnen in der Geschäftsstelle, die teilzeit-
beschäftigt sind, kümmern sich um alle Belange der Mit-
gliederverwaltung und stehen den Mitgliedern mit Rat und 
Tat zur Verfügung.

�� Der Verwaltungsrat ist regelmäßig besetzt mit drei Perso-
nen, er leitet das Versorgungswerk und führt die laufenden 
Geschäfte einschließlich aller Geschäfte der Vermögens-
anlage.

�� Der Aufsichtsausschuss überwacht den Geschäftsablauf 
des Versorgungswerkes, schafft die Rahmenbedingungen 
für die Vornahme von Kapitalanlagen und nimmt den 
Geschäftsbericht des Verwaltungsrates entgegen. Der 
Aufsichtsausschuss besteht aus drei Personen, die 
ausschließlich Kammerversammlungsmitglieder sind.

Das Versorgungswerk der PKSH ist eine unselbständige Ein-
richtung der PKSH mit der Folge, dass die Kammerversamm-
lung der PKSH auch zuständig ist für die grundsätzlichen 
Entscheidungen für das Versorgungswerk. Die Kammerver-

sammlung beschließt die Satzung, wählt und entlastet die 
Mitglieder des Aufsichtsausschusses und des Verwaltungs-

        Alle Mitglieder der Organe des Versorgungswerkes sind 
ehrenamtlich tätig, nur die Mitarbeiterinnen der Geschäftsstelle  
arbeiten entgeltlich – dies trägt erheblich zu den geringen Verwal-
tungskosten bei.
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rates und entscheidet über die Verwendung des Jahresüber-
schusses.

Alle Mitglieder der Organe des Versorgungswerkes sind eh-
renamtlich tätig. Sie erhalten lediglich eine Entschädigung 
für den Ersatz ihrer Aufwendungen. Nur die Mitarbeiterinnen 
der Geschäftsstelle sind entgeltlich tätig. Das ehrenamtliche 
Engagement, vor allem des Verwaltungsrates, trägt erheblich 
dazu bei, dass das Versorgungswerk der PKSH nur geringe 
Verwaltungskosten zu verbuchen hat. Jahr für Jahr wird der 
versicherungsmathematisch mögliche Verwaltungskosten-
beitrag deutlich unterschritten und führt zu einer Mehrung 
des Gewinns des Versorgungswerkes. Die schlanke, auf eh-
renamtliches Engagement gestützte Verwaltung kommt da-
her unmittelbar den Versorgten zugute.

Der Verwaltungsrat, bestehend aus zwei Kammermitglie-
dern sowie einem Rechtsanwalt, der gleichzeitig Justitiar der 
PKSH ist, steuert die Geschicke des Versorgungswerkes. Be-
sondere Aufgabe ist dabei die Kapitalanlage. Die Mitglieder 
des Verwaltungsrates lassen sich dabei von Profis des Kredit-
institutes unterstützen, die sich auf Vermögensanlagen spezi-
alisiert haben. Dafür lag es als Versorgungswerk im nördlichs-
ten Bundesland auf der Hand, den Blick Richtung Skandinavi-
en zu werfen. In der Sydbank, einem dänischen Kreditinstitut 
mit Zweigstelle in Norddeutschland, wurde ein kompetenter 
Ansprechpartner gefunden, mit dem auf kurzem Wege und 
mit intensiven, persönlichen Kontakten ein Vertrauensverhält-
nis geschaffen werden konnte, das für eine seriöse und ziel-
führende Kapitalanlage wesentliche Voraussetzung ist.

Die Mitglieder des Verwaltungsrates entscheiden zwar 
grundsätzlich eigenständig darüber, wie das Vermögen des 
Versorgungswerkes angelegt ist. Eine völlig freie Entschei-
dung ist ihnen jedoch gleichwohl nicht möglich. Der Auf-
sichtsausschuss hat eine Anlagerichtlinie erarbeitet, an der 
sich der Verwaltungsrat zu orientieren hat. Die Anlagericht-
linie hat dabei ausreichend Spielräume, um auch in schwieri-
gen Anlagesituationen die richtige Mischung zwischen siche-
rer Kapitalanlage und renditeorientierter Vermögensbildung 
zu ermöglichen.

Das Vermögen

Zurzeit werden rund 30 Millionen Euro verwaltet, die eine 
jährliche Rendite von rund 3% erwirtschaften. Damit sind gu-
te finanzielle Grundlagen geschaffen, um den Mitgliedern des 
Versorgungswerkes, die rund ein Drittel aller Mitglieder der 
PKSH ausmachen, ein attraktives Angebot für die zusätzliche 
Alterssicherung und im Falle der Berufsunfähigkeit bieten zu 
können.

Das Vermögen des Versorgungswerkes ist überwiegend an-
gelegt in festverzinslichen Wertpapieren mit zum Teil langen 
Laufzeiten. Sie bilden das stabile Gerüst einer renditeorien-
tierten Vermögensanlage. Die schon seit geraumer Zeit ge-

ringen Renditen derartiger Anlagen haben dazu geführt, dass 
auch zunehmend zielorientiert angelegt worden ist. Dabei 
war es eine Selbstverständlichkeit, Risiken einer Aktienanla-
ge zu streuen und auf verschiedenen Feldern zu investieren. 
Das hat dazu geführt, dass nicht einzelne Titel erworben wor-
den sind, sondern Beteiligungen an Aktienfonds.

Bei allen Vermögensanlagen orientiert sich der Verwaltungsrat 
im Wesentlichen daran, nicht durch Kurssteigerungen Effekte 
zu erzielen, sondern durch Ausschüttungen stete Gewinnzu-
flüsse realisieren zu können. Alle Kapitalanlagen folgen dem 
Ziel, langfristig für eine stabile Vermögensanlage zu sorgen.

Das Finanzierungsverfahren

Wie funktioniert nun die Alterssicherung 
der Mitglieder des Versorgungswerkes?

Das Versorgungswerk erbringt eine Leistung nach dem Ka-
pitaldeckungsprinzip. Die von den Mitgliedern aufgebrachten 
Beträge werden nicht dazu genutzt, laufende Rentenzahlun-
gen zu erbringen, sondern bieten die Grundlagen für die Ren-
tenberechnung des jeweils Einzahlenden.

Freiberufliche Mitglieder entrichten einen Regelpflichtbeitrag, 
der sich am Höchstbetrag der gesetzlichen Rentenversiche-
rung für Angestellte orientiert. Die Mitglieder können zwi-
schen fünf Zehnteln und zehn Zehnteln dieses Höchstbetra-
ges wählen. Dabei wird jedem Mitglied im Rahmen einer fle-
xiblen Lösung die Möglichkeit eingeräumt, in diesen Grenzen 
den Regelpflichtbeitrag für jedes Jahr neu festzulegen.

Als weitere Flexibilisierung besteht die Möglichkeit, den Re-
gelbeitrag nicht am Höchstbetrag der gesetzlichen Renten-
versicherung zu orientieren, sondern nach dem eigenen indi-
viduellen Einkommen, soweit dies niedriger als der Höchst-
betrag ist.

In der gesetzlichen Rentenversicherung Pflichtversicherte so-
wie verbeamtete Mitglieder zahlen mindestens ein Zehntel 
des Höchstbetrages der gesetzlichen Rentenversicherung. 
Sie können ihre Zahlungspflicht jedoch bis auf fünf Zehntel 
erhöhen. Auch sie können zum Maßstab ihr individuelles Ein-
kommen erheben.

Zusätzlich kann jedes Mitglied, gleich in welchem Status tätig, 
zusätzliche Beiträge entrichten. Der Höchstbetrag der zusätz-
lichen Höherversorgung orientiert sich am zweieinhalbfachen 
des Höchstbetrages in der Deutschen Rentenversicherung.

Alle Zahlungen eines Mitgliedes des Versorgungswerkes be-
stimmen seine Anwartschaft auf die Leistungen des Versor-
gungswerkes. Die eingezahlten Beträge werden verzinst mit 
einem Satz, der bei Gründung des Versorgungswerkes vom 
Gründungsgutachter für die Rentenformel zugrunde gelegt 
worden ist.
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Der Leistungsbezug des Mitgliedes beginnt hinsichtlich der 
Altersrente nicht vor dem 65. Lebensjahr. Der Anspruch ist 
im Ergebnis abhängig von der Regelaltersgrenze, die vom Ge-
burtsjahr des Mitgliedes abhängt. Für alle diejenigen, die ab 
dem Jahr 1964 geboren sind, beginnt die Regelaltersgrenze 
mit 67 Jahren.

Ein früherer Rentenbezug ist möglich, wenn das Mitglied ab 
dem 60. Lebensjahr einen entsprechenden Antrag stellt. Es 
muss dann allerdings Abschläge hinsichtlich der Rentenhöhe 
hinnehmen. Der Rentenbezug kann wiederum bis zum 70. 
Lebensjahr verschoben werden.

Berufsunfähigkeit

Berufsunfähigkeitsrente kann dann beansprucht werden, 
wenn das Mitglied dauerhaft oder mindestens 90 Tage infol-
ge von körperlicher oder geistiger Krankheit oder von Schwä-
che seiner körperlichen und geistigen Kräfte unfähig ist, ei-
ne Erwerbstätigkeit auszuüben, die zur Mitgliedschaft in der 
Psychotherapeutenkammer Schleswig-Holstein berechtigt, 
und das Mitglied seine gesamte psychotherapeutische Be-
rufstätigkeit einstellt.

Dabei ist jedoch grundsätzlich eine fünfjährige Wartezeit seit 
Beginn der Mitgliedschaft zu berücksichtigen, sofern die Be-
rufsunfähigkeit nicht durch einen Unfall eingetreten ist.

Während die Höhe der Altersrente sich nach den verzinsten 
tatsächlichen Einzahlungsbeträgen richtet, bestimmt sich die 
Höhe der Berufsunfähigkeit nach den bis zum Eintritt der Be-
rufsunfähigkeit tatsächlich geleisteten Beiträgen, die unter 
Berücksichtigung der bisher erbrachten Zahlungen aller Vor-
aussicht nach bis zur Regelaltersgrenze vom Mitglied gezahlt 
worden wären.

Anlagestrategie

Die Aufgabe der Mitglieder des Verwaltungsrates ist es nun, 
die eingezahlten Beträge und das bereits erwirtschaftete Ver-
mögen so anzulegen, dass die nach der Satzung des Versor-
gungswerkes zu erbringenden Leistungen aus dem Vermö-
gen tatsächlich erbracht werden können.

Die Leistungsfähigkeit des Versorgungswerkes wird durch 
ein versicherungsmathematisches Gutachten festgestellt. 
Der Versicherungsmathematiker berechnet dabei anhand 
der Mitgliederstruktur des Versorgungswerkes denjenigen 
Betrag, der erforderlich ist, alle Rentenanwartschaften und 
die schon zu zahlenden Renten finanzieren zu können. Da-
bei geht der Versicherungsmathematiker zurzeit davon aus, 
dass das vorhandene Vermögen eine durchschnittliche Ren-
dite von 3% erwirtschaftet. Trotz der schwierigen Lage an 
den Kapitalmärkten hat das Versorgungswerk der PKSH es 
in den vergangenen Jahren geschafft, diese Rücklage zu 
erwirtschaften, wenn auch mit absteigender Tendenz. Den 
Rechnungszins, den der Versicherungsmathematiker seinen 

Berechnungen zugrunde legt, herabzusetzen, hat sich bislang 
nicht als notwendig erwiesen.

Hintergrund hierfür ist, dass in den vergangenen Jahren durch 
eine sogenannte Zinsschwankungsreserve ein Spielraum ge-
schaffen wurde, um der geringen Verzinsung an den Kapital-
märkten Rechnung tragen zu können.

Eine Zinsschwankungsreserve war nur deshalb möglich, weil 
die Entwicklung der Kapitalanlagen des Versorgungswerkes 
der PKSH Erträge erbrachte, die deutlich über das Kapitalver-
mögen hinausgingen, das für die Finanzierung aller Leistungen 
des Versorgungswerkes notwendig war. Die Summe dieses 
Vermögens ist das sogenannte Deckungskapital, das in der 
Bilanz des Versorgungswerkes die Bilanzdeckungsrückstellung 
bildet. Diesen Gesamtvermögenswert muss das Versor
gungswerk haben, um alle versprochenen Leistungen frist
gerecht und vollständig erfüllen zu können.

Die Vermögenswerte des Versorgungswerkes werden in der 
Bilanz erfasst nach dem sogenannten Niederstwertprinzip. 
Grundsätzlich werden alle angeschafften Werte zu dem Kurs-
wert erfasst, zu dem sie erworben worden sind. Maßgebli-
cher Stichtag für die Bilanzierung ist sodann das Jahresende. 
Ist der Wert der Vermögensposition zu diesem Zeitpunkt hö-
her als der Anschaffungskurs, bleibt diese Erhöhung außer 
Betracht. Es bleibt bei der Bilanzierung zum Anschaffungs-
wert. Als nicht realisierter Gewinn wird er nicht berücksich-
tigt. Es bilden sich stille Reserven, die erst dann realisiert 
werden, wenn der entsprechende Vermögenswert tatsäch-
lich verkauft wird und dabei ein Gewinn erzielt werden kann.

Hat sich dagegen ein Kursverlust eingestellt, wird dieser Kurs 
für die Bilanz zugrunde gelegt. Auch wenn der Verlust tat-
sächlich noch nicht realisiert worden ist, wird er als aktueller 
Wert des Vermögens zugrunde gelegt. Die Differenz zwi-
schen dem Anschaffungskurs und dem aktuellen niedrigeren 
Kurswert wird entsprechend abgeschrieben und mindert die 
Rendite des Versorgungswerkes. Entsprechend weist die 
Bilanz des Versorgungswerkes den Wert des Vermögens so 
aus, wie der Mindestwert realisiert werden könnte.

Hat das Versorgungswerk unter Beachtung des Niederst-
wertprinzips ein größeres Vermögen, als zur Bildung der 
Bilanzdeckungsrückstellung erforderlich, ist der insoweit er-
mittelte sogenannte Rohüberschuss aufzuteilen in die Sicher-
heitsrücklage und in die Überschussrückstellung.

Sicherheitsrücklage

Die Sicherheitsrücklage schafft einen Vermögenspuffer für 
den Fall, dass die Deckungsrückstellungssumme tatsächlich 
nicht ausreichen sollte, um die Leistungen erfüllen zu kön-
nen.

Die Sicherheitsrücklage hat maximal 5% der Deckungsrück-
stellung zu betragen. Bei einem Rohüberschuss werden 50% 
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der Sicherheitsrücklage zugeführt, bis die 5%-Grenze erreicht 
ist.

Die Deckungsrückstellung und die Sicherheitsrücklage bilden 
die zwingenden Vermögenswerte des Versorgungswerkes, 
um die Leistungsfähigkeit sicherstellen zu können.

Ein danach verbleibendes Vermögen kann zu anderen Zwe-
cken verwendet werden. Dieser bilanzielle Überschuss wird 
zunächst der Überschussrückstellung zugeführt. Über die 

Verwendung dieses Kapitals entscheidet die Mitgliederver-
sammlung bei der Feststellung des Jahresabschlusses unter 
Berücksichtigung der Empfehlungen des Versicherungsma-
thematikers.

Der in der Rückstellung eingebuchte Überschuss dient vor-
rangig zur Durchführung von Leistungsverbesserungen, also 
einer Erhöhung der Anwartschaften oder der laufend bezoge-
nen Rente. Man spricht auch von Dynamisierung der Renten 
und Rentenanwartschaften.

Eine Dynamisierung wird jedoch nur dann beschlossen, wenn 
der Überschuss nicht für andere Zwecke des Versorgungs-
werkes einzusetzen ist.

Die Kammerversammlung der PKSH hat in den letzten Jah-
ren von einer Dynamisierung abgesehen und stattdessen den 
Überschuss dazu verwendet, die Zinsschwankungsreserve 
aufzubauen. Sie soll mittelfristig die Möglichkeit schaffen, 
den Rechnungszins von derzeit 3% auf einen niedrigen Zins-
satz herabsenken zu können. Würde hiervon Gebrauch ge-
macht werden, muss der Versicherungsmathematiker davon 
ausgehen, dass das Vermögen des Versorgungswerkes nur 
noch geringer durch Rendite steigt. Entsprechend würde die 
Deckungsrückstellung höher ausfallen müssen. Um diesen 
Mehrbedarf bilden zu können, würde die Zinsschwankungs-
reserve ganz oder teilweise zugunsten der Deckungsrückstel-
lung aufgelöst werden.

In enger Abstimmung mit dem Versicherungsmathematiker 
versuchen die Mitglieder des Verwaltungsrates, das Versor-
gungswerk derzeit so zu steuern, dass an eine – wenn auch 
nur vorsichtige – Dynamisierung gedacht werden kann, mög-
licherweise bereits für 2018.

Die Zukunft

Die Entwicklung des Versorgungswerkes und die Arbeit sei-
ner Gremien werden durch die Mitglieder merklich anerkannt. 
Die Zahl derjenigen, die vor allem zum Jahresende freiwilli-
ge Mehrzahlungen leisten, ist stetig gestiegen. Auch haben 
sich zunehmend im Angestelltenverhältnis tätige Mitglieder 
der Kammer entschieden, sich nicht von der Mitgliedschaft 
im Versorgungswerk befreien zu lassen, sondern zusätzliche 
Leistungen für die Alterssicherung zu erbringen.

Mit dieser positiven Akzeptanz 
fühlt sich vor allem der Verwal-
tungsrat ausreichend gestärkt, 
auch zukünftig diese Anstrengun-
gen zu unternehmen, um es als 
eigenständiges, sich selbst ver-
waltendes Versorgungswerk zum 
Wohle der Mitglieder der Kammer 
zu unterhalten.

Das Profil auf einen Blick
�� Bundesweit kleinstes Versorgungswerk der Psychothera-
peutinnen und Psychotherapeuten,

�� geringe Verwaltungskostenpauschale von 1,82%,
�� Verwaltungsrat und Aufsichtsausschuss arbeiten aus-
schließlich ehrenamtlich,

�� Rechnungszins in Höhe von 3%,
�� flexible Beitragszahlung individuell variierbar.

RA Andreas Kühnelt

Rechtsanwalt
Bei den Gerichten
Deliusstraße 16
24114 Kiel
kuehnelt@cc-recht.de

Andreas Kühnelt, Rechtsanwalt, Notar und Mediator, ist tätig in 
der Kanzlei CausaConcilio Koch & Partner mbB Rechtsanwälte. 
Für die PKSH arbeitet er als Justitiar sowie seit Beginn als Vor-
sitzender des Verwaltungsrates des Versorgungswerkes.

        Die Entwicklung des Versorgungswerkes und die Arbeit seiner 
Gremien werden durch die Mitglieder merklich anerkannt. Die Zahl 
derjenigen, die vor allem zum Jahresende freiwillige Mehrzahlungen 
leisten, ist stetig gestiegen.
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Frauen in die Berufspolitik!
Strategien zur Erhöhung des Frauenanteils in den Gremien der Kammern

Andrea Benecke, Carolin Böhmig & Heike Winter

Seit vielen Jahren wird in der Politik, in der Wirtschaft, 
aber auch in der Berufspolitik immer wieder das The-
ma Gendergerechtigkeit diskutiert. Einig ist man sich 

im Grunde nur in der Einschätzung des Ergebnisses: Im Ver-
gleich zu ihrem Anteil an der Bevölkerung, der Arbeitnehmer-
schaft oder der Mitgliederschaft (z. B. von Kammern) findet 
man in den oberen und obersten Entscheidungsgremien un-
terproportional wenige Frauen. Auch in der Psychotherapeu-
tenschaft ist diese Diskussion nun angekommen und seit 
November 2016 besteht eine Bund-Länder-Arbeitsgruppe 
„Frauen in der Berufspolitik“. In mehreren Sitzungen hat die 
Arbeitsgruppe das Problem umrissen, Fakten gesammelt 
und Erklärungen diskutiert. Dabei wurden auch die Erfahrun-
gen aus der Politik berücksichtigt. Auf dem nächsten Deut-
schen Psychotherapeutentag (DPT) im November diesen 
Jahres werden Vorschläge zur Problemlösung unterbreitet.

Hintergrund

Frauen in der Politik

Mit der Gründung der Partei DIE GRÜNEN 1980 wurde die 
Frage der gleichberechtigten Beteiligung von Frauen in der 
Partei und auch in der Politik zum ersten Mal öffentlichkeits-
wirksam in Deutschland diskutiert. Nicht wenige fanden 
die Forderung, dass mindestens die Hälfte aller Ämter und 
Mandate von Frauen besetzt sein soll (realisiert z. B. über die 
Doppelspitze) damals einigermaßen albern, auch die Bildung 
eines Frauenrats in der Partei oder von Redelisten für Frauen 
und Männer wurden misstrauisch beäugt. Einige Jahre spä-
ter begannen dann auch andere Parteien, sich mit der Beteili-
gung von Frauen in den Gremien zu beschäftigen. In der SPD 
wurde 1988 eine Quote von 40% für Funktionen, Mandate 
und Gremien eingeführt. Die Ämter bei der Partei DIE LINKE 

müssen wie bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zu mindestens 
50% von Frauen besetzt sein. Die CDU hat ein Quorum be-
schlossen, eine „Soll“-Regel, nach der Frauen bei der Beset-
zung der Ämter und Mandate zu einem Drittel berücksichtigt 
werden sollen. Die CSU führte schließlich 2010 eine Quote 
von 40% für die Parteispitze und in den Bezirksvorständen 
ein. Diese Maßnahmen führten dazu, dass sich der Anteil 
der Frauen im Parlament seit 1987 von 10% kontinuierlich 
auf jetzt 36,5%1 erhöht hat. Die meisten Frauen im Bundes-
tag gehören dabei den Parteien DIE LINKE mit 56,2% und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN mit 55,6% an, die feste Mindest-
quoten von über 50% festgelegt haben. Bei der SPD liegt der 
Frauenanteil im Bundestag bei 42% und bei der CDU/CSU-
Fraktion bei 25,1%. Bei der FDP, die keine Quotenregelung 
hat, lag 2013 der Frauenanteil im Bundestag bei 24,7%.2

Frauen in der Wirtschaft

2001 wurde eine Vereinbarung zur Förderung der Chancen-
gleichheit von Frauen und Männern zwischen der Bundesre-
gierung und Spitzenverbänden der Wirtschaft getroffen, die 
auch eine freiwillige Selbstverpflichtung einer Frauenquote 
vorsah. Diese freiwillige Selbstverpflichtung war mit Blick 
auf die Förderung von Frauen in Führungspositionen nicht 
erfolgreich. Frauen seien in den obersten Führungsetagen 
„nach wie vor nur mit der Lupe zu finden“, so der damali-
ge Staatssekretär im Bundesministerium für Familie, Senio-
ren, Frauen und Jugend, Josef Hecken im Jahr 2011.3 Aus 

Zusammenfassung: In Politik und Wirtschaft ist die Repräsentanz von Frauen seit Jahren Thema politischer Debatten. 
Für die Unterrepräsentanz von Frauen werden verschiedene Gründe diskutiert und als wirksames Instrument werden 
Quotenregelungen genutzt. Auch in der Psychotherapeutenschaft ist Gendergerechtigkeit zum Thema geworden. Bei 
einem Mitgliederanteil von über 70% sind Frauen auch in den Gremien der Bundespsychotherapeutenkammer (BPtK) 
stark unterrepräsentiert. Um diese Diskrepanz zwischen dem Mitgliederanteil und der Repräsentanz von Frauen in den 
Gremien der BPtK zu adressieren, wurde eine Bund-Länder-Arbeitsgruppe „Frauen in der Berufspolitik“ ins Leben geru-
fen. Diese beschäftigt sich mit den Gründen der Unterrepräsentanz und mit Instrumenten zur Gleichstellung und arbeitet 
Lösungsansätze aus. Die Einführung einer Quotenregelung für die verschiedenen Gremien der BPtK wird als Lösungs-
ansatz gesehen.

1 Daten zu Beginn der Wahlperiode: www.bundestag.de/blob/272482/07548b0 
b36d708c3a751a85711cdccbb/kapitel_03_06_weibliche_abgeordnete-pdf-data.
pdf
2 Ebd.
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diesem Grund wurde in den 
letzten Jahren vermehrt die 
Einführung einer Frauenquote 
diskutiert. In der Wirtschaft 
gilt seit dem 1. Januar 2016 
eine feste 30%-Quote für die 
Aufsichtsräte großer Unter-
nehmen. Bundesfrauenminis-
terin Katarina Barley und Bun-
desjustizminister Heiko Maas 
erklärten im Juni 2017, dass 
in den Unternehmen, die seit 
der Einführung der Quote Auf-
sichtsräte gewählt haben, der 
Frauenanteil bis März 2017 auf 
28,1% gestiegen sei.4 Kaum 
verändert habe sich jedoch 
der Anteil der Frauen in den 
Vorständen börsennotierter 
Unternehmen. Dieser liegt 
bei 6,1%, weshalb nun auch 
hier über die Einführung ei-
ner Quote nachgedacht wird. 
2016 wurde auch eine Quote 
für die Verwaltungs- und Auf-
sichtsgremien des Bundes 
eingeführt. Für Aufsichtsgremien, die der Bund bestimmen 
kann, ist eine Quote von 30% vorgesehen. Auch hier wirke 
nach Barley und Maas die Quote.

Frauen in der Berufspolitik

Psychotherapeutenschaft

Der Frauenanteil in der Psychotherapeutenschaft steigt 
stetig. 72% der Mitglieder sind weiblich und bei den unter 
35-Jährigen liegt der Frauenanteil sogar bei über 90%. Das 
spiegelt sich jedoch in keiner Weise in der berufspolitischen 
Vertretung wider (siehe Abbildung). Die politische Macht in 
der Psychotherapeutenschaft ist weder in Relation zur Mit-
gliederstruktur noch im Vergleich zur weiblichen Bevölkerung 
oder gleichberechtigt zwischen Männern und Frauen verteilt. 
Frauen sind in den Gremien der Psychotherapeutenschaft 
deutlich unterrepräsentiert.

Bisher hat sich trotz des wachsenden Anteils von Frauen 
keine gleiche Beteiligung in der politischen Vertretung ein-
gestellt. Der Anteil der Geschlechter in den Gremien verhält 
sich in Abhängigkeit der Wichtigkeit und des Ansehens der 
Position und des Gremiums gegensätzlich zum Anteil der 
Geschlechter auf Ebene der Mitgliedschaft. Je wichtiger Po-
sitionen oder Gremien sind, desto weniger sind sie mit Frau-
en besetzt. In den Landeskammervorständen sind 44% der 
Positionen von Frauen besetzt. Die Präsidentschaft wird nur 
in drei von zwölf Landeskammern durch eine Frau ausgeübt, 
das sind 25%. Der Blick auf die Bundesebene verschärft die 

Diskrepanz. Im Vorstand der BPtK gibt es eine einzige Frau, 
neben vier Männern. Im Präsidium der BPtK, das aus drei Per-
sonen (Präsidentin/Präsident und zwei Vizepräsidentinnen/Vi-
zepräsidenten) besteht, findet sich keine Frau.

Auch in den anderen Gremien der BPtK ist der Frauenanteil 
im Verhältnis zur Mitgliederanzahl und im Verhältnis zur De-
legiertenanzahl nicht angemessen. Allein im KJP-Ausschuss 
und der Kommission Zusatzqualifizierung ist der Frauenan-
teil höher bzw. gleich dem Männeranteil. In jedem anderen 
Gremium herrscht eine Überrepräsentanz von Männern. Zum 
Teil nur ein geringer, wie bei der Versammlungsleitung des 
DPT mit einer Frau und zwei Männern, aber teils auch ein 
sehr großer, wie im Bundesvorstand mit einer Frau und vier 
Männern oder im PTI-Ausschuss (Ausschuss Psychothera-
peuten in Institutionen), der mit einer Frau und acht Männern 
besetzt ist.

Die Situation in den anderen Heilberufe-
kammern

Auch der Blick über den Tellerrand hinaus zu den anderen 
Heilberufekammern zeigt ein ähnliches Bild. Von 19 Mitglie-
dern des Vorstandes der Bundesärztekammer sind fünf Frau-

Abbildung: Geschlechterverteilung der Psychotherapeutenschaft auf Bundes- und Landesebene
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3 Meldung des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend vom 27.06.2011: www.bmfsfj.de/bmfsfj/aktuelles/alle-meldun-
gen/4--bilanz-der-vereinbarung-zur-foerderung-der-chancengleichheit-von-frau-
en-und-maennern-vorgelegt/82112?view=DEFAULT
4 Meldung des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
vom 26.06.2017: www.bmfsfj.de/bmfsfj/aktuelles/alle-meldungen/zwei-jahre-
quote--katarina-barley-und-heiko-maas-ziehen-bilanz/117018
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en,5 das ist ein Anteil von 26%. Dabei stellen Frauen 46% der 
berufstätigen Ärzteschaft dar.6 In der Bundeszahnärztekam-
mer sind alle Mitglieder des Vorstandes Männer.7 Der Frauen-
anteil in der Mitgliederschaft liegt jedoch bei 44,1%, Tendenz 
steigend.8

Gründe für die unterschiedliche Geschlech-
terverteilung in der Politik

Nach einer Studie von Holtkamp, Wiechmann und Schnittke 
(2009), die zur Unterrepräsentanz von Frauen in der Kom-
munalpolitik geführt wurde, gibt 
es verschiedene Erklärungsange-
bote zur Unterrepräsentanz von 
Frauen und gleichzeitig konkrete 
Ansatzpunkte für politisch beein-
flussbare Fördermaßnahmen, die 
die Frauenrepräsentanz erhöhen 
können:9

1.	 Sozialisationsthese: Die traditionelle Rollenzuweisung 
sieht eine politische Karriere für Frauen nicht vor, sodass 
Frauen tendenziell ein geringeres Interesse an Politik zei-
gen bzw. ein zu geringes Selbstvertrauen haben, um politi-
sche Ämter aus eigenem Antrieb heraus anzustreben.

2.	 Abkömmlichkeitsthese: Aufgrund der geschlechtsspezi-
fischen Arbeitsteilung und Doppelbelastung verfügen viele 
Frauen über ein geringes Zeitbudget für kontinuierliche po-
litische Arbeit.

3.	Sozialstrukturthese: Männer sind häufiger als Frauen 
in beruflichen oder ehrenamtlichen Führungspositionen 
vertreten, welche die Aussichten auf ein politisches 
Mandat erhöhen.

4.	Diskriminierungsthese: Frauen werden von Männern in 
den Parteien und Fraktionen von wichtigen Ämtern und 
Mandaten bewusst ausgeschlossen („old-boys-network“) 
bzw. Parteien erschweren Frauen den Zugang zu Ämtern 
und Mandaten durch strukturelle Hürden (Erwartungen an 
Verfügbarkeit durch Prämierung der „Ochsentour“).

5.	Quotenthese: Eine klar definierte Festlegung von hohen 
Quoten führt zu einer stärkeren Repräsentanz von Frauen. 
In Parlamenten, in denen Parteien mit hohen verbindlichen 
Quoten nur schwach vertreten sind, ist die Unterrepräsen-
tanz stärker ausgeprägt.

6.	Wählerverhalten: Die Wählerschaft kann die Repräsen-
tanz von Frauen forcieren und reduzieren.10

Die Ursachen für Unterrepräsentanz werden damit drei Ad-
ressaten zugeordnet, dem Kandidatinnenpool (Sozialisati-
onsthese, Abkömmlichkeitsthese, Sozialstrukturthese), den 
Parteien (Diskriminierungsthese, Quotenthese) und dem 
Wählermarkt. Damit ist nach Holtkamp et al. (2009) auch 
nicht so stark relevant, ob einzelne Frauen auf Grund z. B. der 
Sozialisation oder ungleicher Verteilung der Hausarbeit als 
Kandidatinnen zur Verfügung stehen, sondern vielmehr, ob es 

nicht doch für die Parteien möglich ist, insgesamt genügend 
Kandidatinnen zu erreichen, um eine paritätische Besetzung 
(ihrer Listen) zu erreichen.11

Diese Erklärungsansätze können nicht einfach auf die Psycho-
therapeutenschaft übertragen werden, da im Gegensatz zu 
politischen Parteien alle Psychologischen Psychotherapeutin-
nen und Psychotherapeuten und Kinder- und Jugendlichen-
psychotherapeutinnen und -psychotherapeuten automatisch 
Mitglieder einer Psychotherapeutenkammer sind. Dennoch 
ist zu fragen, was von diesen Hypothesen in Bezug auf die 

Unterrepräsentanz von Frauen in Gremien unseres Berufs-
standes zu halten ist.

Auf Landesebene haben sich insgesamt bereits knapp mehr 
als die Hälfte weibliche Delegierte in die Vertreterversamm-
lung bzw. Kammerversammlung wählen lassen. Auch die 
Vertretung von Frauen in den Ausschüssen und Kommis-
sionen auf Landesebene zeigt, dass Frauen sich sehr wohl 
für Berufspolitik interessieren und sich einbringen. Der Frau-
enanteil in den Ausschüssen und Kommissionen ist in den 
verschiedenen Landeskammern sehr unterschiedlich. Die 
meisten Frauen sind in den KJP-Ausschüssen vertreten. 
Insgesamt betrachtet, wird der Sachverstand der Frauen in 
den Ausschüssen und Kommissionen auf Landesebene ge-
schätzt. Alles in allem engagieren sich prozentual mehr Frau-
en in den Ausschüssen und Kommissionen, als sie in die Ver-
treterversammlungen auf Landesebene gewählt sind. Dieses 
Engagement zeigt, dass das viel genutzte Argument, „Frauen 
interessieren sich nicht für Politik“ hinfällig ist. Gleiches kann 
daran erkannt werden, dass sich bei den letzten Wahlen zum 
Vorstand der Bundespsychotherapeutenkammer im April 
2015 mehrere Frauen, mit mehrjähriger Erfahrung in der Vor-
standsarbeit von Landeskammern, zur Wahl gestellt hatten.

5 www.bundesaerztekammer.de/ueber-uns/vorstand/
6 Dr. Christiane Groß, Symposium der BPtK „Frauen in der Berufspolitik“ vom 
29.09.2016, verfügbar unter www.bptk.de/uploads/media/20161017_vortrag_
dr.-gross_deutscher-aerztinnenbund.pdf
7 Der Vorstand der Bundeszahnärztekammer besteht aus den Präsidentinnen 
und Präsidenten der Landeszahnärztekammern und der/dem gewählten Präsi-
dentin/Präsidenten und zwei Vizepräsidentinnen/-präsidenten: www.bzaek.de/
wir-ueber-uns/organisationsstruktur/vorstand.html
8 www.bzaek.de/wir-ueber-uns/daten-und-zahlen/mitgliederstatistik/altersver-
teilung.html
9 Lars Holtkamp, Elke Wiechmann & Sonja Schnittke (2009). Unterrepräsen-
tanz von Frauen in der Kommunalpolitik, Heinrich-Böll-Stiftung. Zugriff am 
02.08.2017. Verfügbar unter: www.boell.de/sites/default/files/assets/boell.de/
images/download_de/demokratie/Studie_Frauen-Unterrepraesentanz_in_Kom-
munen.pdf
10 Ebd. S. 9
11 Ebd. S. 10

        Prozentual engagieren sich mehr Frauen in den Ausschüssen  
und Kommissionen, als sie in die Vertreterversammlungen auf Landes-
ebene gewählt sind.
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Da es in unserer Gesellschaft immer noch üblich ist, dass sich 
in erster Linie und in letzter Verantwortung Frauen um die 
Kindererziehung und die Pflege von Angehörigen kümmern, 
ist es für sie besonders schwer, Arbeit, Erziehung/Pflege 
und ehrenamtliches Engagement in Einklang zu bringen. Es 
wird umso schwieriger, je mehr Verpflichtung das Ehrenamt 
mit sich bringt. Die Mitarbeit in einem Landeskammer- oder 
im Bundeskammervorstand oder gar das Amt der Präsiden-
tin geht mit einer hohen Verpflichtung und hohem Zeitauf-
wand einher. Viele Termine, auch viele am Abend, machen 
eine Vereinbarkeit schwer. Umso wichtiger ist eine Politik der 
Wertschätzung ehrenamtlicher Tätigkeit und familiäre Unter-
stützung, z. B. bei der Organisation von Kinderbetreuung oder 
der Pflege von Angehörigen. Für Männer ist die Vaterschaft 
offenbar ein weniger gewichtiger Grund, auf ein Amt zu ver-
zichten. So zeigt eine Studie zu Frauen in Führungspositionen 
von Wippermann, dass deutlich mehr Frauen in Führungs-
positionen alleine leben und auch deutlich weniger Frauen 
Kinder haben als Männer in vergleichbaren Positionen (Wip-
permann/Sinus Sociovision GmbH im Auftrag des BMFSFJ, 
2010).12

Die Sozialstrukturthese kann nicht auf die Situation in den Psy-
chotherapeutenkammern übertragen werden. In den Ländern 
ist es in der Regel so, dass viele Listen über Mitglieder in Ver-
bänden zusammengestellt werden, das heißt, aussichtsrei-
che Kandidatinnen werden gefragt, ob sie kandidieren wollen. 
Die, die auf den vorderen Plätzen landen, haben eine höhere 
Chance, am Ende auch in die Vorstände gewählt zu werden, 
sofern die Liste reüssiert. Es wäre also zu fragen, wie viele 
Frauen auf den jeweiligen Listen vordere Plätze belegen und 
damit eine hohe Chance haben, in Vorstände oder gar Präsi-
dien zu kommen. Auf der Bundesebene spielen die Verbände 
ebenfalls eine große Rolle. Viele einigen sich im Vorfeld auf 
ein Mitglied aus ihren Reihen, das dann ins Rennen geschickt 
wird. Oft sind dies diejenigen, die bereits in Landesvorstän-
den vertreten sind. Und oft sind dies eben Männer.

Sogenannte Ochsentouren, wie wir sie aus der Politik ken-
nen, sind in der Berufspolitik nicht üblich. Aber sicherlich ist 
es auch in der Berufspolitik so, dass hohe Anforderungen an 
die zeitliche Verfügbarkeit gestellt werden, die nicht jede Frau 
erfüllen kann oder will. Auch in den Verbänden werden Erwar-
tungen an Präsenzzeiten gestellt, z. B. Teilnahme an Sitzun-
gen, Veranstaltungen etc. Lässt man sich hier „nicht blicken“, 
wird dies ggf. Auswirkungen auf die Bereitschaft der Verbän-
de haben, solche Mitglieder, die oft „nicht können“, für hohe 
Positionen vorzuschlagen.

Die Quotenthese verbindet ein Erklärungsangebot mit einem 
Änderungsansatz. Für die Wirksamkeit der Quote gibt es in 
vielen Bereichen der Politik und Wirtschaft gute Evidenz. We-
nige Gleichstellungsinstrumente sind so gut belegt wie die 
Quote. Daher setzen inzwischen viele Länder auf eine Quo-
te in unterschiedlichen Ausgestaltungen bei der Bestellung 
von Ausschüssen und Gremien. Quoten und andere Vorga-
ben zur Besetzung von Gremien ergeben sich auf Landes-

ebene beispielsweise aus den Heilberufekammergesetzen 
und den Landesgleichstellungsgesetzen. Vorgaben wie die 
angemessene Berücksichtigung von Frauen und Männern 
entsprechend ihrer Mitgliederzahl bei der Wahl der Vertreter-
versammlung, Vorgaben zur Besetzung der Listen bei Kam-
merwahlen und das Anstreben einer paritätischen Besetzung 
der Organe der Kammern werden in unterschiedlicher Aus-
gestaltung einzelner Heilberufekammergesetze vorgesehen. 
Bei diesen Regelungen handelt es sich jedoch lediglich um 
„Soll-Regelungen“. Auch die Regelungen der Landesgleich-
stellungsgesetze geben auf Landesebene Quoten oder eine 
paritätische Besetzung von Gremien vor. Auch hier handelt 
es sich meist um „Soll-Regelungen“, zum Teil aber auch um 
„Muss-Regelungen“. Auf diese Weise wird dafür gesorgt, 
dass auch Frauen Gremienerfahrung sammeln und sich für 
die weitere berufspolitische Arbeit empfehlen. Der höhere 
Anteil von Frauen führt auch dazu, dass es weibliche Modelle 
und Vorbilder gibt, die es Frauen erleichtern, auch berufspoli-
tische Ämter mit Führungsverantwortung anzustreben.

Vorschläge der Bund-Länder-AG  
„Frauen in der Berufspolitik“
Um die Diskrepanz zwischen dem Mitgliederanteil und der 
Repräsentanz von Frauen in den Gremien der BPtK zu adres-
sieren, wurde die Bund-Länder-Arbeitsgruppe (Bund-Länder-
AG) Frauen in der Berufspolitik ins Leben gerufen. Die Bund-
Länder-AG hat sich mit den Gründen der Unterrepräsentanz 
und Instrumenten zur Gleichstellung beschäftigt. Ziel der 
Arbeitsgruppe ist es, die Repräsentanz von Frauen in den 
Gremien der BPtK aktiv zu ändern. Demokratie erfordert die 
gleichberechtigte Einbeziehung der Geschlechter, sowohl auf 
der Ebene der Delegiertenversammlungen und Ausschuss-
arbeit als auch auf der Ebene der Ausschussvorsitze und 
der Vorstände. Außerdem kann eine höhere Akzeptanz der 
Mitglieder geschaffen werden, wenn diese sich auch in ih-
ren nach Geschlechtern divergierenden Interessen vertreten 
fühlen.

Die Bund-Länder-AG diskutierte entlang der verschiedenen 
Erklärungsansätze für die Unterrepräsentanz von Frauen ver-
schiedene Unterstützungsangebote sowie strukturelle Ver-
änderungen, die geeignet sein könnten, Abhilfe zu schaffen. 
Mentoring-Programme könnten für Kolleginnen den Einstieg 
in das berufspolitische Leben erleichtern. Die Einführung von 
Redelisten bei Kammerversammlungen, die abwechselnd 
Rednerinnen und Redner berücksichtigen, könnte dazu bei-
tragen, dass Frauen schneller positive Erfahrungen machen 
können, aber auch das Diskussionsklima verändern. Kinder-
betreuungsmöglichkeiten am Rande wichtiger Versammlun-
gen, wie dem DPT, könnten die Teilnahme für Frauen mit 
Kindern erleichtern. Alle diese Ansätze werden als hilfreich 

12 „Frauen in Führungspositionen – Barrieren und Brücken“, verfügbar unter 
www.bmfsfj.de/blob/93874/7d4e27d960b7f7d5c52340efc139b662/frau-
en-in-fuehrungspositionen-deutsch-data.pdf
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eingeschätzt, jedoch nicht als hinreichend erachtet, um die 
unzureichende Vertretung von Frauen tatsächlich grundsätz-
lich und schnell aufzuheben.

Was sich aber in anderen politischen oder wirtschaftlichen 
Kontexten nachweislich als wirksam bewährt hat, ist die Ein-
führung einer verbindlichen Quotenregelung. Eine angemes-
sene Repräsentanz ohne eine verbindliche Quote ist bisher 
nicht gelungen. Trotz des hohen Anteils von über 70% der 
Mitgliedschaft, sind Frauen nicht angemessen in den Vorstän-
den oder Präsidien vertreten. Die Bund-Länder-AG kam daher 
zu dem Ergebnis, dass es ohne eine Quotenregelung nicht 
möglich ist, den Frauenanteil in den Gremien zu erhöhen.

Innerhalb der AG wurde über verschiedene Quoten disku-
tiert, die die Repräsentanz von Frauen sicherstellen können. 
Es gibt unterschiedliche Möglichkeiten, Quoten zu gestalten. 
Sie können zwingend sein durch eine „Muss“-Regelung oder 
freiwillig durch eine „Soll“- oder „Kann“-Regelung. Die Bund-
Länder-AG einigte sich darauf, dass nicht nur die Frauen mit 
einer festen Quote vertreten sein sollen, sondern die Quoten-
regelung gleichermaßen für Frauen und Männer gelten und 
damit die Gleichstellung der Geschlechter in allen Gremien 
der BPtK langfristig sicherstellen soll.

Kritische Überlegungen galten auch einem Argument, das 
bei der Neueinführung von Quotierungen oft ins Feld geführt 
wird: Personen, die unabhängig von ihrer Qualifikation „allein 
wegen der Quote“ in wichtige Ämter befördert würden, ver-
lören dadurch an Respekt und Ansehen. Hier zeigt sich aber 
sowohl in den Parteien, die eine Quote eingeführt haben, als 
auch bei der bevorzugten Stellenbesetzung mit Frauen, dass 
sich diese Befürchtungen in der Praxis nicht bewahrheitet ha-
ben. Insgesamt fallen die Berichte nach Erhöhung des Frauen-
anteils in gemischten Teams überwiegend positiv aus und die 
Erhöhung wird als bereichernd empfunden. Zur Verbesserung 
der Beteiligung von Frauen in der Berufspolitik wird daher in 
einem ersten Schritt auf dem 31. DPT am 18. November 2017 
in Berlin ein Antrag zur Abstimmung gestellt werden, mit dem 
die Aufnahme einer Quotenregelung in die Satzung der BPtK 
erreicht werden soll. Im Bundesvorstand müssen danach von 
den fünf Vorstandspositionen mindestens zwei durch Frauen 
und mindestens zwei durch Männer besetzt werden. Inner-
halb des Präsidiums müssen mindestens eine Frau und ein 
Mann vertreten sein.

In der Bund-Länder-AG wurde auch diskutiert, wie mit einer 
solchen Regelung Delegierte bei der Besetzung berücksich-
tigt werden, die sich keinem der zwei Geschlechter zugeord-
net fühlen. Die geplante Quotenregelung sieht daher vor, für 
vier von fünf Positionen im Bundesvorstand das weibliche 
oder männliche Geschlecht vorzugeben. Delegierte, die sich 
keinem dieser Geschlechter zugeordnet fühlen, werden da-
durch nicht behindert.

Es soll eine Quote für alle Gremien der BPtK geschaffen wer-
den, d. h., neben dem Bundesvorstand betrifft dies in unter-

schiedlicher Ausgestaltung z. B. auch die Kommissionen und 
Ausschüsse sowie die Versammlungsleitung.

Instrumente der Gleichstellung sowie die Repräsentanz von 
Frauen in den Landespsychotherapeutenkammern und der 
BPtK werden künftig weiter Thema bleiben. Dazu gehört 
auch die Frage, ob es eines Gremiums bedarf, das sich damit 
beschäftigt, wie sich die Mitgliederstruktur in der Organisati-
on und im politischen Handeln der BPtK abbildet.

Es ist an der Zeit, dass die berufspolitischen Verhältnisse end-
lich gerechter werden.
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Wie erleben berufspolitisch aktive Frauen ihr Engagement in 
der Berufspolitik? Ergänzend zu dem Artikel, der sich mit den 
Strategien zur Erhöhung des Frauenanteils in den Gremien 
der Kammern befasst (S. 237 ff.), befragte Mareke de Brito 
Santos-Dodt für das PTJ die Kolleginnen Amelie Thobaben 
(Bremen), Sabine Maur (Rheinland-Pfalz), Cornelia Beeking 
(Nordrhein-Westfalen) und Andrea Benecke (Rheinland-
Pfalz). Allen gemeinsam ist, dass sie Delegierte ihrer Landes-
kammer bei der Bundespsychotherapeutenkammer sind und 
die Anforderungen der Gremienarbeit aus unterschiedlichen 
Positionen heraus gut kennen.

Mareke de Brito Santos-Dodt (PTJ): Wie lässt sich die 
derzeitige Situation von Frauen in der psychotherapeu-
tischen Berufspolitik beschreiben?

Amelie Thobaben (AT): Frauen machen den größten Teil der 
Kammermitglieder aus und sind dennoch in den Führungspo-
sitionen in der Minderheit.

Andrea Benecke (AB): Frauen findet man einfach vergleichs-
weise selten in der Berufspolitik. Das ist ein völliger Anachro-
nismus, den wir abschaffen wollen. Es braucht weibliche Vor-
bilder, die zeigen, dass Frauen solche Funktionen überneh-
men und ausfüllen können.

Cornelia Beeking (CB): Wir haben uns für einen tollen Beruf 
entschieden, den wir gerne und lange ausüben wollen. Lei-
der sind die Voraussetzungen für eine gelingende und gute 
Versorgung noch nicht optimal. Um daran etwas zu ändern, 
ist unser berufspolitisches Engagement wichtig. Ansonsten 
ärgert man sich und nichts oder wenig passiert …

Interview

„Nichtstun ist keine Option, wenn sich etwas  
ändern soll!“
Ein Gespräch mit Kolleginnen über Frauen in der Berufspolitik

Mareke de Brito Santos-Dodt im Gespräch mit Amelie Thobaben, Sabine Maur, Cornelia Beeking und Andrea Benecke

Sabine Maur (SM): Ich will mit einem Zitat von Holger Bör-
ner antworten: „Wer keine Politik macht, mit dem wird sie 
gemacht.“

Wie sind Sie zur Berufspolitik gekommen? Was war 
dafür ausschlaggebend und seit wann sind Sie dabei?

SM: Ich bin seit 2010 berufspolitisch aktiv. Damals wurde ich 
gefragt, ob ich Lust hätte, mich zu engagieren. Ehrlich gesagt 
wusste ich gar nicht genau, worum es geht (lacht), da mir die 
Strukturen und Gremien nicht oder kaum bekannt waren. Ich 
wäre wohl nicht dazu gekommen, wenn ich nicht gezielt – und 
zwar von einer Frau – angesprochen worden wäre.

AT: Bereits als Ausbildungsteilnehmerin (PiA) habe ich mich 
im Austausch mit Kolleginnen und Kollegen dafür eingesetzt, 
die Bedingungen in den Ausbildungsinstituten kritisch zu 
überprüfen. Nach finanziell haarsträubenden Erfahrungen 
wechselte ich selbst das Institut, was mich damals viel Geld 

(an das alte Institut) und Kraft ge-
kostet hat. Dadurch war mein In-
teresse für die Ausbildungsreform 
geweckt. Ein Thema, für das ich 
mich seitdem einsetze. In offiziel-
len berufspolitischen Strukturen 
bewege ich mich seit 2012. Als ich 
die Approbation erhielt, betrug die 

Wartezeit auf einen Kassensitz in Bremen mehr als zehn Jah-
re. Ich fragte mich, wie ich meine berufliche Zukunft gestalte. 
Als ich feststellte, dass ich in Bremen zu wenig Antworten 
auf meine Fragen erhielt, übernahm ich diese Aufgabe. Auf 
der Suche nach Wissen vernetzte ich mich zunehmend bun-
desweit und engagierte mich dann auch in der Kammer. Auf 
diesem Wege konnte ich Themen, die mir besonders wichtig 
sind, vorantreiben. Regional ist das sicherlich Jobsharing. An 
einem Ort, an dem Sitze oft nicht weitergegeben werden dür-
fen und dadurch abgebaut werden, ist das eine gute Möglich-
keit – sowohl für die zukünftig Sitzabgebenden als auch die 
Bewerberinnen und Bewerber. An einem Ort wie Bremen ist 
natürlich auch die Bedarfsplanung ein wichtiges Thema. Als 
Mitglied des Deutschen Psychotherapeutentags habe ich die 

        Als Mitglied des Deutschen Psychotherapeutentags habe ich die 
Möglichkeit, mitzureden und mitzustimmen.
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Möglichkeit, mitzureden und mitzustimmen. Dort fallen mir 
immer wieder Themen auf, die verschiedene Gruppen aus 
sehr unterschiedlichen Perspektiven anschauen. Ich freue 
mich, zu erleben, wie sich immer mehr jüngere Kolleginnen 
und Kollegen engagieren und dadurch auch die wachsenden 
Gruppen von PiA sowie Approbierten ohne Kassenzulassung 
stärker zu Wort kommen.

CB: Mein Vater hat mich während des Praktischen Jahres 
ständig gefragt, weshalb ich bei der stationären Ausbildung 
keine Bezahlung erhalte. Das erschien ihm als langjährigem 
Schöffen beim Oberlandesgericht Hamm „sittenwidrig“. Ich 
hatte keine gute Antwort darauf und begann nachzufragen. 
Daraus resultierte mein Engagement: seit 2005 in der PiA-
Vertretung und anschließend seit 2009 in der Kammerver-
sammlung und im Vorstand in NRW.

AB: Als ich 2005 nach Rheinland-Pfalz zog, wurde ich sehr 
gedrängt, mich in den Landesverband der Deutschen Ge-
sellschaft für Verhaltenstherapie 
(DGVT e. V.) einzubringen, der da-
mals im Umbruch war. 2006 war 
es dann logisch, eine eigene Kam-
merwahl-Liste aufzustellen. Mit 
Erfolg: Ich wurde Vizepräsidentin 
im Land und bin das bis heute. 
Ich weiß noch gut, wie ich noch 
völlig unerfahren mit ausschließ-
lich männlichen Berufspolitik-Profis eine Koalition vereinbart 
habe. Heute denke ich, dass ich damals ganz schön naiv war 
und großes Glück hatte, es mit einem sehr redlichen, aufrich-
tigen und großherzigen Mann zu tun gehabt zu haben, Alfred 
Kappauf, unserem verstorbenen Präsidenten, der mich dann 
in den nächsten Jahren sehr unterstützt und gefördert hat. 
Er war es auch, der mich sehr gedrängt hat, für den Bundes-
vorstand zu kandidieren. Auch für ihn war immer klar, dass 
es überhaupt nicht geht, dass so viele Männer über die Ge-
schicke eines Berufs bestimmen sollen, in dem überwiegend 
Frauen arbeiten.

Und was ist es denn, was Sie in der Berufspolitik hält? 
Weshalb sind Sie immer noch dabei?

AB: Weil es mir einfach Spaß macht. Wir haben einen tollen 
Beruf – und die Rahmenbedingungen für die Berufsausübung 
und die Berufsausbildung mitgestalten zu können, ist ein Pri-
vileg und eine große Herausforderung. Mann/Frau kann da 
wirklich etwas bewegen, und je höher die Position ist, die er 
oder sie bekleidet, desto größer ist der Einfluss, den er oder 
sie hat. Und hier die manchmal besondere Sicht der Frauen 
auf ein Thema nicht außer Acht zu lassen, ist sehr wichtig.

AT: Im Laufe der Zeit lernte ich immer mehr, die berufspoliti-
schen Schwierigkeiten, Herausforderungen und Einflussmög-
lichkeiten zu verstehen. Die Berufspolitik unterbricht die All-
tagsroutine und bereichert mein Leben auch durch viele neue 
Kontakte. Mir machen Vernetzung und gemeinsame Projekte 

Spaß. Und natürlich tut es gut, zu erleben, Veränderungen 
herbeiführen zu können.

SM: Es macht einfach Spaß. Nicht immer gleich viel, und das 
Tempo ist für jemanden mit meinem Temperament oft eher 
quälend, aber ich finde es trotzdem faszinierend und freue 
mich, die Möglichkeit zu haben, Einfluss zu nehmen und 
Dinge mitzugestalten. Nichtstun ist ja bekanntlich keine Op-
tion, wenn sich die Dinge für uns Psychotherapeutinnen und 
-therapeuten und die Versorgung von Patientinnen und Pati-
enten zum Besseren wenden sollen.

CB: Ich wollte verstehen, weshalb die Strukturen so sind, wie 
sie sind, und dabei mitwirken, die Ausbildungsbedingungen 
zu verbessern. Im Laufe meiner berufspolitischen Arbeit sind 
für mich neue Fragen und Möglichkeiten insbesondere für die 
KJP deutlich geworden. Dann ist es gut, mich an den Diskus-
sionsprozessen zu beteiligen und zu merken, dass die Beteili-
gung sinnvoll und notwendig ist. Es ist sehr befriedigend, mit 

engagierten Kolleginnen und Kollegen Lösungen zu erarbei-
ten und gemeinsam Kompromisse zu finden, um die Psycho-
therapeutinnen und -therapeuten mit einer starken Stimme 
nach außen zu vertreten. Es gab für mich auch viele Heraus-
forderungen zu meistern. Ich habe in dieser Zeit zwei Kinder 
bekommen und diese teilweise in Vorstandssitzungen und 
Ausschusssitzungen sowie in politische Gremien mitgenom-
men. Das war ganz und gar nicht selbstverständlich. Wenn 
ich nicht eine tolle Familie hätte, die mich voll unterstützt, wä-
re mein Engagement in dieser Form gar nicht möglich gewe-
sen. Die Strukturen des berufspolitischen Engagements sind 
immer noch nicht wirklich familienfreundlich.

Welche Hindernisse stehen Ihrer Meinung nach einem 
berufspolitischen Engagement von Frauen entgegen?

SM: Das größte Hindernis ist meines Erachtens nach wie vor 
die Vereinbarkeit von Familie und Berufspolitik. Ich wundere 
mich immer, dass das über Jahrzehnte anscheinend für die 
meisten Männer in der Berufspolitik kein Thema war, denn 
die haben ja auch Kinder; deshalb wirkt es jetzt wie ein „Frau-
enthema“, obwohl es doch eigentlich ein „Familienthema“ ist. 
Ich bin Verfechterin davon, dass die berufspolitischen Akteure 
den Berufsstand möglichst gut repräsentieren sollten in Bezug 
auf Gender, Alter und sozio-kulturellen Hintergrund. Also auf 
gut Neudeutsch: mehr diversity statt nur old white men.

AB: Nicht selten bin ich z. B. in Sitzungen die einzige Frau und 
das ist schon befremdlich, weil ich in meinem Berufsalltag 

        Wir haben einen tollen Beruf – die Rahmenbedingungen für die 
Berufsausübung und die Berufsausbildung mitgestalten zu können, ist 
ein Privileg und eine große Herausforderung.
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praktisch nur von Frauen umgeben bin. Ein einziger meiner 
Mitarbeiter ist ein Mann! Nach fünf Jahren als einzige Frau 
im Landesvorstand habe ich seither meistens mit einer ande-
ren Frau dort gesessen und das verändert die Sitzungskultur 
schon. Zum Beispiel wurden die Tagesordnungen deutlich 
stringenter durchgearbeitet, die Orientierung an den Themen 
stand mehr im Mittelpunkt. Daneben: Spezifische Fragen, wie 
bezüglich der Vereinbarkeit von Familie und Beruf, sind ein 
wesentliches Thema für die vielen Frauen in unserem Berufs-
stand, das ist vielen Männern doch sehr fern. Auch die Frage, 
wie man Berufspolitik und Familie/Pflege zusammenbringt, 
betrifft immer noch viel mehr Frauen als Männer. Die Wahr-
scheinlichkeit, dass man sich darüber mal Gedanken macht, 
steigt sicher, wenn mehr Frauen in entscheidenden Gremien 
sitzen. Die Hindernisse, dass sich nicht mehr Frauen in der 
Berufspolitik finden, sind nach meinem Dafürhalten vielfältig. 
Die einen wissen nicht, wie man familiäre und berufspoliti-
sche Verpflichtungen (und die sind wirklich vielfältig und kön-
nen auch zeitraubend sein) mit einem vertretbaren Aufwand 
vereinbaren kann. Zum anderen schrecken, glaube ich, man-
che Frauen die Auseinandersetzungen, die natürlicherweise 
mit einem berufspolitischen Engagement einhergehen. Frau 
muss für ihre Überzeugungen kämpfen und manchmal kön-
nen das ja auch harte Diskussionen sein. Zudem gibt es we-
nige Vorbilder, bei denen man sehen kann, dass und wie das 
geht und auch, an denen man sehen kann, dass Frau sehr 
gute Berufspolitik machen kann und da „ihren Mann steht“.

CB: Ich bin sehr dankbar, dass sich der Berufsstand mit die-
sem Thema endlich u. a. in einem Symposium und durch die 
Einrichtung einer Bund-Länder-Arbeitsgruppe Frauen in der 
Berufspolitik (siehe hierzu auch S. 237 ff.) befasst. Sicher ist 
die Vereinbarkeit von Familie und Berufspolitik ein Thema. 
Die meisten Kolleginnen befinden sich in der Familiengrün-
dungsphase, wenn sie in den Beruf einsteigen. Damit ist das 
Thema Berufspolitik erstmal nicht besonders attraktiv. Wenn 
es dann noch nicht einmal Vorbilder gibt, die zeigen, wie das 
funktionieren kann, wird es noch schwieriger. Will man, dass 

Familie und Beruf vereinbar sind, was ja die allermeisten beja-
hen würden, muss man dafür auch die Rahmenbedingungen 
schaffen. Hierzu haben leider in der Vergangenheit sehr viele 
„nein“ gesagt. Dies läuft meinem Verständnis von Demokra-
tie grundsätzlich entgegen. Ich bin begeistert von der kürzlich 
verabschiedeten Reisekosten- und Entschädigungsordnung 
der Kammer Baden Württemberg, die endlich Betreuungs-
kosten während der Sitzungen berücksichtigt. Sitzungszeiten 
liegen oft außerhalb der normalen Betreuungszeiten und ma-
chen damit die Organisation von z. T. kostenpflichtigen Be-

treuungsangeboten notwendig. Wird dies nicht erstattet, er-
gibt sich eine Benachteiligung sowie eine große Erschwernis, 
sich beteiligen zu können. Aus demokratischer Sicht muss 
auch Entscheidungsträgerinnen und -trägern mit kleinen Kin-
dern die aktive Teilnahme ermöglicht werden. Diese Phase ist 
nicht unendlich, aber der Wiedereinstieg danach ist schwie-
rig, da die Hürden dann noch höher erscheinen.

Welche Unterstützung wäre nötig?

AT: Es braucht erfahrene Mentorinnen und Mentoren, die 
dazu ermutigen, etwas zu wagen, und mit Wissen und Rat 
unterstützen.

AB: Ich glaube auch, dass Mentoring der beste Schlüssel ist, 
Frauen an die Berufspolitik heranzuführen, damit sie selbst er-
leben können, dass diese Arbeit viel Spaß macht und ein Feld 
ist, auf dem man viel für unseren Berufsstand erreichen und 
diesen auch gestalten kann. Und dass auch intensive Ausei-
nandersetzungen fruchtbar sein können und man diese nicht 
meiden sollte. Hier sind alle Frauen, die schon berufspolitisch 
tätig sind, aufgefordert, sich einzubringen.

CB: Wir sollten auch über den Tellerrand schauen, wie andere 
Gremien diese Situation lösen, und selbst kreativ werden. Es 
gibt historisch betrachtet noch nicht so viele Erfahrungen mit 
dem Thema der Vereinbarkeit von Familie und Berufspolitik. 
Das sollte uns bewusst sein, nicht als Ausrede, sondern als 
Aufforderung, hier gestaltend tätig zu werden. Die Strukturen 
stammen eher aus einer anderen Zeit. Heute müssen wir den 
Faktor Zeit berücksichtigen und Lösungen bieten, wie z. B. 
Videoübertragung von Sitzungen und Telefonkonferenzen. 
Grundsätzlich eignen sich Mentoring-Programme, die Frauen 
gezielt ansprechen und unterstützen, um in die Strukturen hi-
neinzufinden. Wir brauchen aber auch Sitzungszeiten, die sich 
mit Familienzeiten vertragen, Vergütung von zusätzlichen Auf-
wendungen und insbesondere: Wertschätzung! Oft bin ich 
schon von befreundeten Kolleginnen und Freunden gefragt 

worden, „Conny, warum tust Du 
dir das an?“ Manchmal habe ich 
das auch gedacht. So richtig lustig 
sind viele Diskussionen nämlich 
nicht. Es kann schon sehr frust-
rierend sein, dass der im Alltag 
geäußerte Respekt vor der Arbeit 
mit dem System Familie und mit 
Kindern von politischen Vertretern 

des Berufsstandes nicht im gleichen Maße geteilt wird, man 
sogar mit unterschwelliger Geringschätzung konfrontiert ist. 
Das finde ich enttäuschend und auch belastend. Daneben 
geht die Zeit für die Vorbereitung sowie die Sitzungszeiten 
stark zu Lasten der Freizeit. Das ist, je mehr Verantwortung 
man trägt und je kleiner die Kinder sind, schon – wie Sabine 
es auch sagte – oft grenzwertig. Das sind die Schattenseiten. 
Zeitweise habe ich richtige Fluchttendenzen bemerkt, wenn 
die Belastung und insbesondere das Reiseaufkommen beson-
ders hoch waren, aber dann hat mich ein Thema wieder ge-

        Vereinbarkeit von Familie und Berufspolitik ist ein wichtiges The-
ma – denn die meisten Kolleginnen befinden sich in der Familiengrün-
dungsphase, wenn sie in den Beruf einsteigen.
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packt und ich bleibe dran … Zu merken, dass ich doch etwas 
bewirken kann, wenn auch manchmal nur mit ganz kleinen 
Schritten und mit viel Frustrationstoleranz, das bestärkt mich. 
Und es gibt viele sehr nette und unterstützende Kolleginnen 
und Kollegen und dann macht es doch wieder viel Spaß.

Was hat Ihnen geholfen und Sie in Ihrem Engagement 
bestärkt?

SM: Entscheidend war für mich, eine Mentorin zu haben, die 
mich angesprochen, mich gefördert und mir schnell auch ei-
niges zugetraut hat. Hinzu kam, dass die berufspolitische Zu-
sammenarbeit in Rheinland-Pfalz sehr positiv und freundlich 
ist, sodass man gut sachorientiert arbeiten kann und sich nicht 
in bizarren zwischenmenschlichen Scharmützeln aufreibt. 
Mein Engagement ist aber nur möglich, weil mein Mann mich 
sehr unterstützt und seine Arbeit 
auf eine halbe Stelle reduziert hat. 
Der Spagat zwischen Arbeit, Be-
rufspolitik, kleinem Kind und kran-
ken Großeltern ist manchmal aber 
wirklich grenzwertig.

CB: Meine Fraktion, das „Bündnis 
KJP“. Auch wenn wir bei vielen 
Themen unterschiedlicher Mei-
nung waren, haben wir toll zu-
sammengearbeitet und kontrovers diskutiert. In der Fraktion 
herrscht aus meiner Sicht ein tiefer Respekt vor unterschied-
lichen Ansichten, die auch nebeneinander stehen können 
und damit Kreativität durch ungehinderte Meinungsäußerung 
möglich machen. Danke an dieser Stelle! Meine Fraktion hat 
mich nebenbei auch sehr unterstützt und bestärkt, nach mei-
ner Schwangerschaft weiterzumachen und meine Kinder in 
die Sitzungen mitzubringen. Dieses Zutrauen und Bestärken 
hat mir viel Mut gegeben und davon möchte ich gerne et-
was weitergeben und an der Verbesserung von hinderlichen 
Strukturen arbeiten.

AB: Mir haben damals Männer geholfen, die mir Mut zuge-
sprochen und mich gefördert und vor allem gefordert haben, 
mir z. B. gesagt haben, dass ich mir etwas zutrauen darf, bis 
ich es dann irgendwann geglaubt habe. Ich hatte Glück, sol-
che Menschen zu treffen. Viele, die auch gute Voraussetzun-

gen hätten, haben dieses Glück vielleicht nicht. Daher sollten 
wir alles tun, Mentoring-Programme zu institutionalisieren, 
damit Förderung nicht dem Zufall überlassen bleibt.

Wie soll es nun weitergehen in dem Bemühen, mehr 
Frauen in die Berufspolitik zu bekommen? Was halten 
Sie für nötig, damit eine paritätische Besetzung der 
Ämter gelingt?

AT: Ich halte Quoten für sinnvoll.

SM: Ja, ohne Quote scheint es ja nicht zu gehen, wie wir 
aus vielen politischen und wirtschaftlichen Bezügen wissen. 
Ich bin darüber hinaus auch für eine Begrenzung von Amts-
zeiten.

CB: Alle Satzungen dahingehend zu prüfen und zu ändern – 
das ist wohl jetzt die Aufgabe, die ansteht.

AB: Ich habe lange gehofft, dass sich eine paritätische Be-
setzung einfach mit der Zeit ergibt. Aber obwohl wir Frauen 
zahlenmäßig immer mehr geworden sind, ist es immer noch 
so, dass wir vor allem in den Präsidien unterrepräsentiert 
sind. Das kann so nicht bleiben. Und wie es aussieht, ist eine 
Quote die einzige Möglichkeit, das nicht erst in 20 Jahren, 
sondern zeitnah zu ändern. Vielleicht brauchen wir aber auch 
auf der Bundesebene ein Gremium, so etwas wie einen Frau-
enrat, der bei einschlägigen Fragen angerufen werden kann 
oder gehört werden muss … Es bleibt abzuwarten, welche 
Konzepte seitens der jetzt eingerichteten Bund-Länder-AG 
dazu noch entwickelt werden.

Liebe Kolleginnen, ich danke Ihnen für das Gespräch.

        Ich glaube, dass Mentoring der beste Schlüssel ist, Frauen  
an die Berufspolitik heranzuführen – dadurch können sie  selbst  
erleben, dass diese Arbeit Spaß macht und ein Feld ist, auf  
dem man viel für unseren Berufsstand erreichen und diesen auch  
gestalten kann.
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tin, ist niedergelassen in Mainz mit einem Kassensitz für Kin-
der- und Jugendlichenpsychotherapie. Sie ist Vorstandsmit-
glied der Landespsychotherapeutenkammer Rheinland-Pfalz, 
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Buchrezensionen

Plädoyer für einen Tabubruch

Grubner, A. (2017). Die Macht der Psy-
chotherapie im Neoliberalismus. Eine 
Streitschrift. Wien/Berlin: Mandel-
baum Verlag, 386 Seiten, 20,– €

Die Grundthese der Autorin lautet: Im 
Neoliberalismus ist die Psychotherapie 
heillos mit den herrschenden Verhält-
nissen verstrickt. Ein Bereich der per-
sönlichen Hilfe ist Teil der gesellschaftli-
chen Machtstrukturen. Jeder muss sich 
individuell marktförmig, flexibel und fit 
präsentieren. „Es kann gar nicht genug 
optimiert werden, weil nur das Selbst 
ausschlaggebend ist für ein gelingen-
des Leben. Daraus folgt die Erfordernis 
einer ständigen Beschäftigung, Selbst-
beobachtung und kontrollierenden Acht-
samkeit der körperlichen Konstitution, 
dem Aussehen, der Außenwirkung, 
den Affekten, den mentalen Fähigkei-
ten, der emotionalen Kraft und Stärke, 
der Bildung, dem sozialen Umgang und 
dem Job gegenüber.“ S. 224). Selbst 
Krankheit und Armut werden zum eige-
nen Versagen eines irgendwie verkehrt 
geführten Lebens. Psychotherapie ist 
die dazu passende Selbsttechnologie. 
Sie schafft das marktorientierte, sich 
autonom und frei fühlende Subjekt.

Mithilfe einer sehr umfassenden Ein-
führung in das Werk Michel Foucaults 
erarbeitet Angelika Grubner historisch 
die Verknüpfung von Psyche, Psycho-
therapie und Macht, vom Mittelalter bis 
zum aktuellen Neoliberalismus. Im Fo-
kus hat sie dabei die psychotherapeuti-
sche Realität in Österreich. Einige ihrer 
Argumente hätten so nicht gepasst, 
hätte sie die deutsche Realität mit ein-
bezogen. In Österreich ist Psychothe-
rapie kein akademischer Heilberuf, die 
privaten Ausbildungsinstitute scheinen 
kaum kontrolliert, österreichische Kolle-

ginnen und Kollegen präsentieren sich 
anscheinend oft weniger als Kranken-
behandler, sondern eher als Persönlich-
keitsentwickler. Der Unterschied zum 
Medizinstudium ist groß. In Österreich 
müssen Menschen, die eine befristete 
Berufsunfähigkeitspension beziehen, an 
einer Zwangspsychotherapie teilneh-
men. Die Psychotherapeutinnen und 
-therapeuten müssen ihnen die moti-
vierte Teilnahme bestätigen, sonst wer-
den die Zahlungen eingestellt.

Im letzten Kapitel versucht die Auto-
rin sich an der Rückkehr der Politik in 
den psychotherapeutischen Diskurs. 
Sie fragt sich, ob die Psychotherapie 
eine emanzipatorische Bewegung er-
möglichen kann. Nach Foucault gibt 
es auch die Möglichkeit eines anderen 
Subjekt-Seins. „Damit ist das Subjekt 
zu jeder Zeit ausschließlich in seiner 
Geschichtlichkeit und seiner Eingebun-
denheit in gesellschaftliche Lebens-
verhältnisse zu verstehen.“ (S. 298). 
Es ist dem Subjekt möglich zu miss-
trauen, die Gesellschaft abzulehnen, 
sie zu transformieren … (vgl. S. 301). 
Der psychotherapeutische Blick dürfe 
dann nicht nur die singuläre Psyche 
in den Augenschein nehmen. „Eine 
Erweiterung wäre es, die Beflügelung 
kollektiver emanzipatorischer Kämpfe 
anzudenken“ bzw. ihre „fundamentale 
Verbundenheit mit der Sozietät in den 
Mittelpunkt“ zu rücken (S. 324).

Die Aufgabe der Psychotherapeutin 
oder des Psychotherapeuten ist, eine 
„Gegendiagnose“ zu stellen, sie soll 
das individuelle Fühlen, Kranksein oder 
Scheitern mit den herrschenden politi-
schen Verhältnissen in Verbindung brin-
gen. Grubner plädiert für einen Tabu-
bruch, für das Thematisieren politischer 

Verhältnisse im psychotherapeutischen 
Setting. Ziel ist ein solidarisches, gutes 
Leben jenseits neoliberaler Glücks-
versprechen. Konkreter wird Angelika 
Grubner in diesem Buch in ihren Aus-
führungen leider nicht.

Da sie sich am Ende des Buches bei den 
Patientinnen und Patienten bedankt, 
„die mir Einblick in ihren politischen All-
tag und die mit ihm verbundenen Sor-
gen und Nöte gewährt haben“ (S. 361), 
wäre es spannend zu erfahren, wie 
sie ihre Emanzipationsüberlegungen 
in ihrem psychotherapeutischen Alltag 
lebt. Sucht sie gemeinsames politisches 
Handeln mit den Patientinnen und Pati-
enten? Wie kann so etwas aussehen? 
Ist da gleiche Augenhöhe möglich? Wie 
reagiert sie, wenn Patientinnen und 
Patienten an ihrer Nichtemanzipation 
festhalten? In der Studentenbewegung 
der 1960er- und 1970er-Jahre gab es 
ähnliche Überlegungen, von denen 
aber wenig in der Praxis erfolgreichen 
Niederschlag gefunden hat. Überzeu-
gen können solche gesellschaftskriti-
schen Grundüberlegungen nur, wenn 
sie als gelebte Berufspraxis nachvoll-
ziehbar sind. Auf eine Fortsetzung der 
Streitschrift bin ich sehr gespannt. Die 
explizite Darstellung der Lehre von 
Foucault erscheint mir unangemessen 
lang. Auch sonst hätten durch ein gutes 
Lektorat Wiederholungen vermieden 
werden können. Ich hoffe, dass jünge-
re Kolleginnen und Kollegen, die bisher 
mit solchen gesellschaftskritischen Po-
sitionen in Bezug auf Psychotherapie 
noch nicht in Kontakt gekommen sind, 
genügend Energie aufbringen, um sich 
durch dieses umfangreiche Werk durch-
zuarbeiten.

Hans Schindler,
Bremen
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Zur Bedeutung und Anwendung des Spiels in der psychodynamischen 
Diagnostik der Kinder- und Jugendlichenpsychotherapie

Lehmhaus, D. & Reiffen-Züger, B. 
(2017). Psychodynamische Diagnos-
tik in der Kinder- und Jugendlichen-
Psychotherapie. Die Praxis projektiver 
Tests: Probatorik, Indikation und OPD-
KJ. Frankfurt a. M.: Brandes & Apsel, 
319 Seiten, 39,90 €

In dem Buch werden grundlegend die 
Bedeutung psychodynamischen Den-
kens und der Nutzen psychodynami-
scher Testverfahren beschrieben. Es 
gibt verständlich geschrieben Einblick 
auch für nicht psychodynamisch tätige 
Psychotherapeutinnen und -therapeu-
ten in die Arbeit von Kinder- und Ju-
gendlichenpsychotherapeutinnen und 
-therapeuten (KJP).

Das Buch ist in zwei Teile unterteilt. 
So werden im ersten Teil des Buches 
grundlegende Begrifflichkeiten leicht 
verständlich und in einer sehr respekt-
vollen Ausdrucksweise gegenüber Pati-
entinnen und Patienten und deren Fami-
lien erläutert. Der zweite Teil beschreibt 
verschiedene Testverfahren, welche 
teilweise mit Fallbeispielen verdeutlicht 
werden.

Im Buch werden vor allem die hohen 
Anforderungen an psychodynamisch 
arbeitende KJP herausgestellt. Es wird 
hervorgehoben, dass projektive Tests 
immer individuell und im Kontext der 
Beziehung zwischen Patientin/Patient 
und Psychotherapeutin/Psychothera-
peut interpretiert werden sollten. Es 
wird wiederholt die Haltung hervorge-
hoben, dass ein projektiver Test allein 
nie aussagekräftig ist. Für eine sorg-
fältige Diagnostik sollten immer ver-
schiedene Testverfahren angewandt 
werden. Die Relevanz, Funktion und 
der Nutzen von projektiven Verfahren 
werden gut dargestellt. Es wird betont, 
dass die gestalterischen, spielerischen 
und erzählerischen Momente des Kon-
taktes mit dem Kind und dessen Fami-
lie für die diagnostische und psychody-

namische Arbeit hilfreich sind, um die 
innere Welt des Kindes zu verstehen. 
Die Themen Symbolisierung, das Spiel 
und die Abwehrmechanismen sind sehr 
ausführlich und greifen grundlegende 
Kenntnisse in diesen Bereichen auf. Die-
se Ausführlichkeit ermöglicht es auch 
weniger versierten Leserinnen und 
Lesern, die Bedeutung des psychody-
namischen Verstehens zu erfassen und 
theoretisch einzuordnen. Im Gegenzug 
dazu werden die Bereiche szenisches 
Verstehen und die Interpretation von 
unbewusstem Material nur kurz behan-
delt. Jedoch zeigt das Werk auf vielfäl-
tige Weise, dass das kindliche Spiel aus 
dem klinischen Kontext der Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapie nicht weg-
zudenken ist. Die Autorinnen verstehen 
das Spiel als Dialog zwischen Patientin 
oder Patient und KJP, um eine Bezie-
hung aufzubauen, und es hilft Kindern, 
eigene Bedürfnisse auszudrücken. 
Nach Ansicht der Autorinnen müssen 
KJP in der Lage sein, selbst spielen zu 
können. Sie müssen sich auf das Kind 
einlassen und dürfen gleichzeitig ihre 
Rolle als Psychotherapeutin oder -the-
rapeut nicht verlassen. Das Buch drückt 
aus, wie vielschichtig die Arbeit als KJP 
ist und welche Anforderungen das „ein-
fache“ Spiel an die Psychotherapeutin-
nen und -therapeuten stellt.

Der zweite Teil beschäftigt sich mit 
der teilweise recht kurzen Vorstellung 
einiger projektiver Testverfahren. Die 
Autorinnen formulieren, dass nur eine 
Kombination von Zeichen-, Erzähl- und 
Spieltests sinnvoll sei, um sich ein 
Bild der Patientin oder des Patienten 
machen zu können. Die Beschreibung 
verschiedener projektiver Zeichentests 
mit kurzen, klaren Ausführungen zur 
Durchführung und Auswertung laden 
dazu ein, diese direkt in der Praxis 
anzuwenden und zu diagnostischen 
Zwecken zu nutzen. Die darauffolgend 
beschriebenen Erzähltests, imaginati-
ve Verfahren, Bindungsdiagnostik und 

weiteren Spieltest werden kurz vorge-
stellt, können aber teilweise nicht oh-
ne zusätzlich zu erwerbendes Material 
genutzt werden. Im Anschluss wird das 
Sandspiel sehr umfassend dargestellt. 
Der Scenokasten wird als teilweise an-
tiquierter und mit wenig kindgerechtem 
Material ausgestatteter Spieltest nur 
kurz beschrieben. Ausführlicher wird in 
den von Dagmar Lehmhaus und Bertke 
Reiffen-Züger entwickelten Plämokas-
ten eingeführt. Die Beschreibungen der 
vorgestellten Tests sind teils sehr diffe-
renziert und ausschweifend. In einigen 
Schilderungen wiederholen sich die 
(Co-)Autorinnen.

Abschließend wird ein ausführlicher An-
hang zur Verfügung gestellt. Es werden 
u. a. Abwehrmechanismen, intrapsychi-
sche Konflikte und die Operationalisie-
rung der Ich-Strukturellen Fähigkeiten 
gem. OPD-KJ 2 aufgeführt. Materiali-
en zur Auswertung der probatorischen 
Sitzungen, ein Protokollbogen für den 
Scenotest und für den Plämokasten 
wie auch eine Zusammenfassung zur 
Bindungsdiagnostik mit einer Übersicht 
zur Erstellung eines Genogramms sind 
abgebildet.

Zusammenfassend ist festzuhalten, 
dass es ein lesenswertes Buch ist, 
welches einerseits einen guten theore-
tischen Überblick über die psychodyna-
mische Verstehens- und Arbeitsweise 
liefert und andererseits eine Auffri-
schung der Kenntnisse zur praktischen 
Anwendung von projektiven Testver-
fahren bietet. Die Auswertung und In-
terpretation der projektiven Testverfah-
ren könnte ausführlicher sein. Trotz der 
guten und teilweise ausführlichen Dar-
stellung der Testverfahren ist es jedoch 
nicht möglich, diese ohne vorherige Ein-
weisung einzusetzen.

Cristiane Bockelmann, M.A.
Hannover

248	 Psychotherapeutenjournal 3/2017

Buchrezensionen



Kommentare und Leserbriefe

Liebe Leserinnen und Leser,

die Redaktion begrüßt es sehr, wenn sich 
Leserinnen und Leser in Leserbriefen und 
Diskussionsbeiträgen zu den Themen der 
Zeitschrift äußern – ganz herzlichen Dank!
Gleichzeitig müssen wir darauf hinweisen, 
dass wir uns – gerade angesichts der er-
freulich zunehmenden Zahl von Zuschriften 
– vorbehalten, eine Auswahl zu treffen oder 
gegebenenfalls Zuschriften auch zu kürzen.
Wir weisen ferner darauf hin, dass der Ab-
druck von Leserbriefen nur erfolgen kann, 
sofern diese eindeutig als solche gekenn-
zeichnet und zumindest der Redaktion Name 
und Ort der Verfasserin oder des Verfassers 
bekannt sind.
Als Leserinnen und Leser beachten Sie bitte, 
dass die Diskussionsbeiträge die Meinung 
der Absender und nicht unbedingt die der 
Redaktion wiedergeben.

Psychotherapie ist mehr als 
Krankenbehandlung!

Ein Kommentar zum Entwurf des 
Psychotherapeutenausbildungsre-
formgesetzes

Ich gehöre zu der Generation von Psy-
chotherapeuten, die schon lange vor 
dem Psychotherapeutengesetz 1999 
praktiziert hat und nun langsam und 
unmerklich Richtung Altersheim ab-
wandert oder abgeschoben wird. Und 
die oft die neue Generation der „Ap-
probierten“ nicht mehr versteht, so wie 
die neue Generation offensichtlich die 
Denkweise der Älteren oft nicht nach-
vollziehen kann (oder will?). – Worum 
geht es mir? Um den zentralen Begriff 
unseres Berufsstands: den Begriff der 
Psychotherapie. Um meine Position 
vorwegzunehmen: Ich plädiere für ei-
nen umfassenden Begriff und kritisiere 
die Einengung auf Krankenbehandlung.

Im Arbeitsentwurf (Stand 20.07.2017) 
des Bundesministeriums für Gesund-
heit zum Psychotherapeutenausbil-
dungsreformgesetz – (PsychThGAus-
bRefG) wird der Begriff „Psychothera-
pie“ definiert:

(5) Ausübung von Psychotherapie im 
Sinne dieses Gesetzes ist jede berufs- 
oder gewerbsmäßig vorgenommene 
Tätigkeit zur Feststellung, Heilung oder 
Linderung von Störungen mit Krank-
heitswert, bei denen Psychotherapie 
indiziert ist. Psychologische Tätigkeiten, 
die die Aufarbeitung oder Überwindung 
sozialer Konflikte oder sonstige Zwecke 
außerhalb der Heilkunde zum Gegen-
stand haben, gehören nicht zur Aus-
übung von Psychotherapie.

Der Wortlaut der in § 1 Absatz 3 Satz 1 
des Psychotherapeutengesetzes vom 
16. Juni 1998 formulierten „Legalde-
finition“ wird dabei weitgehend beibe-
halten. Nicht mehr aufgegriffen wird 
lediglich die Beschränkung der berufli-
chen Tätigkeit auf die Anwendung der 
Psychotherapie mittels wissenschaft-

lich anerkannter Verfahren. Geblieben 
ist die Beschränkung der Definition 
der Ausübung von Psychotherapie auf 
diejenigen Tätigkeiten, die der Fest-
stellung, Heilung oder Linderung von 
psychischen Störungen mit Krankheits-
wert dienen. Absatz 5 Satz 2 stellt wie 
bisher klar, dass die Anwendung von 
Psychologie zu Zwecken außerhalb der 
Heilkunde keine Ausübung von Psycho-
therapie im Sinne dieses Gesetzes dar-
stellt. Solche Tätigkeiten können daher 
nach wie vor von anderen Personen 
ausgeübt werden. Dies gilt insbeson-
dere für die Tätigkeit kirchlicher oder 
gemeinnütziger Beratungsstellen oder 
pädagogisch-therapeutische Leistun-
gen der Jugendhilfe.

Dass die Koppelung des Psychothera-
piebegriffs an den Verfahrensbegriff im 
neuen Reformgesetz aufgelöst wurde, 
ist zu begrüßen. Dass aber immer noch 
und immer wieder die Koppelung an 
den Krankheitsbegriff festgeschrieben 
wird, kann ich nur als interessengelei-
tete Scheuklappe verstehen. Die deut-
sche Psychotherapeutenzunft will an 
die Töpfe der Krankenkassen heran und 
mit den Ärzten gleichgestellt werden 
und vergisst (oder kappt?) dabei ihre 
Wurzeln. Eva Jaeggi, die als eine der 
führenden Psychotherapeutinnen im 
deutschsprachigen Raum gilt, sprach 
einmal davon, dass die Psychothera-
pie „gewichtige Ahnen“ habe: Pries-
ter, Heiler, Lehrer, Ärzte. „Von all dem 
steckt in den Psychotherapien moder-
nen Zuschnitts etwas drin – die Thera-
pieschulen lassen sich zum Teil auch 
danach unterscheiden, wie viel von 
diesem Erbe der Ahnen in ihnen jeweils 
enthalten ist“ (Jaeggi, 1994, S. 108).

Es mag nun wie Wortklauberei klin-
gen, aber: Wenn der Begriff „Psycho-
therapie“ definitorisch an Störungen 
mit Krankheitswert gekoppelt ist und 
Tätigkeiten außerhalb der Heilkunde 
definitorisch ausgegrenzt sind, dann ist 
der Begriff „heilkundliche Psychothera-
pie“, wie er in § 1 des deutschen Psy-
chotherapeutengesetzes und auch im 

neuen Reformentwurf gebraucht wird, 
ein Pleonasmus, eine tote Leiche. Wer 
in sinnvoller Weise von „heilkundlicher 
Psychotherapie“ spricht, impliziert, 
dass es auch eine „nichtheilkundliche 
Psychotherapie“ gibt. Dafür gab es mal 
in den 1980er-Jahren den Versuch, von 
„pädagogischer Psychotherapie“ zu 
sprechen, speziell innerhalb humanis-
tischer oder systemischer Ansätze. In-
zwischen ist auch der Begriff „Philoso-
phische Psychotherapie“ im Gespräch. 
Im internationalen Sprachgebrauch 
und auch in den Fachdiskussionen in 
Deutschland ist Psychotherapie nicht 
notwendigerweise auf Krankenbehand-
lung beschränkt. Allenfalls gilt dies 
für „Richtlinienpsychotherapie“, ein 
Begriff, den es, ähnlich wie das „Heil-
praktikergesetz“, unter dessen Dach 
sich viele „Nicht-Richtlinien-Psycho-
therapeuten“ flüchten konnten, nur in 
Deutschland gibt.

Nach meinem Psychotherapie-Ver-
ständnis setzt Psychotherapie de facto 
in der Regel bei Lebens- und Bezie-
hungsproblemen an. Psychotherapie 
richtet sich danach an Menschen, die 
von „psychosozial oder auch psycho-
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somatisch bedingten Verhaltensstö-
rungen und Leidenszuständen“ be-
troffen sind– wie es zum Beispiel im 
österreichischen Psychotherapiegesetz 
formuliert ist. „Menschen wenden sich 
an Psychotherapeutinnen und Psycho-
therapeuten, weil sie unter ihrer der-
zeitigen psychischen und/oder sozialen 
Situation leiden und sich deshalb in ih-
rem Wohlbefinden beeinträchtigt füh-
len. Es kann dabei um Partnerkonflikte, 
Probleme im beruflichen Bereich, ver-
schiedene emotionale Probleme, inner-
seelische Konflikte, Identitäts- und Ori-
entierungslosigkeit, Sinnfragen und vie-
les mehr gehen“ (Rauchfleisch, 2001, 
S. 41). Von E. und M. Polster wird die 
Aussage zitiert: „Therapie ist zu wert-
voll, um nur den Kranken vorbehalten zu 
sein.“ (in: Laireiter, 2000, S. 181).

In der vielzitierten und damals – vor 
dem Psychotherapeutengesetz – heftig 
umstrittenen Studie zur „Psychothera-
pie im Wandel“ („von der Konfession 
zur Profession“) wurde auf die Proble-
matik der Abgrenzung von „normalen“ 
Lebensproblemen und „Störungen von 
Krankheitswert“ hingewiesen: „Die-
se Grenzen sind so schwer zu ziehen, 
weil es sie in Wirklichkeit nicht gibt. Sie 
liegen nicht in der Sache begründet, 
sondern sind ein Erfordernis unseres 
Gesundheitssystems“ (Grawe, Donati 
& Bernauer, 1994, S. 9 f).

Die heutigen (und zukünftigen) Psycho-
therapeuten (und auch viele ihrer Aus-
bilder) folgen den Abrechnungsziffern 
und Erfordernissen des Gesundheits-
systems, von dem sie finanziell profi-
tieren, und verengen den Begriff Psy-
chotherapie auf Krankenbehandlung. 
Oft ohne zu merken, dass dies eine 
Einengung darstellt. Die Psychothera-
peutenkammern folgen meist unreflek-
tiert dieser Einengung auf ihren Home-
pages. Nur in wenigen Ausnahmen fin-
den sich Hinweise, dass es neben der 
„heilkundlichen Psychotherapie“ auch 
noch anderes gibt: So weist die Psycho-
therapeutenkammer Rheinland-Pfalz 
darauf hin: „Behandelt werden psychi-
sche Störungen, psychische Folgen 
von körperlichen Erkrankungen oder 
Probleme der Lebensführung.“ Und 
explizit formuliert die Psychotherapeu-
tenkammer Niedersachsen: „Neben 
der Krankenbehandlung wird Psycho-
therapie auch außerhalb des Gesund-
heitssystems angewandt. So dient sie 
in der Jugendhilfe verbunden mit päd-
agogischen Leistungen dem Erreichen 
der dortigen Ziele, der Förderung der 
Entwicklung von Kindern und Jugendli-
chen oder der (Wieder-)Herstellung der 
Erziehungsfähigkeit von Eltern. Hier soll 
Psychotherapie den interaktiven Pro-
zess zwischen Eltern und ihren Kindern 
fördern, zielt also auf die Arbeit an Be-
ziehungen ab.“

Ich gönne der neuen Generation der 
Psychotherapeuten, dass unsere Zunft 
mit dem Psychotherapeutengesetz von 
1999 aufgewertet wurde und – zumin-
dest für die niedergelassenen Kollegin-
nen und Kollegen – die Gleichstellung 
bezüglich der Abrechnungsmöglichkei-
ten mit dem ärztlichen Beruf erreicht 
wurde. Und ich befürworte, dass diese 
Gleichstellung auch in der Reform der 
Ausbildung ihren Niederschlag findet. 
Ich hoffe aber, dass zukünftige Psycho-
therapeuten vor lauter Fokussierung 
auf ICD- und GOP-Abrechnungsziffern 
den weiten Begriff von Psychotherapie 
nicht ganz vergessen. Ein Psychothera-
peut (Therapeutos hatte ursprünglich 
den Sinn eines aufmerksamen Wegbe-
gleiters) hat es mit Menschen zu tun, 
die wegen eines Leidensdrucks oder 
eines Problems zu ihm kommen und 
professionelle Unterstützung suchen. 
Es ist nur aufgrund der Finanzierungs-
möglichkeit durch die Krankenkassen 
dazu gekommen, dass diese „Klienten“ 
zu „Patienten“ (mit einer eindeutig de-
finierten und differentialdiagnostisch 
geprüften ICD-Ziffer) gemacht werden. 
Und dass aus einer „professionellen 
Hilfe für die Seele“ (dies der ursprüngli-
che Wortsinn von Psychotherapie) eine 
„Krankenbehandlung“ gemacht wird.

Dr. phil. Dipl.-Päd. Alfred Köth, KJP,
Frankfurt am Main
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BMG legt Arbeitsentwurf zur Reform der Psychotherapeutenausbildung vor

Die Reform der Psychotherapeuten-
ausbildung ist eine zentrale Forderung 
der Bundespsychotherapeutenkammer 
(BPtK) für die nächste Legislaturperiode 
des Deutschen Bundestages. Die Aus-
bildung muss reformiert werden, um 
für den Berufszugang bundeseinheitlich 
geltende Qualifikationsstandards auf 
Masterniveau sicherzustellen, die jah-
relange Ausbildung nach abgeschlosse-
nem Studium ohne geregeltes Einkom-
men und ohne hinreichende soziale und 
rechtliche Absicherung für die Ausbil-
dungsteilnehmer durch eine Weiterbil-
dung in Berufstätigkeit zu ersetzen und 
Psychotherapeuten noch besser für die 
Anforderungen der Versorgung zu quali-
fizieren. In dieser Legislaturperiode des 
Deutschen Bundestages ist das leider 
nicht mehr gelungen. Für die Weiterar-
beit in der nächsten Legislaturperiode 
liegt jetzt aber zumindest ein Arbeits-
entwurf des Bundesministeriums für 
Gesundheit (BMG) vor mit Eckpfeilern 
für das Approbationsstudium.

Arbeitsentwurf folgt Forderungen 
der Psychotherapeutenschaft

In vielen Bereichen folgt der Entwurf 
den Forderungen der Psychotherapeu-
tenschaft. Vorgesehen ist ein Studium 
mit grundlegender Qualifizierung für die 
Versorgung von Kindern, Jugendlichen 

und Erwachsenen. Die Spezialisierung 
in psychotherapeutischen Verfahren und 
für bestimmte Altersgruppen soll im An-
schluss im Rahmen einer Weiterbildung 
erfolgen. Viele Tätigkeitsfelder, die Psy-
chotherapeuten schon jetzt ausüben, 
wie z. B. in der Prävention und Rehabili-
tation, die Übernahme von Leitungsfunk-
tionen, die Veranlassung von Behand-
lungsmaßnahmen durch Dritte sowie 
gutachterliche Tätigkeiten spiegeln sich 
in den vorgeschlagenen Ausbildungszie-
len und der Öffnung der Legaldefinition 
für Psychotherapie wider. Damit greift 
das Ministerium das Berufsbild adäquat 
auf und stellt wichtige Weichen für die 
Zukunft. Mit dem Vorschlag, Modellstu-
diengänge zur Qualifizierung für die Ver-
ordnung von Psychopharmaka im Rah-
men der Behandlung zu ermöglichen, 
gibt das BMG der Reformdebatte einen 
zusätzlichen neuen Impuls, der vertieft 
geprüft und diskutiert werden sollte. Es 
macht damit zugleich darauf aufmerk-
sam, mit der Reform vor allem auch die 
Weichen zur Lösung von Versorgungs-
problemen stellen zu wollen. Die erwei-
terte Legaldefinition soll künftig auch für 
Psychologische Psychotherapeuten und 
Kinder- und Jugendlichenpsychothera-
peuten gelten, die ihre Berufsbezeich-
nungen weiterführen können. Details 
weitergehender Übergangsbestimmun-
gen sind noch zu klären.

Weiterer Klärungsbedarf insbe-
sondere zur Finanzierung der 
Weiterbildung

Der Arbeitsentwurf enthält wesentliche 
berufsrechtliche Regelungen für die No-
vellierung des PsychThG. Details z. B. 
für die Ausgestaltung der Theorie- und 
Praxisausbildung bleiben jedoch ge-
nauso offen wie die Bezeichnung des 
gemeinsamen Berufes, zu dem die Be-
rufe des Psychologischen Psychothera-
peuten und Kinder- und Jugendlichen-
psychotherapeuten zusammengeführt 
werden sollen.

Die Einführung eines Approbationsstu-
diums für Psychotherapeuten ist dabei 
nur ein Teil der notwendigen Ände-
rungen. Zur künftigen Qualifizierung 
gehört, wie bei Ärzten, im Anschluss 
an das Studium untrennbar die Wei-
terbildung, da erst die Weiterbildung, 
und nicht wie heute die Ausbildung, zur 
Fachkunde für die eigenverantwortliche 
Patientenversorgung führen wird. Mit 
der Reform müssen daher die gesetz-
lichen Grundlagen geschaffen werden, 
dass nicht nur die Ausbildung, sondern 
auch die Weiterbildung ermöglicht wird.

Zügige Fortsetzung der Reform 
zu Beginn der neuen Legislatur-
periode

Die Landespsychotherapeutenkammern 
haben unter Beteiligung der Profession 
ein Gesamtkonzept zur Reform der psy-
chotherapeutischen Aus- und Weiterbil-
dung entwickelt, das vom Deutschen 
Psychotherapeutentag unterstützt wird 
und detaillierte Vorschläge zur Orga-
nisation und Finanzierung der Weiter-
bildung macht. Die BPtK bringt diese 
Vorschläge aktiv in die Diskussion und 
weiteren Beratungen ein und fordert 

Am 7. Dezember 2017 veranstalten die BPtK und ver.di in Berlin eine gemeinsame Tagung zum 
Thema:

Arbeitsfelder angestellter Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten – attraktiv – für die 
Zukunft? Gestaltungsspielräume für die betriebliche Interessenvertretung

Die Tagung richtet sich an betriebliche Interessenvertreter und interessierte Psychotherapeuten. 
Auf der Fachtagung werden Fragen des Tarif-, Arbeits- und Berufsrechts und die Bedeutung der 
Approbation angestellter Psychotherapeuten beleuchtet.

Nähere Informationen zur Fachtagung finden Sie unter www.verdi-bub.de/fileadmin/pdfs/
Fachtagung_Psychotherapeuten_Flyer.pdf
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eine zügige Fortsetzung der Reform 
und den Start des parlamentarischen 
Gesetzgebungsverfahrens zu Beginn 
der neuen Legislaturperiode. Hierfür ist 

eine entsprechende Verankerung der 
Reform im Koalitionsvertrag der neuen 
Regierung notwendig.

Das Gesamtkonzept der BPtK sowie 
den Arbeitsentwurf des BMG finden Sie 
unter www.bptk.de in der News vom 
26.07.2017 „BMG legt Entwurf für eine 
Psychotherapeutenausbildung vor“.

Internetprogramme prüfen und zur Leistung für alle Versicherten machen –  
BPtK-Symposium: Internet in der Psychotherapie

Die BPtK veranstaltete am 27. Juni 2017 
in Berlin ein Symposium, um fachliche 
und politische Aspekte der Internetnut-
zung in der psychotherapeutischen Ver-
sorgung zu diskutieren.

Wirksamkeit von Internetpro-
grammen belegt

Prof. Dr. Christine Knaevelsrud von 
der Freien Universität Berlin gab eine 
Übersicht über die aktuelle Studienla-
ge. Viele nationale und internationa-
le Studien belegten die Wirksamkeit 
von Internetprogrammen, besonders 
für depressive Störungen und Angst-
störungen. Oft zeige sich, dass die 
Wirksamkeit von Internetangeboten 
durch eine zusätzliche individuelle the-
rapeutische Unterstützung gesteigert 
werden könne. Knaevelsrud berichte-
te, dass Patienten die therapeutische 
Beziehung auch bei diesen Angeboten 
positiv bewerteten.

Prof. Dr. Christine Knaevelsrud

Kombinationen von Psychothera-
pie und Internetprogrammen

Prof. Dr. Harald Baumeister von der Uni-
versität Ulm stellte dar, wie Internetpro-
gramme und unmittelbare Psychothe-
rapie kombinierbar seien. Eine solche 
Kombination böte viele Chancen. Die 
Evidenzlage dieser „Blended Therapy“ 
sei jedoch noch dünn.

Rechtliche Voraussetzungen der 
Internettherapie

BPtK-Justiziar Prof. Dr. Martin H. Stell-
pflug stellte dar, ob und unter welchen 
rechtlichen Voraussetzungen Internet-
therapie durchgeführt werden kön-
ne. In der Berufsordnung stehe kein 
grundsätzliches Verbot von Internet-
therapie. Der rechtliche Spielraum sei 
klar gefasst. Die Einwilligung in eine 
Behandlung setze grundsätzlich eine 
umfassende und mündliche Aufklärung 
voraus. Auch Diagnostik und Indikati-
onsstellung müssten im persönlichen 
Kontakt erbracht werden.

Die Perspektive der Programm
entwickler

Dr. Hanne Horvath, Geschäftsführe-
rin des GET.ON Instituts, betonte den 
Ressourcenaufwand, der notwendig 
sei, um qualitativ hochwertige Internet-
programme zu erstellen. GET.ON ver-
füge bereits über ein breites Angebot 
an Internetprogrammen zur Prävention 
und Behandlung von psychischen Be-
schwerden. Diese würden teilweise 
schon von einer Krankenkasse einge-
setzt. Um in Zukunft qualitativ hochwer-
tige Programme für Versicherte in der 
Regelversorgung anbieten zu können, 
brauche es dingend angemessene Rah-
menbedingungen, forderte Horvath. 

Dabei sollten nur evidenzbasierte Inter-
netprogramme zum Einsatz kommen.

Digitalisierung bei der TK

Thomas Ballast, stellvertretender 
Vorstandsvorsitzender der Techniker 
Krankenkasse (TK), hob die vielfälti-
gen Möglichkeiten der Digitalisierung 
im Gesundheitswesen hervor. Die TK 
habe daher den TK-Depressionscoach 
mitentwickelt. Ballast hielt den Kassen-
wettbewerb für einen wichtigen Faktor 
bei der Entwicklung der Internetpro-
gramme, langfristig halte er es aber für 
notwendig, diese in die Regelversor-
gung zu integrieren.

Dr. Dietrich Munz

Notwendige Rahmenbedingun-
gen aus Sicht der BPtK

Dr. Dietrich Munz, Präsident der BPtK, 
stellte den BPtK-Standpunkt „Internet 
in der Psychotherapie“ vor. Die Nutzung 
des Internets könne die psychotherapeu-
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tische Behandlung ergänzen und die Ver-
sorgung psychisch kranker Menschen 
verbessern, es könne sie jedoch nicht er-
setzen. Internetprogramme zur Behand-
lung psychischer Erkrankungen erforder-
ten mindestens die gleiche Sorgfalt wie 
Behandlungen im unmittelbaren Gegen-
über. Diagnostik und Aufklärung müss-
ten grundsätzlich im unmittelbaren Kon-
takt zwischen Psychotherapeut und Pati-
ent erfolgen. Kritisch bewertete er, dass 
Programme aktuell von Krankenkassen 
vor allem entwickelt würden, um sich 
von ihren Wettbewerbern zu unterschei-
den. Wirksame Internetprogramme soll-
ten aber zur Regelleistung für alle Versi-
cherten der gesetzlichen Krankenversi-
cherung werden. Sie sollten deshalb als 
Medizinprodukt geprüft und zugelassen 
werden sowie von Psychotherapeuten 
zu verordnen sein. Für die psychothera-
peutische Behandlung sei es außerdem 
unbedingt erforderlich, insbesonde-
re E‐Mail‐Kommunikation und Video‐ 
Telefonate nach dem technisch höchs-
ten Standard zu verschlüsseln. Munz riet 
Patienten, Internetprogramme für psy-
chische Beschwerden und Erkrankun-
gen kritisch zu hinterfragen. Die BPtK 
habe dafür eine Checkliste erarbeitet.

Podiumsdiskussion mit Bundes-
tagsabgeordneten

In der Podiumsdiskussion betonte 
Bundestagsabgeordnete Maria Klein-

Schmeink, gesundheitspolitische 
Sprecherin der Fraktion BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN, dass die Chancen der 
Digitalisierung aus ihrer Sicht die Ri-
siken überwiegen. Digitale Angebote 
müssten einen maximalen Datenschutz 
gewährleisten und in einen fachlichen 
Kontakt eingebettet werden. Bun-
destagsabgeordnete Kathrin Vogler, 
gesundheitspolitische Sprecherin der 
Fraktion DIE LINKE, erklärte, dass ein 
Bewertungsverfahren auf wissen-
schaftlicher Grundlage zentral für die 
Zulassung digitaler Produkte sei. Nur 

so könne ein Wildwuchs bei den Kran-
kenkassen verhindert werden und wirk-
same digitale Angebote in der Breite 
der Versorgung zur Verfügung stehen. 
Burkhard Berndt, Leiter des Bundes-
tagsbüros der Bundestagsabgeordne-
ten Ute Bertram, CDU, betonte, dass 
Psychotherapie in Zukunft Sprechende 
Medizin bleiben müsse.

Die Bereitschaft von Patienten, Online-
angebote zu nutzen, sei groß, erklärte 
Susanne Mauersberg, gesundheits-
politische Referentin bei der Verbrau-
cherzentrale Bundesverband. Es gebe 
aber auch Angst, bestehende Angebo-
te zu verlieren. Ballast ergänzte, dass 
man unterschiedliche Patienten über 
verschiedene Wege erreichen müsse. 
Munz betonte, dass Psychotherapie in 
Zukunft diversifiziert werde. Für die In-
dikationsstellung, was für welchen Pa-
tienten das richtige Angebot sei, seien 
Psychotherapeuten umso wichtiger.

Das Podium widmete sich auch dem 
Tempo der Digitalisierung. Die Digita-
lisierung frage nicht mehr, ob wir das 
wollen, erklärte Dr. Franz Bartmann, 
Präsident der Ärztekammer Schleswig-
Holstein, es sei daher wichtig, sich aktiv 
an der Gestaltung dieses Prozesses zu 
beteiligen. Das wünschte sich auch die 
niedergelassene Psychotherapeutin Sa-
bine Maur von ihrer Profession.Podium

Maria Klein-Schmeink, MdB Kathrin Vogler, MdB
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Insgesamt begrüßte das Podium die 
Initiative der BPtK, die Entwicklung der 
Internetangebote für psychische Erkran-

Bessere Vergütung der Sprechstunde und Akutbehandlung

Nach Intervention des Bundesministeriums für Gesundheit (BMG) hat der Bewertungsausschuss 
am 21. Juni eine bessere Vergütung der neuen psychotherapeutischen Leistungen – Sprechstunde 
und Akutbehandlung – beschlossen. Das Honorar für diese Leistungen wird auf das Niveau der 
antrags- und genehmigungspflichtigen psychotherapeutischen Leistungen angehoben.

Ursprünglich hatte der Erweiterte Bewertungsausschuss gegen die Stimmen der Kassenärztlichen 
Bundesvereinigung die Kalkulationszeiten künstlich niedrig gerechnet. Nun werden, wie bei 
den anderen psychotherapeutischen Gesprächsleistungen, auch 20 Prozent für die Vor- und 
Nachbereitung der Sitzungen einkalkuliert. Damit werden die 25 Minuten der Sprechstunde und 
Akutbehandlung rückwirkend zum 1. April 2017 mit 44,33 Euro honoriert.

Zugleich hat der Bewertungsausschuss seinen früheren Beschluss korrigiert und die Sprechstunde 
als Leistung der psychotherapeutischen Grundversorgung anerkannt. Somit können Zuschläge 
zur Förderung der psychotherapeutischen Grundversorgung (GOP 23216 und GOP 23218) auch 
dann abgerechnet werden, wenn im selben Quartal eine Sprechstunde stattgefunden hat. Die 
ursprüngliche Regelung hätte für die Psychotherapeuten zu Mindereinnahmen in Höhe von 
mindestens 18 Millionen Euro geführt.

Das Bundesgesundheitsministerium hatte nach eingehender Prüfung des Beschlusses des Er-
weiterten Bewertungsausschusses vom 29. März 2017 auf diese Korrekturen gedrängt. Die Bun-
despsychotherapeutenkammer, die Landespsychotherapeutenkammern und die psychotherapeu-
tischen Verbände hatten unisono den ursprünglichen Beschluss des Erweiterten Bewertungsaus-
schusses als fachliche Fehleinschätzung kritisiert und das BMG um eine Beanstandung gebeten.

Weitere Informationen finden Sie unter www.bptk.de in der Pressemitteilung vom 22. Juni 2017 
„Bessere Vergütung der Sprechstunde und Akutbehandlung“.

kungen in die richtigen Bahnen zu len-
ken. Einen ausführlichen Bericht finden 
Sie auf der Homepage der BPtK unter 

www.bptk.de: Web-Bericht vom 20. Juli 
2017 „Internetprogramme zur geprüften 
Leistung für alle Versicherten machen“.

Patienten bleiben auf Kostenerstattungsverfahren angewiesen

Psychisch kranke Menschen haben 
weiterhin einen Anspruch auf Kosten-
erstattung nach § 13 Absatz 3 SGB V. 
Danach müssen Krankenkassen eine 
notwendige psychotherapeutische Be-
handlung auch in Privatpraxen zahlen, 
wenn es keine Behandlungsmöglichkeit 
bei einem zugelassenen Psychothe-
rapeuten gibt. Patienten sind in vielen 
Gegenden auch weiterhin auf diesen 
Weg angewiesen, um überhaupt eine 
Versorgung zu erhalten.

Daran änderte auch die Einführung von 
psychotherapeutischer Sprechstunde 
und Akutversorgung zum 1. April 2017 
nichts. Einige gesetzliche Krankenkassen 
scheinen aber genau dies zum Anlass 
zu nehmen, Kostenerstattungsanträge 
ihrer Versicherten erst einmal pauschal 
abzulehnen. Durch die neue psychothera-
peutische Sprechstunde und die Akutbe-
handlung könne jeder psychisch kranke 
Versicherte kurzfristig behandelt werden, 
so deren Argumentation.

Sprechstunde und Akutversor-
gung

Sprechstunde und Akutbehandlung sind 
aber grundsätzlich andere Leistungen 
als eine klassische Psychotherapie. Die 
psychotherapeutische Sprechstunde 
dient der Diagnosestellung und Bera-
tung des Patienten. In der Sprechstunde 
erfährt der Patient insbesondere, ob er 
psychisch krank ist und welche Behand-
lung er gegebenenfalls benötigt. Die 
Sprechstunde ist für Patienten erst ab 
dem 1. April 2018 verbindlich, sie kann 
aber jetzt schon genutzt werden, um 
festzustellen, ob eine psychotherapeuti-
sche Behandlung notwendig und unauf-
schiebbar ist. Die Akutbehandlung dient 
der kurzfristigen Stabilisierung des Pa-
tienten. Sie wird angewandt, wenn der 
Patient sich in einer akuten psychischen 
Krise befindet. Eine Akutbehandlung soll 
verhindern, dass ein Patient in ein Kran-
kenhaus eingewiesen werden muss 

oder arbeitsunfähig wird. Die Akutbe-
handlung ist aber keine umfassende Be-
handlung der psychischen Erkrankung. 
Ist nicht allein eine kurzfristige Stabili-
sierung erforderlich, ist eine klassische 
Psychotherapie als Kurz- oder Langzeit-
therapie die richtige Behandlung.

Klassische Psychotherapie

Ist für den Patienten eine klassische 
Psychotherapie die richtige Behandlung, 
dann hat er darauf auch einen Anspruch. 
Der kann ihm nicht mit dem Argument 
verweigert werden, es würde daneben 
auch andere (für ihn ungeeignete) Leis-
tungen geben. Auch eine klassische 
Psychotherapie ist häufig kurzfristig not-
wendig, beispielsweise weil sich sonst 
die psychische Erkrankung verschlim-
mert oder chronifiziert. Auch die psy-
chotherapeutische Sprechstunde – die 

erst ab dem 1. April 2018 verbindlich vor 
einer klassischen Psychotherapie wahr-
genommen werden muss – kann schon 
jetzt dazu genutzt werden, um festzu-
stellen, ob das der Fall ist.

Kostenerstattungsverfahren

Ist eine psychotherapeutische Behand-
lung in diesem Sinne – wie das Gesetz 
formuliert – unaufschiebbar und steht 
kein Behandlungsplatz bei einem kas-
senzugelassenen Psychotherapeuten zur 
Verfügung, hat der Versicherte weiterhin 
Anspruch, sich auf Kosten der gesetzli-
chen Krankenversicherung in einer Privat-
praxis behandeln zu lassen. In diesem Fall 
wird von Systemversagen gesprochen.

Weitere Informationen zur Kostener-
stattung finden Sie auf der Homepage 
der BPtK.
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Praxis-Infos der BPtK
Praxis-Info Krankenhaus
einweisungs-Richtlinie

Seit Juni 2017 können auch Psycho-
therapeuten stationäre Krankenhaus-
behandlung verordnen. Die Praxis-Info 
Krankenhauseinweisungs-Richtlinie 
übersetzt die juristischen und adminis-
trativen Regelungen dieser Richtlinie in 
praktische Anleitungen für Ihre tägliche 
Arbeit. Sie bietet Orientierung, bei wel-
chen Indikationen eine Einweisung ins 
Krankenhaus möglich ist, welche Be-
handlungsalternativen zu prüfen sind 
und wie das Verordnungsformular aus-
zufüllen ist.

Praxis-Info Krankentransport-
Richtlinie

Seit Juni können Psychotherapeuten 
auch Krankentransporte und Kranken-
fahrten verordnen, die im Zusammen-
hang mit einer psychotherapeutischen 

Leistung notwendig sind. Das betrifft 
sowohl die Verordnung von Kranken-
transport bei Einweisung in ein Kran-
kenhaus als auch Krankentransporte 
und Krankenfahrten zur ambulanten 
Psychotherapie. Diese Praxis-Info infor-
miert, unter welchen Voraussetzungen 
welche Beförderungsmittel verordnet 
werden können, und veranschaulicht 
anhand von Fallbeispielen, wie die Ver-
ordnungen auszufüllen sind.

Praxis-Info Rehabilitations-Richt-
linie

Seit Juni 2017 ist die Rehabilitations-
Richtlinie in Kraft, welche die Verord
nungsbefugnis der Psychotherapeuten 
für Leistungen der medizinischen Reha
bilitation zulasten der Krankenkassen 
regelt. Bis Ende des Jahres wird der 
Bewertungsausschuss die erforderliche 
Änderung des Einheitlichen Bewer

tungsmaßstabs (EBM) beschließen, da
mit dann auch Psychotherapeuten me
dizinische Rehabilitation verordnen und 
ihre Leistung abrechnen können. Die 
Praxis-Info gibt einen Überblick zu den 
Inhalten der Richtlinie, erklärt, wie die 
Verordnung stattfindet und erläutert die 
fachlichen und rechtlichen Hintergründe, 
die bei der Verordnung von Leistungen 
zur medizinischen Rehabilitation be
deutsam sind.

Praxis-Info Soziotherapie- 
Richtlinie

Seit Juni sind die Änderungen der So-
ziotherapie-Richtlinie in Kraft. Bevor 
die neue Verordnungsbefugnis von den 
Psychotherapeuten angewandt werden 
kann, muss bis Ende des Jahres noch 
der Bewertungsausschuss die erforder-
liche Änderung im EBM beschließen. 
Die Praxis-Info gibt einen umfassen-
den Überblick über die Regelungen der 
Richtlinie und übersetzt diese in prakti-
sche Anleitungen für Ihre Praxis. Sie er-
läutert u. a., bei welchen Patienten mit 
welchen Therapiezielen Soziotherapie 
verordnet werden kann und was bei der 
Entwicklung eines gemeinsamen Be-
treuungsplans mit dem Soziotherapeu-
ten zu beachten ist.

Die Broschüren werden für Sie in den 
kommenden Wochen sukzessive auf 
der Homepage der BPtK zum Down-
load bereitgestellt.

Geschäftsstelle

Klosterstraße 64
10179 Berlin
Tel.	 030 278785-0
Fax	 030 278785-44
info@bptk.de
www.bptk.de
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Liebe Kolleginnen und Kollegen,
die neue Psychotherapierichtlinie, die seit April umgesetzt werden muss, 
hat mit der Sprechstunde und Akutbehandlung, aber auch mit der Mög-
lichkeit der Inanspruchnahme der Terminservicestellen durch die Patien-
ten neue Elemente in die ambulante psychotherapeutische Versorgung 
gebracht. Ziel sollte sein, die Versorgung von Menschen mit psychischen 
Erkrankungen zu verbessern, vor allem einen rascheren Zugang der Pati-
enten zur Psychotherapie sicherzustellen. Nachdem zwischenzeitlich Er-
fahrungen mit der neuen Richtlinie gesammelt werden konnten, wollen 
wir zusammen mit der BPtK Ihre Erfahrungen und Probleme in der Um-
setzung der Richtlinie im Rahmen einer Mitgliederbefragung erheben. 
Wichtig ist uns, von Ihnen zu erfahren, ob bzw. wie sich die Versorgung 
der Patienten durch die neuen Elemente verändert und welche Probleme 
sich bei der Umsetzung der Richtlinie ergeben haben. Wir möchten Sie 
bitten, sich an dieser Umfrage, die voraussichtlich im Herbst durchge-
führt werden wird, zu beteiligen, damit wir eine breite Grundlage für die 
Auswertung haben.

Die Ergebnisse dieser Umfrage werden wir in Kammerveranstaltungen 
im Frühjahr nächsten Jahres mit Ihnen diskutieren, um dann zu überle-
gen, welche Konsequenzen aus Ihren Erfahrungen im Praxisalltag er-
forderlich sind, die wir dann an die Gremien herantragen werden, um 
Änderungen anzuregen.

In den Fortbildungen wollen wir mit Ihnen auch in einen fachlichen 
Austausch zu den neuen Möglichkeiten der Verordnung von Kranken-
hauseinweisungen, Krankentransport, Rehabilitation und Soziotherapie 
kommen.

Auf eine Teilnahme an diesen Veranstaltungen und den Austausch mit Ih-
nen und Ihre Rückmeldungen und Anregungen zu diesen Themen freuen 
wir uns und wünschen uns eine breite Beteiligung.

Ihr Kammervorstand

Dietrich Munz, Martin Klett,
Kristiane Göpel, Birgitt Lackus-Reitter,

Roland Straub

Landespsychotherapeutentag 2017 – „Liegt die Zukunft der Psychotherapie im 
Internet?“

„Liegt die Zukunft der Psychotherapie 
im Internet?“ – das war Thema des dies-
jährigen LP-Tages, der am 1. Juli 2017 in 
Stuttgart mit ca. 200 interessierten Mit-
gliedern stattfand. Das Programm ließ 
neben den Fachvorträgen gezielt viel 
Zeit für die Diskussionsbeiträge, was 
den vielen Teilnehmern die Möglichkeit 
eröffnete, sich zu dem kontroversen 
Thema persönlich einzubringen.

Wie Kammerpräsident Dr. Dietrich 
Munz ausführte, gebe es auch für psy-
chische Erkrankungen zahlreiche com-
puter- bzw. internetbasierte Präven-
tions- und Behandlungsangebote, al-
lerdings von deutlich unterschiedlicher 
Qualität. Vorteil solcher Hilfen sei, dass 
sie flexibel im Alltag genutzt werden, 
z. B. von gehbehinderten Patienten Kammerpräsident Dr. Dietrich Munz
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oder in dünner besiedelten ländlichen 
Gebieten. Es stelle sich aber die Frage, 
wie wirksame Internetprogramme zur 
Regelleistung für alle Versicherten der 
gesetzlichen Krankenversicherung ge-
macht werden können. Ziel müsse im-
mer sein, den Patienten die bestmög-
liche Behandlung anzubieten. Dr. Munz 
hob hervor, dass die Profession diese 
Entwicklungen mitgestalten sollte und 
müsste. Der LP-Tag solle ein (erstes) 
Forum zum Austausch bieten.

Jürgen Hardt (Wetzlar) stellte mit 
seinem Beitrag zum Thema „Psycho-
therapie in der zweiten Postmoderne – 
schlanke Gesundheitsleistung oder was 
kann eine virtuelle Beziehung leisten?“ 
gleich zu Beginn den – vom Veranstalter 
bewusst so gewollten – kritischen Ge-
genpart dar. Er betonte die Zeitgebun-
denheit von Psychotherapie und zeich-
nete den Weg der „Postmoderne 2.0“, 
die sich von der gemeinschaftlichen 
Krankenbehandlung zur wettbewerbli-
chen Gesundheitswirtschaft gewandelt 
habe. Gesundheitsökonomen hätten 
mit ihren Überlegungen und Berechnun-
gen „das ihnen angebotene Regiment“ 

übernommen, der Ökonomismus sei 
zur alternativlosen Heilslehre erklärt 
worden, und damit einhergehend der 
Globalismus und der Digitalismus.

Seine Kritik beziehe sich auf die „Inter-
nettherapie als schlanke Gesundheits-
leistung“. Nach dieser Leitlinie müssten 
alle Prozesse optimiert werden, um er-
folgreich zu sein, d. h. die Kosten senken 
und zugleich die Qualität erhöhen. Die 
in Einzelschritten nachvollziehbare, am 
Kundenwunsch orientierte und perma-
nent optimierbare Internettherapie ent-
spreche, wie Hardt ausführte, den Prinzi-
pien der schlanken Gesundheitsproduk-
tion. Seine grundsätzlichen Bedenken 
beziehen sich auf zwei Punkte: 1. sei die 
Diskretion, zu der Psychotherapeutinnen 
und Psychotherapeuten als Berufsge-
heimnisträger strafrechtlich verpflichtet 
sind, nicht sichergestellt, auch noch so 
gute Verschlüsselungen seien für Exper-
ten prinzipiell zugänglich, 2. schränke die 
fehlende Zwischenleiblichkeit die thera-
peutische Wirkung ein.

Prof. Christine Knaevelsrud (Berlin) 
ging in ihrem Beitrag insbesondere 

auf Mail-/Chat-/Video-Beratung bzw. 
Therapie ein. Sie gab einen Überblick 
über Metaanalysen, in denen sich für 
fast alle großen Störungsbereiche mitt-
lere bis hohe Effektstärken zeigten. 
Die meisten Programme basierten auf 
kognitiv-verhaltenstherapeutischen 
Konzepten, es seien aber auch erste 
psychodynamische Programme verfüg-
bar. In einigen Studien wurde dabei die 
Online-Intervention mit einer konventi-
onellen (Face-to-face-)Psychotherapie 
verglichen, wobei sich keine Unter-
schiede zeigten. Allerdings gebe es bis-
lang nur eine kleine Gruppe potenzieller 
Patienten, die diese Form der Behand-
lung für sich nutzen möchte, weshalb 
die Studien einen impliziten Bias hätten 
und nicht verallgemeinerbar seien.

Die genannten Online-Verfahren sei-
en mit therapeutischer Unterstützung 
(„Guided Self-help“) verbunden. Die 
Unterstützung sei für die Wirksamkeit 
der Programme von Bedeutung, oh-
ne brächen viele Nutzer vorzeitig ab. 
Knaevelsrud berichtete, dass Patienten, 
die nicht abbrechen, die therapeuti-
sche Beziehung meist genauso posi-
tiv bewerteten wie in konventioneller 
Psychotherapie. Die Betreuung durch 
approbierte Psychotherapeuten sei auf 
jeden Fall notwendig, u. a. um ange-
messen auf kritische Situationen von 
Patienten, z. B. Suizidgedanken, reagie-
ren zu können.

Prof. Harald Baumeister (Ulm) fokus-
sierte die Möglichkeiten der Verzah-
nung von internet- und mobilebasierten 
Interventionen (IMI) und konventionel-
ler Psychotherapie. Wie Baumeister 
hervorhob, stieß vor allem die Kombina-
tion beider Ansätze auf hohe Akzeptanz 
der Patienten. Darüber hinaus könnten, 
wie eine aktuelle, von der Uni Ulm in 

Jürgen Hardt Prof. Christine Knaevelsrud Prof. Harald Baumeister

Podium, v. l. n. r. Christine Knaevelsrud, Stephanie Bauer, Dietrich Munz, Harald Baumeister, 
Andreas Vogt, Jürgen Hardt und Moderatorin Cornelia Wanke
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Kooperation mit der LPK BW durchge-
führte Studie zeige, gezielte Informati-
onen zu IMI helfen, die Akzeptanz von 
Psychotherapeuten zu erhöhen. Von 
ca. 300 Teilnehmern hätten eingangs 
nur 25% eine eher hohe Akzeptanz 
gezeigt. Bei der Interventionsgruppe 
sei die Akzeptanz deutlich höher gewe-
sen, was ein Hinweis darauf sei, dass 
diese durch Informationen gesteigert 
werden könne. Die Teilnehmer sahen 
Chancen von IMI u. a. darin, dass die 
Therapie zeit- und ortsunabhängig erfol-
gen könne, die Hilfe zur Selbsthilfe ge-
stärkt werde und Zugang für Patienten 
zur Psychotherapie bestehe, die sonst 
nicht erreicht würden. Als Nachteile 
seien v. a. genannt worden: Beziehung 
würde vermieden, Beziehungsmuster 
könnten demzufolge nicht aufgelöst 
werden, es könnte vermehrt zu Fehlin-
terpretationen und Missverständnissen 
kommen und auch Datenschutz- und 
Haftungsfragen seien unklar.

PD Dr. Stephanie Bauer (Heidelberg) 
ging auf die Möglichkeiten für Präven-
tion und für Nachsorge nach stationärer 
Psychotherapie ein. Sie zeigte anhand 
von vier Studien, wie der Einsatz von 
elektronischen Medien in der Nach-
sorge zur Stabilisierung der Behand-
lungseffekte beitragen kann. So konnte 
eine „Chat-Brücke“ den nachstationären 
Verlauf z. B. der Schwergrad der Sym-
ptomatik auch ein Jahr nach der Be-
handlung auf dem gebesserten Niveau 
bei Entlassung halten – im Gegensatz 
zu Patienten, die keine solche Unter-
stützung erhielten. Auch Rückfallraten 
seien, so Bauer, deutlich niedriger ge-
wesen, vor allem für jene Patienten, 
die keine ambulante Psychotherapie in 
Anspruch genommen hätten. In einer 
weiteren Studie zur Wirksamkeit einer 
sog. „SMS-Brücke“ hätten ähnliche Ef-

fekte gezeigt werden können. Auch in 
zwei weiteren Studien konnte mit einer 
zusätzlichen Chat-Betreuung ein stabi-
lisierender Effekt erreicht werden. In 
einer aktuell laufenden Studie zur prä-
ventiven Maßnahmen habe der Zugang 
von Jugendlichen zu unterschiedlichen 
psychotherapeutischen Hilfen u. a. über 
ein Chat-Angebot verbessert werden 
können. Auf Grundlage dieser Ergebnis-
se sei es eine wesentliche Frage, wie 
solche Angebote mit der konventionel-
len Behandlung verbunden bzw. gegen-
seitig ergänzt werden können.

Andras Vogt (Stuttgart) verwies auf 
aktuelle Daten der Techniker Kranken-
kasse (TK) zur Bedeutung psychischer 
Erkrankungen: Sie seien sechs der 
zwölf Hauptursachen von Krankschrei-
bungen. Die Konsequenz seien lange 
Wartezeiten auf einen Therapieplatz. 
Die TK hätte sich u. a. auch aus diesen 
Gründen schon 2013 zum Thema „digi-
tale Psychotherapie“ positioniert. Hie-
raus sei in Zusammenarbeit mit Prof. 
Knaevelsrud der Depressions-Coach 
entstanden. Eine erste Evaluation des 
Programms zeige eine hohe Zufrie-
denheit und eine gute Wirksamkeit. 
Zukünftig sei es wichtig, dass digitale 
Angebote ausschließlich auf wissen-
schaftlich evaluierten Beratungs- und 
Therapieprogrammen basierten, höchs-
te Standards bzgl. Datenschutz/Daten-
sicherheit einhielten, nur durch qualifi-
zierte Psychotherapeuten angeboten 
würden und Mindestanforderungen zur 
Struktur- und Prozessqualität einhielten. 
Darüber hinaus müssten – wie durch 
die LPK BW bereits umgesetzt – die 
rechtlichen Rahmenbedingungen zum 
Fernbehandlungsverbot überprüft so-

wie eine fortlaufende wissenschaftli-
che Begleitung gewährleistet werden. 
Für letztere schlage die TK ein gemein-
sames bundesweites Innovationsbud-
get für die Versorgungsforschung vor, 
in das alle Kassen z. B. 2,50 € jährlich je 
Versicherten (das wären ca. 180 Mio. €) 
einzahlen sollten.

Kammerpräsident Dr. Dietrich Munz 
stellte abschließend den BPtK-Stand-
punkt „Internet in der Psychotherapie“ 
vor. Das Internet könne die psychothe-
rapeutische Behandlung in der Praxis 
oder Klinik ergänzen und die Versor-
gung psychisch kranker Menschen 
verbessern, es könne sie jedoch nicht 
ersetzen. Kritisch bewertete er, dass 
viele Internetprogramme nur für die 
Versicherten der jeweiligen Kranken-
kasse verfügbar seien. Dies sei jedoch 
mit den Grundsätzen einer gesetzlichen 
Krankenversicherung nicht vereinbar. 
Bei Arzneimitteln wäre es undenkbar, 
dass eine Krankenkasse einen Wirk-
stoff exklusiv ihren Versicherten zur 
Verfügung stelle.

„Internetprogramme zur Prävention 
oder Behandlung psychischer Erkran-
kungen müssen genauso sorgfältig 
durchgeführt werden und genauso si-

PD Dr. Stephanie Bauer Andreas Vogt

Blick ins Plenum
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cher sein, wie Behandlungen im unmit-
telbaren Gegenüber“, forderte BPtK-
Präsident Munz.

Wegen der stark schwankenden Qua-
lität der Programme fordere die BPtK, 
dass in Zukunft nur zertifizierte Angebo-
te verwendet, diese ins Hilfsmittelver-
zeichnis aufgenommen und von Psycho-
therapeuten verordnet werden können. 
Nur so könne gewährleistet werden, 
dass wirksame Programme allen Patien-
ten zugänglich seien. Darüber hinaus sei 
eine auf dem technisch höchsten Stan-
dard stehende Verschlüsselung nötig.

Die BPtK habe einen Leitfaden für Inter-
netprogramme im Praxisalltag erarbei-
tet, mit dem Patienten Angebote selbst 
prüfen könnten. Fehlten wesentliche 

Angaben, sollte ein Interessent das Pro-
gramm nicht nutzen.

Podiumsdiskussion

In der durch Cornelia Wanke (Berlin) 
geleiteten Podiumsdiskussion bekräf
tigten alle Referenten nochmal die aus 
ihrer Sicht bestehenden Chancen und 
Möglichkeiten von e-Mental-Health, 
aber auch die Probleme und Schwierig-
keiten, die diese Ansätze mit sich brin-
gen werden oder könnten.

Die Diskussionsbeiträge aus dem Pu-
blikum spiegelten die eher kritischen 
Positionen zu e-Mental-Health wider, 
z. B. wurden Ängste hinsichtlich der 
Sicherheit von Daten thematisiert, ins-
besondere aber hervorgehoben, dass 

die therapeutische Beziehung, ein we-
sentlicher Wirkfaktor psychotherapeu-
tischer Arbeit, mit solchen Ansätzen 
weitgehend außen vor bleibe.

Die Innovationen des Internets den 
Krankenkassen als Marketinginstru-
ment zu überlassen, sei fahrlässig, 
stellte Dr. Munz abschließend fest. Die 
hohen Standards in der Versorgung von 
Menschen mit psychischen Erkrankun-
gen müssten gewahrt werden. Unab-
hängig von den Farben der Regierungs-
koalition müsse sich der Gesetzgeber 
in der nächsten Legislaturperiode mit 
dem Thema Digitalisierung im Gesund-
heitswesen auseinandersetzen.

Psychotherapie mit geflüchteten Kindern und Jugendlichen

Großes Interesse am Fachtag

Mehr als 50% aller Flüchtlinge auf der 
Welt sind Kinder und Jugendliche. Laut 
Bundesinnenministerium leben circa 
300.000 minderjährige Flüchtlinge in 
Deutschland, davon sind circa 100.000 
unter sechs Jahre alt. Über 38.000 
Kinder und Jugendliche mit Fluchter-
fahrung leben in Baden-Württemberg. 
Die Prävalenz für eine posttraumatische 
Stresssymptomatik liegt bei 17-62%, 
für das Vollbild einer PTBS liegt die 
Prävalenz bei 20-30%. Aber auch für 
andere psychische Erkrankungen ist die 
Prävalenz auf 42-56% erhöht. Die unbe-
gleiteten Minderjährigen stellen dabei 
eine besonders vulnerable Gruppe dar, 
die auch psychotherapeutischer Hilfen 
bedürfen.

Ein wesentliches Ziel der vom Vorstand 
und des Ausschusses psychotherapeu-
tische Versorgung für Kinder und Ju-
gendliche am 20. Mai 2017 in Stuttgart 
durchgeführten Tagung war, den Zu-
gang für geflüchtete und traumatisierte 
Kinder- und Jugendliche zur psycho-
therapeutischen Versorgung zu erleich-
tern und den Kolleginnen und Kollegen 
Informationen für ihre Praxisarbeit zu 
geben. Hierzu haben die Referenten 
Peter Lehndorfer (BPtK, PTK Bayern), 

Helmut Dahse (Landratsamt Rhein-
Necker-Kreis) sowie Prof. Dr. Susanne 
Schlüter-Müller (Ärztin für Kinder- und 
Jugendpsychiatrie und Psychotherapie 
in Frankfurt) ihre Kompetenz, ihr Wis-
sen und ihre Behandlungserfahrung 
mit minderjährigen Flüchtlingen ein-
gebracht. Besonders interessant war 
der Vortrag von Frau Prof. Dr. Schlüter-
Müller, die die gemeinsame Arbeit mit 
einem Dolmetscher aus ihrer täglichen 
Arbeit schilderte und die sprachlichen 
Schwierigkeiten eindrücklich vorstellte. 
Herr Lehndorfer berichtete einfühlsam 

von den Problemen, die sozialrechtlich 
auf geflüchtete Kinder und ihre Eltern 
warten. Helmut Dahse schilderte aus 
Sicht der Jugendhilfe, von welchen 
aufenthaltsrechtlichen Hürden KJP in 
ihrer Praxis Kenntnis haben sollten. Am 
Schluss fand eine interessante und leb-
hafte Diskussion mit den Teilnehmen-
den statt. Die Folien der Vorträge finden 
Sie auf www.lpk-bw.de/news/2017/psy 
chotherapie-mit-gefluechteten-kindern-
und-jugendlichen. Ein weiterer Fachtag 
wird 2018 das Thema erneut besonders 
aus fachlicher Sicht aufgreifen.
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Schematherapie im stationären Setting – Kammer im Gespräch

Die Kammer veranstaltet einmal im 
Jahr für in Kliniken tätige PP, KJP und 
Psychologen eine halbtägige Fortbil-
dungsveranstaltung, in deren Rahmen 
im Anschluss an einen Fachvortrag ein 
Austausch mit Mitgliedern des Vorstan-
des und des Ausschusses Psychothera-
pie in Institutionen zu aktuellen Themen 
(„Kammer im Gespräch“) stattfindet. 
Die Veranstaltung knüpfte an die „Lan-
despsychologenkonferenz“ am Vor-
mittag an, ein langjährig bestehendes 
Austauschforum für in Kliniken tätige 
Kolleginnen und Kollegen.

In diesem Jahr hatten am 5. Juli die 
Psychologen des Klinikums am Weis-
senhof/Zentrum für Psychiatrie Weins-
berg eingeladen. Gekommen waren 45 
Teilnehmer aus mehr als 15 psychiatri-

schen, psychosomatischen und Reha-
Kliniken, um sich zum Thema „Update 
Schematherapie – Konzepte und An-
wendungen im Stationären Setting“ zu 
informieren. Yvonne Reusch, leitende 
Psychologin im Klinikum am Weissen-
hof und Co-Leiterin des Stuttgarter 
Instituts für Schematherapie, führte 
zunächst allgemein in die Schemathe-
rapie ein und erläuterte dann anhand 
von Beispielen Entwicklung und Aufbau 
eines schematherapeutischen stationä-
ren Behandlungskonzepts mit Schulung 
und Beteiligung des gesamten multipro-
fessionellen Teams einer psychosoma-
tischen Station.

Beim anschließenden regen Austausch-
forum gaben Dr. Munz und die Mitglie-
der im Ausschuss PTI Informationen zu 

den Fragen der Kollegen und Kollegin-
nen. Diese zentrierten sich auf die sehr 
unterschiedlichen Rahmenbedingungen 
der Arbeit insbesondere der Psycholo-
ginnen und Psychologen in Ausbildung. 
Hauptthemen waren (1) eine bessere 
Verankerung und Positionierung von PP/
KJP in den Kliniken, (2) deren unzufrie-
denstellende tarifliche Eingruppierung, 
(3) die Wichtigkeit gewerkschaftlicher 
Aktivität, (4) der Status und die nach 
wie vor sehr unterschiedlich von den 
Teilnehmenden berichtete überwiegend 
unangemessene Bezahlung während 
der praktischen Tätigkeit. Zusätzlich in-
formierte Dr. Munz zum Stand des Ge-
setzgebungsverfahrens zur Reform des 
Psychotherapeutengesetzes und zu den 
aktuellen Themen aus der landespoliti-
schen Gremienarbeit.

KJP-Berufsrecht – Unterlagen zum Fachtag 2015 veröffentlicht

Die LPK Baden-Württemberg sieht es 
als eine ihrer Aufgaben an, ihre Mitglie-
der in Fragen des Berufsrechts gut zu 
unterrichten. Aus diesem Anlass wurde 
vom LPK-Vorstand und dem Ausschuss 
„Psychotherapeutische Versorgung von 
Kindern und Jugendlichen“ im Juli 2015 
der Fachtag „Berufsrecht – eine Her-
ausforderung von Fällen und Fallen in 
der Kinder- und Jugendpsychotherapie“ 
durchgeführt. Viele Rechtsfragen, die 

in psychotherapeutischen Praxen für 
Kinder- und Jugendliche aufkommen, 
wurden vorgestellt und diskutiert. Sie 
konnten nun zusammenfassend bear-
beitet werden und stehen den Kammer-
mitgliedern auf unserer Homepage als 
Download zur Verfügung (www.lpk-bw.
de/news/2017/berufsrecht-in-der-kin 
der-und-jugendlichenpsychotherapie). 
Es sollte als ein „work in progress“ an-
gesehen werden, das in Zukunft fortlau-

fend angepasst bzw. erweitert werden 
kann. Während und nach dem Fachtag 
wurden von den Teilnehmenden Fragen 
eingereicht, die in das Papier mit einbe-
zogen werden konnten.

Wir hoffen, dass es für die Arbeit in Ih-
rer Praxis hilfreich sein wird. Bei Nach-
fragen wenden Sie sich bitte an die 
Rechtsabteilung der LPK.

Auslage Prüfbericht 2016 sowie Haushaltsplan 2018

Bekanntmachung über die Auslage des Prüfberichtes 2016 sowie des 
Haushaltsplanes 2018 der LPK BW zur kammeröffentlichen Einsicht-
nahme

Gemäß §§ 27 Abs. 4, 28 Abs. 3 der Hauptsatzung werden der Prüfbericht über den Jahresab-
schluss 2016 und der prospektive Haushaltsplan 2018 in der Zeit vom 21. September bis zum 
19. Oktober 2017 für alle  Kammermitglieder in der Geschäftsstelle, Jägerstrasse 40, 70174 
Stuttgart zur kammeröffentlichen Einsichtnahme ausgelegt. Falls Sie diese Dokumente einse-
hen möchten, bitten wir Sie um vorherige Terminabstimmung per Telefon (0711/674470-0) 
oder per E-Mail (info@lpk-bw.de).

Geschäftsstelle

Jägerstraße 40, 70174 Stuttgart
Mo – Do 9.00 – 12.00, 13.00 – 15.30 Uhr
Freitag 9.00 – 12.00 Uhr
Tel. 0711/674470 – 0
Fax 0711/674470 – 15
info@lpk-bw.de
www.lpk-bw.de
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ministerin bekräf-
tigte, dass ihr das 
Thema Kinderge-
sundheit sehr am 
Herzen liege. Seit 
einiger Zeit seien 
auch traumatisierte 
unbegleitete min-
derjährige Flücht-
linge ein wichtiges 
Thema. Eine Zu-
sammenarbeit mit 
der PTK Bayern se-
he sie als sehr wich-
tig an. Sie nehme 
das entsprechende 
Kooperationsange-
bot der PTK Bayern 
deshalb gerne an.

 „Abmahnwelle“ gegen niedergelassene Kolleg/innen erfolgreich abgewendet

Ende Juli wurden massenhaft Schreiben 
eines Rechtsanwaltes an Vertragspsy-
chotherapeut/innen (mit KV-Zulassung) 
versandt, in denen behauptet wurde, 
dass die telefonische Erreichbarkeit der 
Praxis nicht entsprechend § 1 Abs. 8 
Psychotherapie-Richtlinie veröffentlicht 
werde und deshalb ein Verstoß gegen 
das Gesetz gegen den unlauteren Wett-
bewerb (UWG) vorliege. Auftraggeberin 
war eine Psychologische Psychothera-
peutin aus Nordrhein-Westfalen. Über 
800 Mitglieder haben sich daraufhin 
ratsuchend an die PTK Bayern gewandt. 
Die Mitarbeiter/innen der Geschäfts-
stelle haben die Rückmeldungen unter 
Hochdruck ausgewertet und mit den 
betroffenen Mitgliedern Kontakt auf-

genommen. Die Rückmeldungen der 
Mitglieder gaben der Rechtsabteilung 
zudem die Möglichkeit, das Ausmaß des 
Vorgangs umfassend zu dokumentieren 
und die Abmahnungen einer sorgfältigen 
rechtlichen Prüfung zu unterziehen. Dies 
ergab, dass die Vorwürfe gegenstands-
los waren. Daraufhin hat die Rechtsabtei-
lung der PTK Bayern dem abmahnenden 
Rechtsanwalt rechtliche Gegenmaßnah-
men in Aussicht gestellt. Nach einigen 
Tagen kündigte der Rechtsanwalt an, 
dass die Abmahnungen nicht mehr wei-
ter verfolgt und bezahlte Gebühren an 
die Betroffenen zurückerstattet würden. 
Die Kammer prüft unabhängig davon ein 
straf- und berufsrechtliches Vorgehen 
gegen den Rechtsanwalt.

Die PTK Bayern konnte ihre Mitglieder 
während der Abmahnwelle unter an-
derem über ihren Nachrichtendienst 
schnell über Handlungsempfehlungen 
und den aktuellen Stand informieren.

Vor dem Hintergrund der Abmahnwel-
le machen wir darauf aufmerksam, 
dass in § 1 Abs. 8 sowie § 11 Abs. 2 
der Psychotherapie-Richtlinie festlegt 
ist, dass Psychotherapeut/innen ih-
re telefonische Erreichbarkeit und ihr 
Sprechstundenangebot der zuständi-
gen Kassenärztlichen Vereinigung zur 
Information der Patient/innen mitteilen. 
Die PTK Bayern empfiehlt eine zusätz-
liche Veröffentlichung über die eigene 
Homepage bzw. den Anrufbeantworter.

Staatsministerin Emilia Müller für Zusammenarbeit mit der PTK Bayern im  
Kinderschutz und der Jugendhilfe
Staatsministerin für Arbeit und Soziales, 
Familie und Integration Emilia Müller 
sprach sich bei einem Treffen im Mai 
mit dem Präsidium des Verbands Freier 
Berufe (VFB) für eine Kooperation mit 
den Gesundheitsberufen bei der Ju-
gendhilfe und im Kinderschutz aus. Das 
im November 2016 neugewählte VFB-
Präsidium stellte sich bei dem Treffen 
dem Staatsministerium vor. Dr. Bruno 
Waldvogel, Vizepräsident der PTK Bay-
ern, nahm an diesem Treffen in seiner 
Funktion als Vizepräsident des Verbands 
Freier Berufe teil. Er sprach mit Staats-
ministerin Müller auch über das Thema 
Jugendhilfe und Kinderschutz und regte 
eine systematische Verbesserung der 
Kooperation mit den Gesundheitsberu-
fen in diesen Bereichen an. Die Staats-

Die bayerische Staatsministerin Emilia Müller mit dem Präsidium 
des Verbands Freier Berufe (v. l.): Vizepräsident Klaus von Gaffron 
(Künstler), Präsident Michael Schwarz (Zahnarzt) und Vizepräsident 
Dr. Bruno Waldvogel (Foto: Verband Freier Berufe)
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ern Dr. Monika 
Sommer und Dr. 
Heiner Vogel die 
Möglichkeit, die 
Zusammenarbeit 
von Psychothera-
pie und Selbsthilfe 
auf regionaler und 
landesweiter Ebe-
ne zu besprechen. 
Geplant ist, Psy-
chotherapie und 
Selbsthilfe stärker 
miteinander zu ver-
netzen, etwa durch 
gegenseitige In-
formation und Mit-

wirkung bei Veranstaltungen, damit die 
Beteiligten mehr übereinander erfah-
ren und voneinander profitieren. Nach 
der neuen Psychotherapie-Richtlinie 
(PT-RL) wurde die Lotsenfunktion der 
Psychotherapeut/innen weiter gestärkt. 
Die neueingeführte Sprechstunde dient 
u. a. dazu, zeitnah abzuklären, ob eine 

Verstärkte Vernetzung von Selbsthilfe und Psychotherapie

(v. l.): Dr. Monika Sommer und Dr. Heiner Vogel mit Elisabeth Ben-
zing, Leiterin der KISS Nürnberg, Irena Tezak, stellv. Geschäftsfüh-
rerin der SeKo Bayern, und Lisbeth Wagner, päd. Mitarbeiterin der 
KISS Regensburg.

Die PTK Bayern setzt sich für eine 
verstärkte Zusammenarbeit mit der 
Selbsthilfe ein. Bei einem Treffen mit 
Vertreterinnen von Selbsthilfekontakt-
stellen (KISS) sowie der stellvertreten-
den Geschäftsführerin der Selbsthilfe 
Koordination Bayern (SeKo) hatten 
die Vorstandsmitglieder der PTK Bay-

krankheitswertige psychische Störung 
vorliegt. Gemäß § 11 Abs. 10 PT-RL soll 
über spezifische Hilfen in der weiteren 
Versorgung sowie Behandlungs- und 
Therapiemöglichkeiten informiert wer-
den. Je nach Indikation kann auch auf 
Maßnahmen außerhalb der gesetzli-
chen Krankenversicherung verwiesen 
werden, z. B. auf Beratungsstellen oder 
Selbsthilfegruppen. Es ist also essen-
ziell wichtig, dass Psychotherapeut/in- 
nen Kenntnisse über regionale Angebo-
te für ihre Patient/innen haben. Hilfreich 
sind hier Selbsthilfekontaktstellen als 
niedrigschwellige und wohnortnahe 
Unterstützungsstrukturen, die Verzeich-
nisse über Selbsthilfegruppen in ihrem 
Gebiet führen und die Selbsthilfearbeit 
unterstützen. Die Nationale Kontakt- 
und Informationsstelle zur Anregung 
und Unterstützung von Selbsthilfegrup-
pen (NAKOS) bietet auf www.nakos.de 
eine Datenbank mit den Selbsthilfekon-
taktstellen in Deutschland (Stichwort 
„Rote Adressen“) an.

Verleihung des 14. Bayerischen Präventionspreises

Das Bayerische Staatsministerium für 
Gesundheit und Pflege hat gemeinsam 
mit dem Zentrum für Prävention und 
Gesundheitsförderung (ZPG) zum 14. 
Mal den Bayerischen Präventionspreis 
verliehen. Die Auszeichnung würdigt 
vier beispielgebende Aktivitäten aus 
Gesundheitsförderung und Prävention 
in den Handlungsfeldern des Bayeri-
schen Präventionsplans: Gesundes Auf-
wachsen, gesundes Arbeiten, gesun-
des Älterwerden und gesundheitliche 
Chancengleichheit. Zwei der Projekte 
zielen auf die Abwendung oder Linde-
rung psychischer Störungen.

Projekt „Kinderleicht“

Mit dem Projekt der Caritas Fachambu-
lanz Garmisch-Partenkirchen werden 
Kinder und Jugendliche von psychisch 
erkrankten oder suchtbelasteten Eltern 
unterstützt, damit sie sich trotz schwie-
riger Umstände gesund entwickeln 
können. Dabei sollen Risikofaktoren mi-
nimiert und die Resilienz der Kinder ge-
stärkt werden, sodass diese in Zukunft 
nicht selbst eine psychische Störung 
entwickeln.

Projekt „Offener Frühstücks-Treff 
‚Gut für die Seele‘ “

Im Rahmen der Beratungsstelle „Ru-
hepunkt“ des Fördervereins ambulante 
Krisenhilfe e. V. und in Kooperation mit 
den Nürnberger Seniorennetzwerken 
wurden in vier Stadtteilen sogenannte 
„Frühstücks-Treffs“ für ältere Men-
schen mit psychischen Erkrankungen 
aufgebaut. Ziel ist es, über den Aus-
tausch in einer angeleiteten Selbsthil-
fegruppe eine Stabilisierung psychisch 
kranker Senior/innen zu erwirken sowie 
Beratung und Begleitung zu bieten.

90 Jahre Heilberufekammern in Bayern

Bereits seit 90 Jahren hat sich die heil-
berufliche Selbstverwaltung in Bayern 
als wesentliche Mitgestalterin eines 
leistungs- und funktionsfähigen Ge-
sundheitssystems bewährt. Am 1. Juli 
1927 trat das Gesetz über die Berufs-

vertretung der Ärzt/innen, Zahnärzt/in-
nen, Apotheker/innen und Tierärzt/in-
nen in Kraft. Seitdem treten die Heilbe-
rufekammern als Interessenvertretung 
der Mitglieder ihres Berufsstandes auf, 
setzen sich für eine stetige Verbesse-

rung der Versorgung sowie Prävention 
im Gesundheitswesen ein und achten 
auf die Einhaltung der jeweiligen Be-
rufsordnung. Durch die Wahrnehmung 
dieser vom Gesetzgeber übertragenen 
Aufgaben stellen sie eine hohe Qualität 
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bei der Berufsausübung sicher, auf die 
sich die Patient/innen auch in Zukunft 

verlassen können. Seit 2002 wird die 
Gruppe der bayerischen Heilberufe-

kammern durch die PTK Bayern kom-
plettiert.

Kurznachrichten

Sprachtests: Kooperation mit 
anderen Landeskammern

Die PTK Bayern beteiligt sich an dem 
Modell des Sprachtests zur Überprü-
fung der erforderlichen sprachlichen 
Qualifikation bei der Beantragung einer 
deutschen Approbation, das von der 
PTK Berlin entwickelt wurde. Die OPK 
und die PTK Hamburg beteiligen sich 
ebenfalls an diesem Modell.

Reform der Aus- und Weiterbil-
dung – Aktivitäten vor der Bun-
destagswahl

Die PTK Bayern hat in Briefen an die Mit-
glieder des Gesundheitsausschusses 
des Bundestages, die Vorsitzenden der 
Bundestagsfraktionen sowie die Bun-
destagskandidat/innen über die nötige 
Reform des PsychThG informiert, auf 
Lösungsvorschläge der Profession hinge-
wiesen und gefordert, dass die Reform 
Bestandteil eines nächsten Koalitionsver-
trages wird. Weiterhin wurden dazu auch 
diverse persönliche Gespräche mit Poli-  
tiker/innen geführt. Zahlreiche Politiker/in-  
nen haben daraufhin zwischenzeitlich 
zugesagt, die Reform und ein Gesetzge-
bungsverfahren in der neuen Legislatur-
periode zügig auf den Weg zu bringen.

Weitere Aktivitäten der Kammer

Einige der weiteren Veranstaltungen, 
an denen Kammervertreter/innen teil-
genommen haben: 12. Sitzung des 
Zentralstellenrates Psychosoziale Not-
fallversorgung Bayern am 09.05.17; 
Treffen mit den Sprechern der Direkto-
ren der Psychosomatischen Kliniken am 
24.05.17; Treffen der Hochschullehrer/in-  
nen am 19.06.17; Runder Tisch des bay. 
Gesundheitsministeriums „Hilfen für 
psychisch traumatisierte Kinder“ am 
22.06.17; Sonntagsbegegnungen „Ge-
sundheit, Werte, Zukunft“ mit Bundes-
gesundheitsminister Gröhe am 25.06.17; 
Unterzeichnung der Landesrahmenver-
einbarung Prävention für Bayern des 

bay. Gesundheitsministeriums mit den 
Sozialversicherungsträgern (Gesetzliche 
Krankenkassen, Deutsche Rentenver-
sicherung, Gesetzliche Unfallversiche-
rung) am 26.06.17; Jahresempfang des 
Gesundheitsbeirats der Landeshaupt-
stadt München am 26.06.17; Treffen  
mit den leitenden Psychotherapeut/in- 
nen in Kliniken am 28.06.17; Treffen mit 
den Vertreter/innen der Ausbildungs-
institute am 28.06.17; Treffen mit den 
Koordinierenden Kinderschutzstellen 
(KoKi) Oberfranken am 30.06.17; Lan-
desgesundheitsrat am 03.07.17; Treffen 
der Bund-Länder-AG zur Förderung der 
Repräsentanz von Frauen in den Gre-
mien der BPtK am 04.07.17; Verleihung 
des bayerischen Gesundheits- und Pfle-
gepreises 2017 des bay. Gesundheits-
ministeriums am 05.07.17; Parlamen-
tarischer Abend des Verbands Freier 
Berufe am 05.07.17; Gespräch mit dem 
Vorstand der KVB am 06.07.17; Gesund-
heitspolitischer Sommerempfang der 
KVB und KZVB am 11.07.17; Mitglieder-
versammlung des Gesundheitsbeirats 
München am 12.07.17; Parlamentari-
scher Empfang der Deutschen Kranken-
hausgesellschaft am 12.07.17; Koopera-
tionsgespräch mit der Chefärztin Klinik 
für Kinder- und Jugendpsychosomatik 
München-Schwabing am 13.07.17; 
20-jähriges Jubiläum der Bayerischen 
Akademie für Suchtfragen in Forschung 
und Praxis (BAS) e. V. am 14.07.17; 5. Sit-
zung des AK „Seelische Gesundheit von 
Kindern und Jugendlichen“ am 19.07.17, 
Treffen der Sprecher/innen der Ausbil-
dungsteilnehmer/innen Psychotherapie 
am 19.07.17; Sommerempfang der Tech-
niker Krankenkasse am 19.07.17; Ver-
anstaltung „Angstraum Social Media: 
eine Gefahr für die innere Sicherheit? 
München am Tag des Amoklaufs am 
Olympiaeinkaufszentrum“ am 21.07.17; 
Sitzung der Psychosozialen Arbeitsge-
meinschaft (PSAG) Fürstenfeldbruck am 
26.07.17; Arbeitsausschuss 90a Gremi-
um „Sektorübergreifende Versorgung“ 
am 27.07.17; Arbeitsausschuss 90a Gre-
mium „Arbeitsausschuss Asylbewerber 

am 27.07.17; Sommergespräche Bayeri-
sche Landesärztekammer am 28.07.17

Bevorstehende Veranstaltungen

Umgang mit Gewaltimpulsen in der 
Psychotherapie. Termin: 23.09.17 in 
München.

Psychotherapie bei körperlichen 
Erkrankungen III. Altersbedingte Er-
krankungen – Demenz und Sexualstö-
rungen: Eine Fortbildungsveranstaltung 
der PTK Bayern und der KVB. Termin: 
21.10.17 in München.

7. Bayerischer Landespsychothe-
rapeutentag – Die „Embodiment-
Perspektive“ in der Psychothera-
pie: theoretische Hintergründe und 
praktische Anwendungen. Termin: 
11.11.17 in München.

16. Suchtforum „Von der Schlafstö-
rung über Schlafmittel zur Sucht?! in 
Kooperation mit der BAS, BLÄK und 
BLAK. Termin: 01.12.17 in Nürnberg.

Psychotherapie mit Straftätern. Ter-
min: 02.12.17 in Nürnberg.

Nähere Informationen und Program-
me zu den Veranstaltungen sowie An-
meldeformulare finden Sie auf unserer 
Homepage: www.ptk-bayern.de

Redaktion

Vorstand und Geschäftsstelle der PTK 
Bayern.

Geschäftsstelle

Birketweg 30, 80639 München
Post: Postfach 151506
80049 München
Tel. 089/51 55 55-0, Fax -25
Mo – Fr 9.00-13.00 Uhr
Di – Do 14.00-15.30 Uhr
info@ptk-bayern.de
www.ptk-bayern.de
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Veranstaltungsreihe „Von der Praxis für die Praxis“: Foren zur Strukturreform der 
Psychotherapie-Richtlinie

Am 1. April 2017 ist die neue Psycho-
therapie-Richtlinie in Kraft getreten. 
Hintergrund ist das GKV-Versorgungs-
stärkungsgesetz (GKV-VSG) vom 11. 
Juni 2015. Damit hatte der Gesetzge-
ber den Gemeinsamen Bundesaus-
schuss (G-BA) beauftragt – die Psycho-
therapie-Richtlinie zu reformieren. Die 
wesentlichen Inhalte der Reform wur-
den vom Gesetzgeber festgelegt: Das 
Therapieangebot sollte durch eine psy-
chotherapeutische Sprechstunde, früh-
zeitige diagnostische Abklärung, eine 
Akutversorgung und Möglichkeiten zur 
Rezidivprophylaxe flexibilisiert werden. 
Außerdem sollten das Antrags- und 
Gutachterverfahren vereinfacht und 
Gruppentherapien gefördert werden. 
Nach Abschluss der Verhandlungen 
hatte der G-BA am 16. Juni 2016 dem 
BMG seinen Entwurf vorgelegt und am 
24. November 2016 die Psychothera-
pie-Richtlinie in überarbeiteter Form 
beschlossen. Im Anschluss wurde auch 
die Psychotherapie-Vereinbarung (Anla-
ge 1 zum Bundesmantelvertrag-Ärzte) 
an die neuen Regelungen angepasst. 
Am 29. März 2017 hat der Bewertungs-
ausschuss die neuen Leistungen in 
den Einheitlichen Bewertungsmaßstab 
(EBM) aufgenommen. Damit ist eine 
umfassende Strukturreform der ambu-
lanten psychotherapeutischen Versor-
gung abgeschlossen.

Um diese größte Richtlinienänderung 
seit Einführung des Psychotherapeu-
tengesetzes von 1999 fachlich zu be-
gleiten, richtete der Vorstand der PTK 
Berlin eine Kommission zum Thema 
ein. Dieser „Kommission Psychothera-
pie-Richtlinie der PTK Berlin“ gehören 
Mitglieder des Vorstandes, einige De-
legierte sowie die Professoren Körner 
und Fydrich an. Sie tagte mehrfach und 
bereitete u. a. die Informationsveran-

staltungen der Kammer im April 2017 
mit vor. Die Idee der „Foren“ ist es, 
im Dialog mit Mitgliedern die Umset-
zung der neuen Richtlinie in die Praxis 
zu diskutieren und erste Erfahrungen 
auszutauschen. In allen Foren werden 
verfahrensspezifische und verfahrens-
übergreifende Aspekte vorgestellt und 
diskutiert. Alle Veranstaltungen fanden/
finden 2017 in einem Hörsaal an der 
Freien Universität Berlin statt.

Folgende vier Termine der Kammerver-
anstaltungsreihe 2017 „Von der Praxis 
für die Praxis: Foren zur Strukturreform 
der Psychotherapie-Richtlinie“ haben 
bereits stattgefunden:

Forum 1 am 19. April 2017: Auswir-
kungen der Richtlinie auf die Praxis 
von PP und KJP: Dieter Best1 und Jür-
gen Döbert2 gaben einen Überblick zur 
Bewertung der neuen psychotherapeu-
tischen Leistungen und die neue Struk-
tur des EBM ab 10. Juli 2017 und stell-
ten Auswirkungen auf die Praxis der PP 
und KJP zur Diskussion.

Forum 2 am 17. Mai 2017: Empfeh-
lungen zu Beratungs- und Unterstüt-
zungsangeboten: Psychosoziale Hilfen 
in der Sprechstunde. Michael Krenz 
(Präsident der PTK Berlin) führte in das 
Thema „Psychosoziale Hilfen in Berlin – 
Was ist eine Empfehlung?“ ein und gab 
u. a. Hinweise zum Problem der Haf-
tung. Im Anschluss stellte Brigitte Mey-
er (Psychiatriekoordinatorin) „Struktu-
ren, Angebote und Zugangswege der 
gemeindepsychiatrischen Versorgung 
in Berlin‘‘ am Beispiel von Marzahn-
Hellersdorf vor. Ella Wassink, Politolo-
gin, (Projektleiterin SEKIS Selbsthilfe 
Kontakt- und Informationsstelle und 
Geschäftsführerin von selko e. V.) gab 
einen Überblick über die Selbsthilfe-, 

Kontakt- und Informationsstellen in Ber-
lin und diskutierte Möglichkeiten und 
Grenzen der Hilfe für Menschen mit 
psychischen Störungen mit Krankheits-
wert in Selbsthilfegruppen. Ute Mey-
bohm (Delegierte der PTK Berlin und 
ehemals Geschäftsführerin des Trägers 
ajb) stellte Beratungs- und Hilfsangebo-
te außerhalb der Leistungen der gesetz-
lichen Krankenkassen in Berlin vor.

Michael Krenz, Ella Wassink, Brigitte Meyer, 
Ute Meybohm (v. l. n. r.)

Forum 3 am 19. Juni 2017: Sprech-
stunde (Erwachsene): Herr Krenz 
(Präsident der PTK Berlin) referierte 
zu ersten Erfahrungen mit der psy-
chotherapeutischen Sprechstunde. Im 
Anschluss stellten je eine Vertreterin 
der Verhaltenstherapie und der Analy-
tischen Psychotherapie das mögliche 
Vorgehen aus Sicht ihres Verfahrens 
vor. Frau Prof. Dr. rer. nat. Lydia Fehm 
(PP), Leiterin der Ausbildungsambu-
lanz am Verhaltenstherapie-Weiterbil-
dungsgang der Humboldt-Universität 
Berlin (ZPHU), stellte einen in der Am-
bulanz entwickelten Leitfaden zur Ge-
staltung von Erstkontakten vor. Darin 
enthalten sind Vorschläge für Fragen 
und Checklisten der Aspekte, die in 
der Sprechstunde angesprochen wer-
den sollten, diagnostische Kriterien 
und Musterfragen. Frau Dr. phil. Stefa-
nie Sedlacek (PP), Psychoanalytikerin, 
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Lehranalytikerin, niedergelassen und 
am Institut für Psychotherapie (IfP) tä-
tig, bezog sich auf die Anamnese in der 
Psychoanalyse, die den Schwerpunkt 
auf die therapeutische Beziehung setzt 
und ein entsprechend offenes, gering 
strukturiertes Gespräch ist. Sie be-
zog sich dabei auf klassische Literatur 
zum Erstgespräch von Argelander und 
Eckstaedt.

Michael Krenz, Stefanie Sedlacek, Lydia 
Fehm (v. l. n. r.)

Forum 4 am 3. Juli 2017: Sprechstun-
de – Kinder und Jugendliche: Chris-
toph Stößlein (Mitglied des Vorstandes 
der PTK Berlin) gab eine kurze Einfüh-

rung zum Thema. Alfred Luttermann 
(Mitglied des Vorstandes der PTK Ber-
lin) referierte zunächst zur Fragestellung 
„Wie komme ich zu einer Entscheidung 
über die angemessene Hilfe?“. Ronald 
Schmidt, PP und ehemals Mitarbeiter in 
der Kinder- und Jugendpsychiatrischen 
Beratungsstelle Reinickendorf stellte in 
seinem Vortrag die Frage nach der „In-
dikation für Angebote im Rahmen der 
Jugendhilfe und Strukturen der Jugend-
hilfe“, insbesondere die Angebote am-
bulanter Psychotherapien im Rahmen 
von §27,3 und §35a SGB VIII. Schließ-
lich stellte Herr Dr. med. Hans Willner, 
Chefarzt der Klinik für seelische Ge-
sundheit im Kindes- und Jugendalter St. 
Joseph Krankenhaus „Versorgungsan-
gebote im stationären und teilstationä-
ren Bereich der Kinder- und Jugendpsy-
chiatrischen Kliniken“ vor. Seine These 
lautete: „Wir haben grundsätzlich ein 
hervorragendes Versorgungssystem für 
Kinder und Jugendliche. Daher: Wenn 
die Abstimmung zwischen stationärer, 
ambulanter und komplementärer Ver-
sorgung gelingen würde, wäre fast alles 
möglich!“

Anbei die Foliensätze der Vorträge der 
einzelnen Foren zum Nachlesen:
www.psychotherapeutenkammer-
berlin.de/themen/psychotherapie-
richtlinie/index.html

Weiterhin geplant:

�� Forum 5 (Termin steht noch nicht 
fest): Überblick: Akutbehandlung

�� Forum 6 am 12. Oktober 2017: 
Befugniserweiterung/Verordnungen

Dorothee Hillenbrand und  
Karin Jeschke

1 Dieter Best ist ehemaliger Bundesvorsitzender 
der Deutschen Psychotherapeuten-Vereinigung 
(DPtV), Mitglied der Vertretersammlung und des 
Beratenden Fachausschusses Psychotherapie der 
KBV und der KV Rheinland-Pfalz. Er ist zudem Bun-
desdelegierter des Deutschen Psychotherapeu-
tentags und Gebührenordnungsbeauftragter des 
Vorstandes der Bundespsychotherapeutenkammer.
2 Jürgen Döbert ist kooptiertes Vorstandsmitglied 
des bvvp Bundesverbandes, Mitglied in der 
Vertreterversammlung und im Satzungsausschuss 
der KBV sowie Sachverständiger im Bewertungs-
ausschuss.

Bericht über die Arbeitsschwerpunkte der Behindertenbeauftragten der  
Psychotherapeutenkammer Berlin

PP Claudia Köppen, in eigener Praxis 
und seit Langem auch in der Behand-
lung von Menschen mit Lernschwie-
rigkeiten tätig, und PP Martin Rothaug, 
angestellt tätig bei einem freien Träger 
der Behindertenhilfe, sind seit Februar 
2014 die Behindertenbeauftragten der 
Psychotherapeutenkammer Berlin.

Unsere Aufgaben

„Suche Psychotherapeutin, gerne weib-
lich. Patient benötigt einen Platz mit roll-
stuhlgerechtem Zugang.“

„Lernbehinderter Klient mit psychi-
schen Problemen sucht einen Thera-
peuten im Bereich Wedding und Um-
feld. Herr C. profitiert enorm von the-
rapeutischen Gesprächen. Die Suche 
kommt über die Betreuer.“

„Therapieplatzsuche für eine 20-jährige 
autistische Patientin mit Intelligenzmin-
derung“

„Erkrankung an Chorea Huntington 
und dringende Therapieplatzsuche zur 
Krankheitsverarbeitung“

„Suche nach Psychotherapeutin, die 
hinsichtlich Behinderung sensibilisiert 
ist und im Sinne des Peer-Counseling 
selber eine Behinderung hat.“

„Welchen Einfluss hat eine Schwerbe-
hinderung auf die Vergabe eines Ver-
tragsarztsitzes?“

„Versuche Therapeuten in Wohnort-
nähe zu finden, der eine Kassenzulas-
sung besitzt, freie Kapazitäten hat UND 
Hausbesuche machen würde.“

Dies ist eine kleine Auswahl an Anfra-
gen, die uns so oder ähnlich regelmä-
ßig erreichen, und wir versuchen zu 
vermitteln, zu informieren und zu unter-
stützen. Dabei hilft uns eine leider nur 
sehr kleine Liste von Psychotherapeu-
tinnen und Psychotherapeuten in Berlin 
mit unterschiedlichen Schwerpunkten, 
die den Bedarf aber bei Weitem nicht 
abdeckt. Diese Liste zu erweitern, ist 
eine der Aufgaben als ehrenamtliche 
Behindertenbeauftragte der Kammer. 
Berlin hat diese Beauftragten schon 
seit 2009, uns ist nur noch die Kammer 
Baden-Württemberg mit benanntem 
Behindertenbeauftragten bekannt.

Weitere Aufgaben sind z. B. die Unter-
stützung und Hilfe unterschiedlichster 
Art für Kolleginnen und Kollegen in der 
Ausbildung oder für Niedergelassene, 
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die eine Behinderung haben (z. B. in 
Fragen zu Sonderbedarfszulassungen 
etc. sowie hinsichtlich des Aspektes 
der Barrierefreiheit und Zugänglichkeit 
von Praxen für Patientinnen und Patien-
ten mit körperlichen Einschränkungen 
bzw. im Rollstuhl.) Hierzu gibt es eine 
übergreifende Arbeitsgruppe beim Ber-
liner Senat, in der die Geschäftsführerin 
der Kammer mit den Behindertenbeauf-
tragten zusammen mitarbeitet.

Unsere Aktivitäten

Die Verbesserung der psychotherapeu-
tischen Versorgung von Menschen mit 
Lernschwierigkeiten haben wir uns auf-
grund der Vorgaben der UN-Konvention 
und des großen Bedarfes als Schwer-
punkt während der Legislatur von 2014 
bis 2017 vorgenommen.

Hierzu wollten wir für interessierte 
Kolleginnen und Kollegen Angebote in 
der Kammer schaffen, auf politischer 
Ebene für das Thema sensibilisieren 
und bei öffentlichen Veranstaltungen 
auf die Bedarfssituation hinweisen. In-
nerhalb der Kammer konnten wir die 
Arbeit mit der Arbeitsgruppe unseres 
Vorgängers, Herrn Abel, sehr gut und 
intensiv fortsetzen. Die Vizepräsidentin 
der Kammer, Frau Hillenbrand, und ca. 
fünf bis sieben AG-Mitglieder arbeite-
ten mit uns z. B. an der Entwicklung ei-
nes regelmäßigen Jour-Fixe-Abends für 
interessierte Kolleginnen und Kollegen, 
an den Überlegungen, wie wir neben 
den Krankenkassen auch den Berliner 
Senat ins Boot holen könnten und nicht 
zuletzt an der Frage, wie wir die Berli-
ner Ausbildungsinstitute für das Thema 
der Psychotherapie für Menschen mit 
Lernschwierigkeiten in der Ausbildung 
sensibilisieren könnten.

Nach einigen Vorgesprächen wurden 
wir durch den Landesbehinderten-
beauftragten Ende 2014 in den Lan-
desbehindertenbeirat eingeladen, um 
unser Anliegen – die schwierige Ver-
sorgungssituation der Menschen mit 
Lernschwierigkeiten durch niedergelas-
sene Psychotherapeutinnen und -thera-
peuten – vorzustellen. Wir wiesen auf 
die Möglichkeit hin, Therapien durch 
die Eingliederungshilfe, analog der in 

den 1990er-Jahren möglichen „BSHG-
Therapien“ in Berlin wieder einzufüh-
ren. Bestärkt wurden wir darin durch 
ein Gutachten von Herrn RA Zieger, der 
darin den besonderen Anspruch von 
Menschen mit geistiger Behinderung 
auf Psychotherapie in der Eingliede-
rungshilfe beschreibt. Unser Anliegen 
wurde sehr ernsthaft im Landesbe-
hindertenbeirat diskutiert und unsere 
Bemühungen anerkannt, aber von der 
Sozialverwaltung und der Politik (noch) 
nicht weiter fortgesetzt.

Parallel dazu verstärkten wir unser Be-
mühen, durch Jour-Fixe-Fortbildungs-
abende Kolleginnen und Kollegen aus 
den Praxen für unser Anliegen weiter-
zubilden. Vier dieser Abende fanden mit 
teils mäßiger, teils guter Resonanz mit 
unterschiedlichen, auch auswärtigen 
Referentinnen und Referenten statt. 
Die Vorträge sind auf der Kammer-
Homepage dokumentiert. Hervorheben 
möchte ich z. B. Frau Kendels Vortrag: 
„Autonomie und Angewiesenheit im 
Rahmen der menschlichen Sozialnatur“ 
und Herrn Dr. Glasenapps Vortrag: „Hil-
fe, mein Therapeut versteht nur Nicht-
Behinderte!“.

Im März 2016 wurden wir zur Podiums-
diskussion der Fachtagung der dgsgb 
(Deutsche Gesellschaft zur seelischen 
Gesundheit geistig Behinderter) nach 
Kassel eingeladen, wo wir mit dem 
Plenum und mit dem Präsidenten der 
Bundespsychotherapeutenkammer, 
weiteren Behindertenbeauftragten so-
wie dem Menschenrechtsbeauftragten 
der Bundesärztekammer über weiter-
gehende Initiativen und eine Verbesse-
rung der Situation diskutierten. Doku-
mentiert ist die Fachtagung im Band 37 
der dgsgb: Glasenapp, J.; Schäper, S. 
(Hrsg.): „Barrierefreie Psychotherapie. 
Möglichkeiten und Grenzen der psycho-
therapeutischen Versorgung von Men-
schen mit Intelligenzminderung“ (Ma-
terialien der DGSGB, 37). Berlin: 2016.

In regelmäßigen jährlichen Abständen 
finden in Berlin zweitägige Fachtagun-
gen: „Therapie bei Menschen mit geis-
tiger Behinderung“ auch in Kooperation 
mit der Psychotherapeutenkammer 
Berlin statt. Wir organisierten innerhalb 

der Tagungen dazu Psychotherapeu-
tInnengespräche als Fachaustausch 
mit den interessierten Kolleginnen und 
Kollegen, auch aus anderen Bundes-
ländern. Spezifika der Arbeit mit Men-
schen mit geistiger Behinderung, aber 
auch die Gemeinsamkeiten in der thera-
peutischen Arbeit waren dabei ein The-
ma, ebenso die Erkenntnis, dass der 
Bedarf an TherapeutInnen auch in den 
anderen Bundesländern ähnlich groß ist 
wie in Berlin. Die Kolleginnen und Kolle-
gen zeigten sich auch an der Arbeit der 
Behindertenbeauftragten interessiert und 
würden sich diese Funktion auch in ih-
ren Kammern wünschen.

Beim letzten Landespsychotherapeut-
entag in Berlin 2016 engagierten wir 
uns mit einem gut besuchten Work-
shop, mit drei Impulsreferaten und 
anschließendem Fachaustausch zum 
Thema: „Gemeinsamkeiten und Un-
terschiede in der Psychotherapie mit 
Menschen mit geistiger Behinderung/
Lernschwierigkeiten“.

Weitere Ziele

Auch aus dieser Veranstaltung nahmen 
wir erneut die Anregung mit, Kollegin-
nen und Kollegen in der Ausbildung 
das Feld der Arbeit mit Menschen mit 
Lernschwierigkeiten näher zu bringen, 
damit schon in der Ausbildung Berüh-
rungsängste abgebaut, Vorurteile be-
arbeitet und Expertise von erfahrenen 
Kolleginnen und Kollegen aufgenom-
men werden können. Für die weitere 
Arbeit in der Kammer hat sich die AG 
vorgenommen, ein Curriculum dazu zu 
entwickeln.

In einer Kommission des Vorstandes 
der Kammer wurde 2017 in mehreren 
Veranstaltungen das neue Bundesteil-
habegesetz bearbeitet und eine Stel-
lungnahme der Kammer dazu erarbei-
tet. Hieran war auch der Behinderten-
beauftragte der Kammer beteiligt. Die 
Stellungnahme ist auf der Homepage 
der Kammer eingestellt.

Sehr informativ und berührend war die 
Fachtagung des Instituts für Verhaltens-
therapie, Verhaltensmedizin und Sexuo-
logie in Nürnberg am 12.11.16 mit dem 
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Titel „Psychotherapie von und für Men-
schen mit Behinderung“. Vor ca. 350 
interessierten Zuhörenden im großen 
Hörsaal der Universität Erlangen-Nürn-
berg berichteten überwiegend Psycho-
therapeutinnen und -therapeuten mit 
Behinderung von ihrer Arbeit und ihrer 
z. T. besonderen Klientel. Hierzu gibt es 
einen Bericht auf der PTK-Homepage.

„Die Arbeit des Behindertenbeauftrag-
ten hat viele Facetten. Wir haben an 
vielen Punkten mitgearbeitet, einiges 
bewegt bzw. versucht, Impulse zu set-
zen. Die Arbeit war sehr lehrreich für 
uns, und wir haben viel dabei gelernt.“

„Es erscheint uns weiter sinnvoll und 
wichtig, die Funktion des Behinderten-
beauftragten auch in der nächsten Le-
gislaturperiode weiter zu besetzen.“

Martin Rothaug,  
Behindertenbeauftragter der  

Psychotherapeutenkammer Berlin

Kontakt:
behindertenbeauftragte@psychothera-
peutenkammer-berlin.de

Themenordner online:
www.psychotherapeutenkammer-ber-
lin.de/themen/pt_menschen_behinde-
rung/index.html

Claudia Köppen, Martin Rothaug

Der Kinderschutzbeauftragte der Psychotherapeutenkammer Berlin

Peter Ellesat, Kinderschutzbeauftragter der 
Psychotherapeutenkammer Berlin

Gemäß Kammergesetz ist es unsere 
Aufgabe „(…) insbesondere auf (…) Ri-
siken für Vernachlässigung, Missbrauch 
oder Misshandlung von Kindern zu ach-
ten und, soweit es erforderlich ist, auf 
Schutz und Unterstützungsmaßnah-
men hinzuwirken.“ Hierzu gehört für 
uns die regelmäßige Umsetzung von In-
formationsveranstaltungen. In der letz-
ten Legislatur fanden Veranstaltungen 
zu den Themen: „Gewalt in Familien – 
Kinder- und Jugendschutz heute“, „Da-
tenschutz versus Kinderschutz: (Aus-)

Wege aus dem Dilemma“, Psychothe-
rapeutischer Bedarf für Kindergarten-
kinder und deren Familien im Brenn-
punkt Neukölln“ oder „Kindertherapie 
bei Scheidung hochstrittiger Eltern“ 
statt. Zudem boten wir Workshops zum 
Projekt „Frühe Hilfen“, einen „Fachtag 
geflüchtete Jugendliche“ und eine Ver-
anstaltung zur „Kinderhypnotherapie“ 
an.

Darüber hinaus haben Psychotherapeu-
tinnen und -therapeuten neben ihrem 
Schutzauftrag „(...) einen gesetzlichen 
Anspruch auf Beratung durch eine im 
Kinderschutz erfahrene Fachkraft (§4 
KKG und §8b SGB VIII). Die Beratung 
hat u. a. die Aufgabe, Sicherheit in der 
Einschätzung einer Kindeswohlgefähr-
dung zu gewinnen, emotionale Belastung 
der Therapeutinnen und Therapeuten zu 
reduzieren, Grenzen der Arbeit aufzuzei-
gen, Interventionen zu planen und über 
andere Hilfemöglichkeiten zu informie-
ren. Seit 2015 ist der Kinder- und Jugend
lichenpsychotherapeut, Peter Ellesat, eh-

renamtlicher Kinderschutzbeauftragter 
der PTK Berlin. Er arbeitet in freier Praxis 
und daneben seit über 20 Jahren in der 
Beratungsstelle Neukölln des Kinder-
schutz-Zentrums Berlin e. V. Ellesat ver-
fügt über große Erfahrung in der Arbeit 
mit misshandelnden, missbrauchenden 
und vernachlässigenden Eltern und ihren 
Kindern. Als Kinderschutzbeauftragter hat 
er die Aufgabe, Psychotherapeutinnen 
und -therapeuten und den Vorstand der 
Kammer in Fragen des Kinderschutzes zu 
beraten. Ein Schwerpunkt seiner Arbeit 
ist die Beratung nach § 4 KKG. Sie erfolgt 
persönlich und anonym. Für Mitglieder 
der Kammer und deren Vorstand ist sie 
kostenlos. Die Fallverantwortung bleibt 
beim Behandelnden.

Geschäftsstelle

Kurfürstendamm 184
10707 Berlin
Tel. 030 887140 – 0; Fax -40
info@psychotherapeutenkammer-
berlin.de
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Politik für psychisch kranke Menschen in der nächsten Legislaturperiode:  
PK Bremen führt Gespräche mit Bremer Kandidaten für den Bundestag

Im Vorfeld der Bundestagswahl am 
24.09.2017 führte der Vorstand der PK 
Bremen im August Gespräche mit den 
Spitzenkandidaten von CDU, SPD und 
der Linken, um für zentrale Anliegen 
der Psychotherapeutenschaft zu sensi-
bilisieren und um Unterstützung zu bit-
ten. Die Spitzenkandidatin der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen Dr. Kirsten Kap-
pert-Gonther, zurzeit gesundheitspoliti-
sche Sprecherin der Fraktion in der Bür-
gerschaft, hatte bereits im Mai mit der 
Kammer im Austausch gestanden und 
explizit ihre Unterstützung zugesichert 
(siehe PTJ 2/2017). Die Spitzenkandida-
tin der FDP, Frau Lencke Steiner, fand 
keinen Termin für ein Gespräch mit der 
Kammer.

Ein Schwerpunktthema war bei den 
Gesprächen jeweils die Reform der 
Psychotherapie-Ausbildung, für die 
mittlerweile ein erster Arbeitsentwurf 
des Bundesministeriums für Gesund-
heit (BMG) vorliegt. Dieser beinhaltet 
das geforderte Direktstudium mit Ab-
schluss Approbation und anschließen-
der Weiterbildung; allerdings bleiben in 
diesem Entwurf zentrale Aspekte der 
Finanzierung bislang noch Leerstellen. 
Hier wurde in den Gesprächen nicht 
nur für ein rasches Voranbringen des 
Gesetzesentwurfes in der neuen Legis-
laturperiode geworben, sondern auch 
die Notwendigkeit eines belastbaren 
Finanzierungsmodells für die Weiter-
bildung betont. Weitere Themen der 
Gespräche waren die Reform der Be-
darfsplanung sowie die Vergütungssitu-
ation angestellter und niedergelassener 
Psychotherapeutinnen und Psycho-
therapeuten. Dazu legten die Vertreter 
der Kammer noch einmal Zahlen zur 
Verdeutlichung der Unterschiede in der 

Vergütung von Fachärzten und Psycho-
therapeuten bei vergleichbarer Arbeits-
leistung offen und warben dafür, dass 
der Gesetzgeber über die bisherigen 
Formulierungen im SGB V hinaus sich 
deutlicher für eine gleiche und faire 
Bezahlung von Ärzten und Psychothe-
rapeuten einsetzt. In allen Gesprächen 
wurden die Anliegen der Kammer offen 
aufgenommen und Unterstützung sig-
nalisiert.

Prekäre Beschäftigungsverhält-
nisse vermeiden: Gespräch mit 
Doris Achelwilm (Die Linke)

Karl Heinz Schrömgens und Sylvia Hel-
big-Lang trafen sich am 04.08.2017 mit 
der Spitzenkandidatin der Linken, Doris 
Achelwilm. Die bisherige Pressespre-
cherin der Fraktion der Linken in der 
Bremischen Bürgerschaft und jetzige 
Landesvorsitzende kandidiert erstmals 
für den Bundestag. Im Gespräch zeigte 
Frau Achelwilm viel Verständnis für die 
Anliegen der Psychotherapeutenschaft 
und verwies darauf, dass zentrale For-
derungen zur Verbesserung der Ver-
sorgung psychisch kranker Menschen 
explizit ins Parteiprogramm der Linken 
aufgenommen wurden. So fordert Die 
Linke eine „Stärkung der Qualifizie-
rung und die bessere Bezahlung von 
Heilberufen“, u. a. durch ein gebüh-
renfreies Direktstudium für Psychothe-
rapeutinnen und Psychotherapeuten 
im Erwachsenen- und Kinder- und Ju-
gendbereich sowie eine angemessene 
Vergütung von Therapieleistungen im 
Rahmen der Weiterbildung. Auch ein 
weiteres Anliegen, die Verbesserung 
der Bedarfsplanung im psychothe-
rapeutischen Bereich, wird direkt im 
Parteiprogramm angesprochen. Damit 

konnte im Gespräch schnell Einigkeit 
über die Bedeutung der angesproche-
nen Themen für die Politik der nächsten 
Jahre gewonnen werden. Als Sozialpoli-
tikerin war Frau Achelwilm insbesonde-
re das Thema „prekäre Beschäftigungs-
verhältnisse“ und gerechte Entlohnung 
ein Anliegen. Sie sicherte zu, sich mit 
ihrer Partei dafür einzusetzen, dass eine 
am Facharztdurchschnitt orientierte Be-
zahlung ambulanter Psychotherapie in 
Zukunft auch gesetzlich verankert wird.

Patientenschutz stärken: Ge-
spräch mit MdB Sarah Ryglewski 
(SPD)

Die Spitzenkandidatin der SPD Sarah 
Ryglewski traf sich am 10.08.2017 mit 
Vorstandsmitgliedern Amelie Thoba-

Doris Achelwilm, Spitzenkandidatin der 
Linken (Foto: Cosima Hanebeck)
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ben und Karl Heinz Schrömgens zum 
Gespräch. Zunächst stand im Rückblick 
das Asylpaket II im Vordergrund. Karl 
Heinz Schrömgens drückte nochmals 
seine Anerkennung dafür aus, dass Frau 
Ryglewski als eine der wenigen SPD-
Abgeordneten gegen die Verschärfung 
der Asylgesetzgebung gestimmt hatte. 
Frau Ryglewski zeigte sich anschlie-
ßend gut informiert über psychothe-
rapeutische Themen und sicherte ihre 
Unterstützung und ihre Bereitschaft 
zu, diese Anliegen entsprechend ein-
zubringen. Als Finanzpolitikerin, deren 
Schwerpunkt Verbraucherschutz ist, 
lägen ihr die Aspekte des Gesund-
heitsschutzes besonders am Herzen. 
Übereinstimmung bestand auch in der 
kritischen Bewertung der gegenwärti-

gen Arbeit der „Unabhängigen Patien-
tenberatung Deutschland“, deren Be-
ratungstätigkeit kaum noch im persön-
lichen Kontakt stattfindet, seitdem das 
private Unternehmen „Sanvartis“ den 
Zuschlag bekommen hat.

Familie im Blick: Gespräch mit 
MdB Bettina Hornhues (CDU)

Am 11.08.2017 suchten Karl Heinz 
Schrömgens und Sylvia Helbig-Lang das 
Gespräch mit Bettina Hornhues, die für 
die CDU erneut als Direktkandidatin im 
Wahlkreis II (Bremen Nord und Bremer-
haven) und auf Platz 2 der Landesliste 
kandidiert. Frau Hornhues vertritt die Bre-
mer CDU seit 2013 im Bundestag und ist 
unter anderem im Ausschuss für Familie, 

Bettina Hornhues, MdB und CDU Spitzen-
kandidatin im Wahlkreis Bremen II

Senioren, Frauen und Jugend tätig. Frau 
Hornhues zeigte sich offen für alle von 
Kammerseite angesprochenen Anliegen. 
Als Familienpolitikerin war Frau Hornhu-
es insbesondere das Thema „Kinder psy-
chisch kranker Eltern“ wichtig. Hier infor-
mierte sie sich ausführlich bei den Kam-
merrepräsentanten, auf welchen Ebenen 
Auswirkungen psychisch kranker Eltern 
auf das Wohlergehen der Kinder zu beob-
achten sind. Sie signalisierte großes Ver-
ständnis für die Notwendigkeit einer re-
formierten Bedarfsplanung, um die Ver-
sorgung mit Psychotherapie zu sichern 
und langfristige Folgekosten psychischer 
Erkrankungen zu reduzieren. Die große 
Spreizung in den Verdienstmöglichkei-
ten von Ärzten und Psychotherapeuten 
kommentierte auch Frau Hornhues mit 
Unverständnis und versprach, hier mit 
den Gesundheitspolitikern ihrer Fraktion 
auf die Notwendigkeit gesetzlicher Än-
derungen zu drängen. Sie bestätigte die 
Einschätzung, dass es enorm wichtig sei, 
diese Themen in einem künftigen Koaliti-
onsvertrag aufzunehmen. Ohne eine sol-
che Aufnahme sei es erfahrungsgemäß 
sehr schwer, weitere Anliegen im Laufe 
einer Legislaturperiode zur Geltung zu 
bringen.

„Jeder kann mitgestalten“ – Ein Gespräch mit dem neuen Bremer PiA-Vertreter 
Johannes Lindner

Nachdem die Bremer Psychotherapeu-
ten in Ausbildung (PiA) berufspolitisch 
mehrere Jahre nicht vertreten wurden, 
konnte die PK Bremen Johannes Lind-
ner (JL) für die Position des Bremer 
PiA-Sprechers gewinnen. Johannes 
Lindner hat an der Universität Bremen 
seinen Masterabschluss in Psycholo-

gie gemacht und absolviert aktuell die 
Ausbildung zum Psychologischen Psy-
chotherapeuten mit Vertiefung in Ver-
haltenstherapie am IPP Bremen. Herr 
Lindner ist darüber hinaus seit 2017 
kooptiertes Mitglied im Landesgrup-
penvorstand der DPtV und seit 2014 
Mitglied im Sprecherteam Junge Psy-

chotherapeuten. Wir haben mit ihm 
über sein politisches Engagement ge-
sprochen.

Die Position des PiA-Sprechers war 
ja in Bremen seit einiger Zeit nicht 
besetzt. Was hat Dich bewogen, Dich 
hier und jetzt zu engagieren?

Zu Besuch in der Kammer: SPD Spitzenkandidatin Sarah Ryglewski (mitte) im Gespräch mit 
den Vorstandsmitgliedern Karl Heinz Schrömgens und Amelie Thobaben
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JL: Begonnen hat mein berufspoliti-
sches Engagement wie bei so vielen 
mit dem Wunsch, etwas zu verän-
dern. Ausschlaggebend für mich war 
die desolate Situation im stationä-
ren Praktikum. Zum einen hat sich 
die Arbeit eher nach „Lückenbüßen 
für mangelndes Personal“ als nach 
„Praktikum“ angefühlt, zum anderen 
musste ich von der mageren Auf-
wandsentschädigung noch meine 
Krankenversicherung selbst bezahlen. 
Als die Leitung der Klinik, in der ich 
tätig war, auf die Problematik ange-
sprochen weder Verständnis für diese 
Zustände äußerte noch motiviert war, 
etwas daran zu ändern, sondern so-
gar mit Unverständnis und Vorwürfen 
reagierte, war ich zunächst verärgert, 
dann wurde mir klar, dass es sich hier 
um ein grundsätzlicheres Problem 
handeln musste. Kurz zuvor hatte ei-
ne Dozentin in einem Seminar von der 
Möglichkeit politischer Beteiligung er-
zählt und ich beschloss, diesen Weg 
zu verfolgen, anstatt meinen Ärger 
weiter mit mir herumzutragen.

Was sind aus Deiner Sicht die zentra-
len Probleme, die die PiA beschäfti-
gen? Wie bewertest Du die Situation 
der PiA in Bremen?

Wie mittlerweile weit bekannt ist, stellt 
die Finanzierbarkeit der Ausbildung ak-
tuell das Hauptproblem dar. Auch in 

Bremen werden PiA im Rahmen der ge-
setzlich vorgeschriebenen Praktischen 
Tätigkeit nach wie vor als Praktikanten 
angestellt und bezahlt. Psychologen mit 
Diplom- oder Masterabschluss arbei-
ten ganz ohne oder nur mit Vergütung 
unter Mindestlohn. Verschärft wird die 
Situation durch die hohen Kosten wäh-
rend der Ausbildung. Ohne externe fi-
nanzielle Unterstützung ist es praktisch 
unmöglich, zur Approbation zu gelan-
gen. Während in Bremen während der 
letzten Jahre für die PiA im Bereich 
Psychologische Psychotherapie mini-
male Fortschritte erreicht wurden, ist 
die Situation für angehende Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapeuten nach 
wie vor prekär. Absurderweise fällt es 
den Kandidaten schwer, überhaupt ei-
nen Praktikumsplatz zu finden.

Ein weiteres Problem stellen die Regu-
larien zur Prüfungszulassung dar. Wir 
PiA sind von der Willkür des zuständi-
gen Landesprüfungsamtes abhängig. 
Es fehlt die Rechtssicherheit, ob der 
gemachte Master-Abschluss genügt, 
um zur Prüfung zugelassen zu werden 
oder nicht.

Ist trotz dieser widrigen Umstände die 
Approbation erreicht, folgt die nächste 
Hürde: Der Kassensitz. Die Richtlinien-
reform hatte ja auch das Ziel, das auf 
Systemversagen beruhende Prinzip der 
Kostenerstattung abzuschaffen; der Be-
darf an Psychotherapie ist dadurch aber 
nicht geringer geworden. Hier besteht 
der dringende Bedarf neuer Regularien.

Wir PiA sehen auch mit Sorge, dass ei-
nige Kollegen, die in Ruhestand gehen, 
ihre Kassensitze an die KVen zurückge-
geben oder aufgrund mangelnder Be-
wirtschaftung aus vollen Sitzen halbe 
werden. Diese „Vernichtung“ von Ka-
pazitäten ist für uns nicht nachvollzieh-
bar und besonders bitter. Mein Appell 
an die Kolleginnen und Kollegen, die 
ihren Ruhestand planen, lautet daher, 
sich frühzeitig mit uns in Verbindung zu 
setzen, um einer weiteren Verknappung 
des Angebots psychotherapeutischer 
Leistungen entgegenzuwirken.

Du bist berufspolitisch aktuell nicht 
nur als PiA-Sprecher aktiv, sondern 

bist auch Mitglied im Landesvor-
stand der DPtV sowie im Sprecher-
team Junge Psychotherapeuten in 
der DPtV. Was sind Deine Ziele und 
die Aufgaben, die mit Deinem berufs-
politischen Engagement verknüpft 
sind?
An vorderster Stelle steht für mich die 
Umsetzung der Ausbildungsreform. Eine 
einheitliche Regelung der Zulassungsvor-
aussetzungen, das Ende der Ausbeutung 
im praktischen Jahr sowie die langfristige 
Qualitätssicherung der Ausbildung sind 
meiner Meinung nach nur durch eine um-
fassende Reform der Ausbildung zu errei-
chen. Das BMG hat ja nun endlich einen 
ersten Gesetzesentwurf vorgelegt, den 
wir PiA-Sprecher der Landespsychother-
peutenkammern auf der PiA-Bundeskon-
ferenz diskutieren werden. Unter ande-
rem mithilfe der verbandsübergreifenden 
Arbeit auf den PiA-Politik-Treffen (www.
piapolitik.de) ist das klare Ziel, die Reform 
auch im Koalitionsvertrag der neuen Bun-
desregierung zu verankern.

Weiterhin ist es mein persönliches Ziel 
meine Kolleginnen und Kollegen für die 
Berufspolitik zu sensibilisieren und über 
aktuelle Themen zu informieren. Unser 
Berufsstand ist vergleichsweise klein 
und es bedarf einer guten Vernetzung, 
um sich auf bundespolitischer Ebene 
Gehör zu verschaffen. In Bremen ha-
ben wir PiA die großartige Möglichkeit, 
nach der Zwischenprüfung beitragsfrei 
Mitglied der Kammer zu sein. Ich hoffe 
dass es mir als PiA-Sprecher gelingt, 
viele junge Psychotherapeuten und 
Ausbildungsteilnehmer für eine aktive 
Mitgestaltung zu gewinnen.

Wo könnte sich die Berufspolitik aus 
Deiner Sicht noch stärker einbrin-
gen?

Ich bin froh darüber, dass ich sowohl 
aus dem Kammervorstand als auch 
aus den Reihen des Berufsverbandes 
große Unterstützung und Bestärkung 
erfahren habe. Aktuell halte ich es für 
wichtig, den Fokus der politischen Be-
mühungen bei der Ausbildungsreform 
zu halten. Meine Wahrnehmung ist, 
dass die grobe Struktur bereits steht, 
es an einigen Stellen jedoch noch Klä-
rungsbedarf gibt. Schließlich gehört zu 
dieser Reform auch, dass wir nach ihrer 

Johannes Lindner (Foto: W. Steimke)
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Umsetzung prüfen, welche im Modell 
entworfenen Maßnahmen sich in der 
Wirklichkeit bewähren und was ange-
passt werden muss.

Ich möchte nochmals betonen, dass ich 
das Engagement der Einzelnen für die 
wichtigste Stellschraube halte. Nur wer 
informiert ist, kann aktiv mitgestalten. 
Ich freue mich daher über jede Zuschrift 
und jede Initiative von Mitgliedern, sich 
einzubringen.

Gibt es Dinge, die Dir in Deiner 
Berufspolitischen Arbeit besonders 
Spaß machen oder die Du besonders 
spannend findest?

Was mich an der Arbeit besonders reizt, 
ist die Auseinandersetzung mit Kolle-
ginnen und Kollegen und der daraus fol-
gende Einblick in die unterschiedlichen 
Perspektiven auf ein Problem.

Auf mich als „Neueinsteiger“ wirkten 
die Themen und Probleme zunächst 
einmal ziemlich erschlagend und un-
überschaubar. Nach zwei Jahren hat 
sich das verändert. Die Einzelheiten ge-
nauer zu verstehen, heißt auch, ein Be-
wusstsein dafür zu entwickeln, welche 
Interessen hinter den vorgebrachten 
Argumenten vertreten sind und welche 
Kräfte im Hintergrund wirken. Wie kom-
plex der politische Apparat funktioniert, 
war mir zu Beginn nicht bewusst; ich 
kann heute ein wenig besser verste-

hen, warum der Leiter der Klinik, in der 
ich meine praktische Tätigkeit geleistet 
habe, so reagiert hat, wie er reagiert 
hat. Auf viele meiner Kolleginnen und 
Kollegen in der Ausbildung wirkt dieser 
Dschungel verständlicherweise etwas 
abschreckend. Daher freut es mich 
besonders, wenn ich mit diesen ins 
Gespräch komme und ein Problembe-
wusstsein entsteht.

Du bist noch mitten in der Ausbil-
dung – wie gut lässt sich Dein be-
rufspolitisches Engagement mit der 
Ausbildung verbinden?

Für mich persönlich funktioniert das seit 
dem Ende meiner Tätigkeit in der Kli-
nik sehr gut. Berufspolitisch aktiv sein 
heißt schließlich nicht, täglich zu einer 
bestimmten Zeit bestimmte Aufgaben 
erledigen zu müssen, sondern die Re-
gularien und Rahmenbedingungen der 
eigenen Arbeit kritisch zu hinterfragen. 
Es ist unter Ausnahme der monatlichen 
Treffen in bestimmten Gremien und ein 
paar E-Mails in der Woche so ähnlich 
wie eine zweite Brille, durch die man 
während seiner regulären Tätigkeiten 
hindurchsieht.

Ich habe den Beruf des Psychothera-
peuten auch gewählt, weil ich mich 
gern mit Menschen auseinandersetze. 
Die Haltung „Die da oben machen und 
wir müssen es ausbaden“ ist bequem, 
wird jedoch dem Gestaltungsspielraum 

des Einzelnen nicht gerecht. Ich bekom-
me nun als PiA-Sprecher die Gelegen-
heit, nach Berlin zur Bundeskonferenz 
oder zu den PiA-Politiktreffen zu fahren 
und dort mitzudiskutieren. Diese Mög-
lichkeit der Teilhabe ist mir das Opfer 
meiner Freizeit wert.

Noch eine persönliche Frage: Was 
tust Du, wenn Du Dich nicht für den 
Psychotherapeutenberuf einsetzt?

Ich bin begeisterter Musiker, Naturbur-
sche und gern unter Menschen. Meine 
Freizeit verbringe ich dementsprechend 
entweder mit meiner Band hinter mei-
nem Schlagzeug, mit meinem Fahrrad 
im Bremer Umland oder bei Regen in 
belebter „Viertel-Atmosphäre“ bei ei-
ner Partie Doppelkopf oder Skat. Wenn 
ich dann ausnahmsweise doch mal zu-
hause bleibe, koche ich gern, übe Kla-
vier spielen oder lese Zeitung.

Bei so viel verkopfter Arbeit bin ich au-
ßerdem für jede Gelegenheit dankbar, 
meine Hände zu benutzen und bei-
spielsweise mein Motorrad zu reparie-
ren, mit der Musikszene Bremen e. V. 
Bühnen für Konzerte mitzubauen, die 
Regler am Mischpult zu drehen oder in 
Garten und Wohnung herumzuwerkeln.

Vielen Dank für das Gespräch und 
viel Erfolg bei der Umsetzung Deiner 
Anliegen!

Redaktion

Sylvia Helbig-Lang, Karl Heinz 
Schrömgens

Geschäftsstelle

Hollerallee 22
28209 Bremen
Fon: 0421 – 27 72 000
Fax: 0421 – 27 72 002
Verwaltung@pk-hb.de // www.pk-hb.de

Geschäftszeiten:
Mo, Di, Do, Fr: 10.00 – 14.00 Uhr
Mi: 13.00 – 17.00 Uhr
Sprechzeiten des Präsidenten:
Di: 12.30 – 13.30 Uhr
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Fortbildungsveranstaltung „Schweigepflicht in der Psychotherapie“  
am 5. Juli 2017

Am 5. Juli 2017 fand im Haus des Sports 
die Fortbildungsveranstaltung der PTK 
Hamburg zum Thema „Schweigepflicht 
in der Psychotherapie“ statt. Die Ver-
anstaltung ging auf eine Umfrage unter 
den Mitgliedern der Kammer zu Beginn 
der Amtszeit des derzeitigen Vorstan-
des zurück. Es waren aktuelle Fortbil-
dungsinteressen abgefragt worden. Ne-
ben der neuen Psychotherapie-Richtli-
nie war das Thema Schweigepflicht das 
am häufigsten genannte Thema.

Die Reihe der Veranstaltungen zu be-
rufsrechtlichen Themen soll in regel-
mäßigen Abständen weiter fortgesetzt 
werden, um die Mitglieder für die be-
sonderen rechtlichen Anforderungen 
der psychotherapeutischen Arbeit zu 
sensibilisieren. In den Beschwerdefäl-
len, die die PTK Hamburg erreichen, zei-
gen sich leider häufig ein mangelndes 
Wissen und/oder ein fehlendes Prob-
lembewusstsein.

Johannes Schopohl, der seit ca. zehn 
Jahren als Jurist in der BPtK tätig ist, 
war als Referent geladen. Er ist als wis-
senschaftlicher Referent der BPtK unter 
anderem mit dem Patientenrechtege-
setz befasst, welches für die Profession 
wichtige Rahmenbedingungen z. B. zur 
Dokumentation festlegt. Des Weiteren 
waren die Hamburger Kammermitglie-
der Maria-Magdalena Stölzl als Kinder- 
und Jugendlichenpsychotherapeutin 
und Dr. Daniel Bergmann als Psycholo-
gischer Psychotherapeut auf dem Po-
dium vertreten. Vizepräsident Torsten 
Michels moderierte die Veranstaltung.

Herr Schopohl führte lebendig mit vie-
len Fallbeispielen in einem Parforceritt 
in sämtliche die Schweigepflicht be-
rührenden Rechtsbereiche ein, um sich 
dann den besonderen Regelungen der 

Berufsordnung der PTK Hamburg zur 
Schweigepflicht zuzuwenden. Beson-
deres Augenmerk fiel hier auf die um-
fassende Wirkung der erteilten Appro-
bation, die auch in privaten Gesprächen, 
sollten sie Bezug zur Berufsausübung 
nehmen, die Schweigepflicht auslöst. 
Also auch außerhalb der Behandlungs-
räume unter Bezug zum Beruf („Du bist 
doch Psychotherapeutin ...“) anvertrau-
te Inhalte fallen unter die Schweige-
pflicht und sollten nicht leichtfertig wei-
tergegeben werden.

In der anschließenden Diskussion, die 
aus dem Auditorium mit großer Beteili-
gung geführt wurde, konnten verschie-
dene bedeutsame Aspekte zum Thema 
anhand zahlreicher Fallbeispiele vertieft 
werden. So stellen die Verschwiegen-
heitsanforderungen die Kolleginnen und 
Kollegen in der psychotherapeutischen 
Arbeit mit Kindern und Jugendlichen 
besonders bei getrennten und zerstrit-
tenen Sorgeberechtigten vor große 
Herausforderungen, die nur mit qualifi-

zierter Aufklärung aller Beteiligten und 
guter Dokumentation zu bewerkstel-
ligen sind. Spontane Reaktionen kön-
nen gerade an dieser Stelle zu großen 
Schwierigkeiten führen. Ein Bruch der 
Schweigepflicht kann einen Straftat-
bestand darstellen. Auch fachlich psy-
chotherapeutisch ist in der Regel gut 
zu überlegen, wem was und wie aus 
den Behandlungen erzählt wird. Auch 
das betroffene Kind bzw. der oder die 
Jugendliche haben ein Recht auf Ver-
schwiegenheit.

Aus dem Auditorium wurde ausgehend 
von verschiedenen Beispielen aus der 
Praxis der Wunsch nach Hinweisen für 
ein rechtssicheres Verhalten deutlich. 
Die Berichtsanforderungen des MDK 
und der ARGE zeigen sich dabei als 
weitere Herausforderungen. Hier be-
steht die Gefahr, dass diese oft undiffe-
renziert und zu umfassend beantwortet 
werden. Als weiteres schwieriges und 
für viele Kolleginnen und Kollegen noch 
nicht gut organisiertes Feld erweisen 

Veranstaltung „Schweigepflicht in der Psychotherapie“ am 5.Juli 2017
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sich die Regelungen für die Zeit nach 
dem eigenen Tod. Denn die Verschwie-
genheit besteht über den Tod der Psy-
chotherapeutin oder des Psychothera-
peuten hinaus. Unvorbereitete Hinter-
bliebene von Praxisinhaberinnen bzw. 
Praxisinhabern sind in der Regel mit 
den berufsrechtlichen Anforderungen 
(z. B. zehnjährige Aufbewahrungsfrist 
von Patientenakten, Akteneinsichts-
begehren) vollkommen überfordert, 
zumal bereits der Tod eines geliebten 
Menschen verarbeitet werden muss. 
Hier war die Information besonders in-
teressant, dass die PK Niedersachsen 
ihren Mitgliedern die Benennung eines 

Kammermitgliedes verpflichtend vor-
schreibt, das sich nach dem Tod um 
die Einhaltung der Schweigepflicht und 
die angemessene Aufbewahrung der 
Akten bis hin zur fristgerechten Ver-
nichtung kümmert. Diese Verpflichtung 
sorgt zumindest dafür, die notwendigen 
Regelungen der Praxisverwaltung nicht 
bis zum Ende aufzuschieben bzw. den 
Hinterbliebenen zu überlassen.

Weitere wichtige Themen in der Dis-
kussion zur Schweigepflicht waren 
das Zeugnisverweigerungsrecht in Ge-
richtsverfahren, das Vorgehen bei dem 
Verdacht auf Kindeswohlgefährdung 

sowie die Information an Behörden, die 
Offenbarungspflicht bei Selbstgefähr-
dung der Patientinnen und Patienten 
und die Frage, wie die Abwägungen im 
Vorfeld der getroffenen Entscheidun-
gen qualifiziert belegt werden können.

Herr Schopohl wurde am Ende der 
Veranstaltung mit großem Dank verab-
schiedet. Die Präsentation des Vortra-
ges kann auf der Homepage der Kam-
mer als PDF-Dokument heruntergela-
den werden.

TM

66. Delegiertenversammlung am 14. Juni 2017

66. Delegiertenversammlung am 14. Juni 2017

Am 14. Juni 2017 lud der Vorstand zur 
66. Delegiertenversammlung in das 
Rudolf-Steiner-Haus ein.

Begonnen wurde die Versammlung mit 
der Begrüßung und Vorstellung einer 
neuen Mitarbeiterin der Kammer. Seit 
dem 1. Juni 2017 ist Frau Nadine Tu-
scher als Juristin in der Geschäftsstelle 
beschäftigt. Sie wird den Vorstand zu 
rechtlichen Themen beraten sowie die 
Beschwerdekommission unterstützen. 
Der Vorstand und die Geschäftsstelle 
freuen sich auf eine gute Zusammen-
arbeit.

Hauptthema des Abends war die erste 
Lesung der Erweiterung der Weiterbil-
dungsordnung um die Bereiche „Ge-
sprächspsychotherapie“ und „Syste-
mische Therapie“. Der Ausschuss für 
Fort- und Weiterbildung (AFW) hatte 
sich dazu intensiv mit der Musterwei-
terbildungsordnung der BPtK sowie 
den Weiterbildungsordnungen anderer 
Landeskammern beschäftigt. Die vom 
AFW vorgelegten Entwürfe wurden 
von der Delegiertenversammlung leb-
haft diskutiert und grundsätzlich be-
grüßt. Von den Delegierten geäußerte 
Anregungen und Änderungsvorschläge 

wurden dem AFW zur weiteren Bera-
tung mitgegeben. Nach erneuter Über-
arbeitung soll die DV dann auf einer der 
nächsten Sitzungen über die Erweite-
rung der Weiterbildungsordnung um die 
Bereiche „Gesprächspsychotherapie“ 
und „Systemische Therapie“ abstim-
men.

Da die Kammermitglieder in den vergan-
genen Monaten vermehrt Anfragen und 
Hinweise zu der neuen Psychotherapie-
Richtlinie sowie zu der Termin-Service-
Stelle in die Geschäftsstelle und beim 
Vorstand einbrachten, wurde dieses 
Thema in einem weiteren Tagesord-
nungspunkt aufgegriffen und diskutiert. 
Unter anderem berichtete Kammerprä-
sidentin Peper, dass die PTK Hamburg 
sich an einer Studie zu den Auswirkun-
gen der Psychotherapie-Richtlinie betei-
ligen wird, die die Bundespsychothera-
peutenkammer in Zusammenarbeit mit 
einigen Landeskammern durchführen 
wird.

Nachdem im letzten Tagesordnungs-
punkt mögliche Themen für den Kam-
mertag, zu dem alle Gremienmitglieder 
der PTK Hamburg eingeladen werden, 
gesammelt wurden, bedankte sich 
Frau Peper bei den Anwesenden für 
die konstruktiven Wortmeldungen und 
verabschiedete die Delegierten in den 
wohlverdienten Feierabend.

BW
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Kurznachrichten – Aktivitäten der Psychotherapeutenkammer Hamburg

Anfrage an die Hamburger Bun-
destagswahlkandidatinnen und 
-kandidaten:

„Politik für psychisch kranke 
Menschen – Es gibt weiterhin 
Handlungs- und Entwicklungsbe-
darf!“

Im Juli 2017 richtete der Vorstand sich 
mit drei zentralen Fragen zur psycho-
therapeutischen Versorgung in Ham-
burg an die Hamburger Kandidatinnen 
und Kandidaten zur Bundestagswahl. 
Ausgehend von einem ausführlichen 
Positionspapier, in dem wesentliche 
Forderungen für eine Verbesserung der 
psychotherapeutischen Versorgung aus 
Sicht der Kammer formuliert wurden, 
wurden die Kandidatinnen und Kandi-
daten zu ihren politischen Standpunk-
ten zu folgenden Themenbereichen 
befragt: zur Bedarfsplanung, d. h. zur 
Planung einer angemessenen psycho-
therapeutischen Versorgung, zur Finan-
zierung von Sprach- und Kulturmittlung 
in der Psychotherapie sowie zur Reform 
der psychotherapeutischen Ausbildung.

Die Antworten der Kandidatinnen und 
Kandidaten werden den Hamburger 
Kammermitgliedern auf der Homepage 
rechtzeitig vor der Bundestagswahl zur 
Verfügung gestellt.

Gespräche mit der Aufsichts
behörde

Am 17. Mai 2017 und am 5. Juli 2017 
fanden im Rahmen des regelmäßigen 
Jour fixe Gespräche von Präsidium 
und Geschäftsführer mit Frau Sieper, 
Frau Huss und Frau Gebers als Vertre-
terinnen der Behörde für Gesundheit 
und Verbraucherschutz (BGV) statt. Im 
Mittelpunkt des Austausches standen 
sowohl Fragen, die sich im Zusammen-
hang mit der Revision der Ordnungen 
der Kammer und mit der Fortbildungs-
richtlinie für die gutachterliche Tätig-
keit ergaben, als auch Fragestellungen 
im Kontext von Beschwerdeverfahren. 
Weiterhin wurden Aspekte des Daten-
schutzes und der Verschlüsselung von 
elektronischer Kommunikation erörtert. 

Der regelmäßige Austausch zwischen 
Aufsichtsbehörde und Kammer wird 
von allen Beteiligten als sehr hilfreich 
für eine gute Zusammenarbeit erlebt 
und soll deshalb in dieser Form fortge-
setzt werden.

Expertengespräch Umsetzung 
Präventionsgesetz

Die Behörde für Gesundheit und Ver-
braucherschutz hatte am 11. Juli 2017 
Expertinnen und Experten eingeladen, 
um über die Umsetzung des Präventi-
onsziels „Psychosoziale Gesundheit 
in jedem Lebensalter und deren Rah-
menbedingungen stärken“ zu beraten. 
Ausgehend von einem Impulsvortrag 
von Prof. Jürgen Gallinat (UKE) wurde 
teilweise kontrovers darüber diskutiert, 
welche konkreten Maßnahmen in aus-
gewählten Stadtteilen weitergeführt 
oder neu erprobt werden sollen. Da-
bei wurde erneut das Spannungsfeld 
zwischen Angeboten zur individuellen 
Verhaltensprävention und zur an den 
Lebensweltbedingungen ansetzenden 
Verhältnisprävention deutlich.

Präsidentin Heike Peper und Vorstand-
mitglied Gabriela Küll nahmen für die 
PTK Hamburg an der Gesprächsrunde 
teil, die in einem weiteren Termin fort-
gesetzt werden soll.

Austausch mit der Hamburgi-
schen Gesellschaft für Soziale 
Psychiatrie (HGSP)

Am 19. Juni 2017 fand ein Gespräch 
mit Frau Reichstein und Herrn Brenner 
von der Hamburgischen Gesellschaft 
für Soziale Psychiatrie (HGSP) statt. 
Präsidium und Geschäftsführer der PTK 
HH erörterten mit den Gästen die Fort-
schreibung des Hamburger Psychiatrie-
plans sowie die Auswirkungen der Re-
form der Psychotherapie-Richtlinie auf 
die ambulante psychotherapeutische 
Versorgung. Hinsichtlich der neuen 
Befugnisse wurde kritisch festgestellt, 
dass es kaum Anbieterinnen und Anbie-
ter von soziotherapeutischen Leistun-
gen gibt, da diese sehr gering vergütet 
werden. Obwohl es oftmals sinnvoll 

sei, Soziotherapie zu verordnen, stünde 
deshalb kein ausreichendes Angebot in 
Hamburg zur Verfügung. Ein weiteres 
Gesprächsthema war die Entwicklung 
im Bereich der online-gestützten Ele-
mente in der Psychotherapie. Es be-
stand Einigkeit, dass hier klare Indikatio-
nen und fachliche Standards entwickelt 
werden müssen.

Forschungsprojekt „Mehrsprachi-
ge Behandlung in der ambulan-
ten psychiatrischen und psycho-
therapeutischen Versorgung“

In Kooperation mit der PTK Hamburg hat 
das UKE im Rahmen des Forschungs-
projekts „Mehrsprachige Behandlung 
in der ambulanten psychiatrischen und 
psychotherapeutischen Versorgung“ im 
Juni 2017 eine Teilkohorte der Hambur-
ger Kammermitglieder befragt.

Die überdurchschnittlich gute Rück-
laufquote der Fragebögen betrug mehr 
als 64%. Die Ergebnisse der Studie 
werden voraussichtlich Ende 2017 ver-
öffentlicht.

Wir danken allen Kammermitgliedern, 
die sich an der Befragung beteiligt ha-
ben. Sie haben damit einen wichtigen 
Beitrag zur Versorgungsforschung in 
diesem Feld geleistet!

Austausch mit dem Bundesver-
band für stationäre Suchtkran-
kenhilfe e. V. (buss)

Am 5. Juli 2017 trafen sich Präsidium 
und Geschäftsführer mit Frau Dr. Freund, 
Herrn Zeikau und Herrn Dr. Veltrup vom 
Bundesverband für stationäre Sucht-
krankenhilfe e. V. zu einem Austausch. 
Vonseiten der Vertreterin und der Vertre-
ter der Suchthilfe wurde berichtet, dass 
es häufig Probleme gebe, für Patientin-
nen und Patienten nach einer stationä-
ren Suchtbehandlung einen ambulanten 
Psychotherapieplatz zu finden. Dabei 
sei es erwiesen, dass eine Anschluss-
behandlung für den weiteren Verlauf 
des Genesungsprozesses prognostisch 
sehr bedeutsam sei. Im Gespräch wur-
den Überlegungen angestellt, wie hier 
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eine bessere und geregelte Kooperation, 
ggfs. auch über Modellprojekte, zwi-
schen den Suchthilfereinrichtungen und 
den ambulanten Psychotherapiepraxen 
hergestellt werden könnte.

Weiterhin wurde vereinbart, dass die 
Kammer ihre Mitglieder auf die Ange-
bote der Suchthilfereinrichtungen hin-
weist. Da zu erwarten ist, dass sich in 
den psychotherapeutischen Sprech-
stunden auch suchtbelastete Men-
schen vorstellen, könnten diese ggfs. 
direkt an die regionalen Suchthilfeein-

richtungen verwiesen werden. Auf der 
Homepage www.suchthilfe.de ist es 
möglich, bestimmte Suchkriterien, z. B. 
Region, Art der Einrichtung oder Indi-
kation, einzugeben, um passende An-
gebote für betroffene Patientinnen und 
Patienten zu finden.

Prüfungsausschuss zur Sachver-
ständigenliste nimmt Arbeit auf

Am 13. Juli 2017 traf sich der vom Vor-
stand eingesetzte Prüfungsausschuss 
zu seiner konstituierenden Sitzung und 

verständigte sich über das Procede-
re zur Prüfung der Antragsunterlagen. 
Nachdem die Fortbildungsrichtlinie 
zur gutachterlichen Tätigkeit durch die 
Veröffentlichung im Psychotherapeu-
tenjournal 2/2017 in Kraft getreten ist, 
können Kammermitglieder bei nachge-
wiesener Qualifikation einen Antrag auf 
Aufnahme in die Sachverständigenliste 
der PTK Hamburg stellen. Die Fortbil-
dungsrichtlinie sowie die Antragsformu-
lare stehen auf der Kammer-Homepage 
zum Download bereit.

HP, BW

„Neue sozialrechtliche Befugnisse für Psychotherapeuten“  
am 12. Oktober 2017

Seit Juni 2017 verfügen Psychologi-
sche Psychotherapeutinnen und Psy-
chotherapeuten sowie Kinder- und Ju-
gendlichenpsychotherapeutinnen und 
-psychotherapeuten, die mit Kassen-
zulassung niedergelassen sind, über 
neue sozialrechtliche Befugnisse.

Gemeinsam mit der KV Hamburg plant 
die PTK Hamburg am 12.10.2017 eine 
Informationsveranstaltung zu fachli-
chen und rechtlichen Fragen in Zusam-
menhang mit den neuen Befugnissen. 
Als Hauptreferent ist Dipl.-Psych.  
Dieter Best (ehemaliger Vorsitzender 
des Beratenden Fachausschusses 
Psychotherapie der KBV) geladen.

Eine Anmeldung ist über die Home-
page der KV Hamburg möglich. 

Wir freuen uns über Ihr Erscheinen!

Redaktion

An den Texten und der Gestaltung 
dieser Ausgabe wirkten mit: Torsten 
Michels, Heike Peper, Birte Wester-
mann.

Geschäftsstelle

Hallerstraße 61
20146 Hamburg
Tel. 040/226 226 060
Fax 040/226 226 089
www.ptk-hamburg.de
info@ptk-hamburg.de
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Liebe Kolleginnen und Kollegen,
Frauen stellen 51% 
der wahlberechtig-
ten Menschen in 
Deutschland dar, 
doch in den Parla-
menten findet sich 
dieses Geschlech-
terverhältnis nicht 
wieder. So sind 
Männer erstaunli-
cherweise zu 63% 
im Bundestag, zu 

68% in Landtagen und zu 75% in den Kommunalparlamenten vertreten.

Warum ist das so? Ist das von Bedeutung oder ist es egal, ob nun eine 
Frau oder ein Mann eine politische Position vertritt? Über die Gründe 
der Unterrepräsentanz von Frauen ist sehr viel diskutiert, geforscht und 
geschrieben worden. Sie sind überaus vielfältig, interessant und vielfach 
schwer zu belegen. Die Frage zur Bedeutung ist dagegen einfacher zu be-
antworten. Politische Macht, die einem Amt innewohnt, ermöglicht die 
leichtere Umsetzung bestimmter Anliegen und sei es nur, dass das Au-
genmerk der politischen Gruppierung auf ein bestimmtes Detail gelenkt 
wird. Die Anliegen sind geprägt durch persönliche Erfahrungen und den 
eigenen Horizont. Die männliche Überrepräsentanz in der Politik führt 
dazu, dass Fraueninteressen des Öfteren auf der Strecke bleiben und 
der Abbau von gravierenden Ungleichheiten und Nachteilen gegenüber 
Frauen sich nur langsam entwickelt. Dabei garantiert das Grundgesetz in 
Artikel 3 Absatz 2 die Gleichstellung: „Männer und Frauen sind gleichbe-
rechtigt.“ Und weiter: „Der Staat fördert die tatsächliche Durchsetzung 
der Gleichberechtigung von Frauen und Männern und wirkt auf die Besei-
tigung bestehender Nachteile hin.“

Und bei uns in den Kammern? Immerhin 72% der Mitglieder aller Psy-
chotherapeutenkammern sind Frauen. Auch hier dasselbe Bild wie in der 
Politik: Je höher und je verantwortungsvoller eine Kammerposition, des-
to höher der Anteil an männlichen Vertretern auf diesen Positionen. „Die 
Frauen können sich doch wählen lassen, es hindert sie doch niemand“, 
wird oft dagegengehalten. Und darüber hinaus: „Die Frauen wollen diese 
verantwortungsvollen Positionen nicht übernehmen, sie wollen gar nicht 
gewählt werden“. Diese Diskussion löst wiederum die Debatte um die 
oben genannten Gründe aus, verändert aber nichts.

Nun kann man natürlich einwenden, dass Veränderungsbemühungen nur 
dann wirksam sind, wenn sie an den richtigen Ursachen ansetzen. Tat-
sächlich muss man aber von einem multifaktoriellen Ursache-Wirkungs-
Geflecht ausgehen und nicht von einer einzelnen Ursache. Nachweislich 
bewährt, als Maßnahme zur Förderung der gleichberechtigten Beteili-
gung von Frauen in der Politik oder auch der Wirtschaft, hat sich das 
Instrument einer verbindlichen Quote.

Warum wenden wir Psychotherapeutinnen und -therapeuten dieses 
wirksame Instrument nicht auch für unsere Kammern und deren Gremien 
an? Lassen Sie uns die Dinge verändern, die wir jetzt verändern kön-
nen – das sind Satzungen und Ordnungen. Eine verbindliche Frauenquote 
wäre ein deutliches Signal unseres Berufsstandes: Das Engagement von 
Frauen in der Berufspolitik ist gewollt und wird unterstützt, insbesonde-
re auch das Engagement von neu approbierten Frauen. Das zukünftige 
Geschlechterverhältnis unserer psychotherapeutischen Berufe PP und 
KJP deutet sich jetzt schon an: In Hessen sind 83% aller PiA weiblich.

In diesem Sinne wünsche ich uns eine spannende Diskussion dieses 
Themas auf dem kommenden 31. Psychotherapeutentag und grüße Sie 
herzlich.

Heike Winter
Präsidentin

Verbesserung der Versorgungsqualität durch Psychotherapie bei Diabetes

Weltweit erkranken immer mehr Men-
schen an Diabetes. In Deutschland 
leben etwa 7% bis 8% der erwach-
senen Bevölkerung mit der Diagnose 
Typ-2-Diabetes. Jährlich kommen ca. 
300.000 Neuerkrankungen hinzu, bei 
stark steigender Tendenz. Selbst bei 
Kindern und Jugendlichen, die selten 
an dieser Form des Diabetes erkran-
ken, steigt die Häufigkeit pro Jahr auf 
ca. 200 Neuerkrankungen im Alter von 
12 bis 19 Jahren. Vom Typ-1-Diabetes 

sind in Deutschland schätzungsweise 
30.000 bis 32.000 Kinder und Jugend-
liche zwischen 0 und 19 Jahren und 
etwa 300.000 Erwachsene betroffen, 
ebenfalls mit steigender Tendenz.

Psychische Erkrankungen sind laut der 
evidenzbasierten Leitlinie „Psychosozi-
ales und Diabetes“ eine häufige Komor-
bidität bei Diabetes. Sie verschlechtern 
die Therapieumsetzung, das Therapie-
ergebnis und die Prognose für Men-

schen mit Diabetes. So treten beispiels-
weise bei vielen jugendlichen Typ-1-Di-
abetikerinnen Essstörungen über lange 
Zeitspannen auf, oft bis weit hinein ins 
Erwachsenenalter.

Evidenzbasierte Psychotherapie kann 
die Krankheitsbewältigung, das Krank-
heitsmanagement und die Lebensqua-
lität bei Diabetes erheblich verbessern. 
Wegen der Vielzahl spezifischer diabe-
tesbedingter Faktoren, die mit den psy-
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chischen Störungen interagieren, sind 
für die Psychotherapie von Menschen 
mit Diabetes und komorbiden psychi-
schen Störungen spezielle Kompeten-
zen erforderlich, die nicht Gegenstand 
der Approbationsausbildung sind. Zur 
Verbesserung der Versorgungsqualität 
ist deshalb eine bundeseinheitlich gere-
gelte Weiterbildung in diesem Bereich 
erstrebenswert.

„Spezielle Psychotherapie bei 
Diabetes“ neu in der MWBO

Die psychotherapeutische Mitbehand-
lung körperlicher Krankheiten wird 
schon seit Jahren in der Profession dis-
kutiert. Im November 2012 erteilte der 
21. DPT den Auftrag, diejenigen Berei-
che zu identifizieren, die sich für Wei-
terbildungsgänge zur Erlangung einer 
Zusatzbezeichnung für die psychothera-
peutische Mitbehandlung körperlicher 
Krankheiten eignen. Die Kommission 
Zusatzqualifizierung der BPtK legte 
nach intensiver Recherche einen Be-
richt vor, in dem fünf Bereiche benannt 
werden, die sich für Weiterbildungsgän-
ge zur Erlangung einer Zusatzbezeich-
nung eignen:

�� Palliativpsychotherapie,
�� Psychotherapie bei Diabetes,
�� Psychotherapie bei kardiologischen 
Erkrankungen,

�� Psychotherapie bei onkologischen 
Erkrankungen,

�� Schmerzpsychotherapie.

Im April 2016 beschloss der 28. DPT 
zunächst exemplarisch den Bereich 
„Psychotherapie bei Diabetes“ anzu-
gehen und beauftragte die Kommission 
Zusatzqualifizierung der BPtK mit der 
Ausarbeitung eines entsprechenden 

Entwurfs. Die Kommission bezog die 
Landeskammern und die Fachgesell-
schaften in ihre Arbeit mit ein. Im Mai 
2017 übernahm der 30. DPT den von 
der Kommission vorgelegten Entwurf 
und erweiterte die Muster-Weiterbil-
dungsordnung (MWBO) um den Be-
reich „Spezielle Psychotherapie bei Di-
abetes“.

Die „Spezielle Psychotherapie bei Di-
abetes“ befasst sich mit den psychi-
schen Faktoren bei einer Diabeteser-
krankung und -behandlung. Ziel ist eine 
erfolgreiche Therapie des Diabetes be-
zogen auf die psychische Gesundheit, 
die Prävention von Folgekomplikatio-
nen, die Erhaltung der Lebensqualität 
und die soziale Integration. Die Weiter-
bildung soll Kenntnisse und Kompeten-
zen für eine wissenschaftlich begrün-
dete psychotherapeutische Diagnostik 
und Behandlung bei Erwachsenen bzw. 
Kindern und Jugendlichen mit Diabetes 
vermitteln und die Bereitschaft und Fä-
higkeit zur Kommunikation und Koope-
ration mit anderen in der Versorgung 
tätigen Berufsgruppen und -settings 
fördern. Sie erstreckt sich über einen 

Birgit Wiesemüller

Altersbereich Kinder und Jugendliche oder 
Altersbereich Erwachsene

Altersbereich Kinder und Jugendliche plus 
Altersbereich Erwachsene

�� Mindestens 80 Stunden theoretische 
Weiterbildung

�� Mindestens 96 Stunden theoretische 
Weiterbildung

�� Mindestens 180 Behandlungsstunden unter 
Supervision

�� Mindestens 270 Behandlungsstunden unter 
Supervision, davon jeweils mindestens 90 
Stunden pro Altersbereich

�� Mindestens 25 Stunden Supervision �� Mindestens 38 Stunden Supervision

�� Mindestens 40 Stunden Hospitation �� Mindestens 48 Stunden Hospitation, davon 
jeweils 3 Tage pro Altersbereichen

�� 6 supervidierte Falldarstellungen �� Je 4 supervidierte Falldarstellungen pro 
Altersbereich

Tabelle: Weiterbildungsbestandteile „Spezielle Psychotherapie bei Diabetes”
(Muster-Weiterbildungsordnung, Stand 13. Mai 2017)

Zeitraum von mindestens 18 Monaten 
und kann in den Altersbereichen Kin-
der und Jugendliche oder Erwachsene 
durchgeführt werden. Eine Übersicht 
der Weiterbildungsbestandteile finden 
Sie in der Tabelle.

Die theoretische Weiterbildung umfasst 
die curriculare Vermittlung physiolo-

gisch-medizinischer und psychothera-
peutischer Grundlagen und Interventi-
onen bezogen auf den Diabetes Typ 1 
und Typ 2, rechtliche und strukturelle 
Rahmenbedingungen sowie medizin-
technologische Aspekte.

Die praktische Weiterbildung dient dem 
Erwerb eingehender Kenntnisse und 
Erfahrungen für die Behandlung von 
Patienten mit Diabetes über ein breites 
Spektrum von krankheitswertigen Stö-
rungen, bei denen eine Psychotherapie 
indiziert ist.

Im Rahmen einer Hospitation wird das 
gesamte Behandlungskonzept einer auf 
die diabetologische Behandlung spe-
zialisierten Einrichtung in der täglichen 
Praxis kennengelernt.

Es sind Behandlungsstunden unter Su-
pervision nachzuweisen, von denen im 
Altersbereich Kinder und Jugendliche 
50 Stunden für eine Einbeziehung von 
relevanten Bezugspersonen vorgese-
hen sind. Die fallbezogene Supervision 
erfolgt mindestens jede 10. Therapie-
stunde und dient der Reflexion des di-

agnostischen und therapeutischen Han-
delns und der eigenen therapeutischen 
Rolle im interdisziplinären Team.

PTK Hessen arbeitet an der Er-
weiterung ihrer WBO

Die Erweiterung der MWBO um den 
Bereich „Spezielle Psychotherapie bei 
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Diabetes“ ebnet den Weg zu einer ein-
heitlichen Weiterbildung in diesem Be-
reich auf Landeskammerebene. Schon 
kurz vor dem 30. DPT hat die Dele-
giertenversammlung der PTK Hessen 
ihren Ausschuss Aus-, Fort- und Wei-
terbildung mit der Ausarbeitung einer 
auf das hessische Heilberufsgesetz 
abgestimmten Weiterbildung „Psycho-

therapie bei Diabetes“ beauftragt. Als 
Grundlage dient der von der Kommis-
sion Zusatzqualifizierung der BPtK erar-
beitete Entwurf unter Berücksichtigung 
der Diskussionen des 30. DPT. Der Aus-
schuss Aus-, Fort- und Weiterbildung 
hat seine Arbeit bereits aufgenommen 
und wird vom Ausschuss PTI unter-
stützt, der seine Mithilfe angeboten hat.

Die hessische Kammer ist somit auf 
dem Weg, die Grundlage für die best-
mögliche psychotherapeutische Ver-
sorgung für Menschen mit Diabetes zu 
schaffen.

Birgit Wiesemüller
Vorstand

Präsidentin Dr. Winter trifft Bundesgesundheitsminister Gröhe

Hermann Gröhe und Dr. Heike Winter

Am 7. Juni 2017 fand in der Wiesbade-
ner Casino-Gesellschaft die vierte Ge-
meinschaftsveranstaltung der 15 hessi-
schen Kammerorganisationen zum The-
ma „Ist Ehrenamt noch zeitgemäß?“ 
statt, an der auch die Psychothera-
peutenkammer Hessens beteiligt war. 
Geladene Ehrengäste waren der Bun-
desminister für Gesundheit Hermann 
Gröhe und Ministerpräsident Volker 
Bouffier. Am Rande der Veranstaltung 
nutzte Präsidentin Dr. Winter die Gele-

genheit zum Gespräch mit Bundesmi-
nister Gröhe und konnte die Dringlich-
keit der Ausbildungsreform auch in der 
kommenden Legislatur darlegen. Der 
Minister äußerte sich aufgeschlossen 
und wohlwollend dem Anliegen der 
Profession gegenüber.

Urteil des Heilberufsgerichts vom 22. März 2017

Das Heilberufsgericht hat entschieden, 
dass das folgende Urteil in anonymisier-
ter Form im PTJ zu veröffentlichen ist 
(§ 50 Abs. 5 Satz 1 HeilBG Hessen).

Auf die Anschuldigung der Psychothe-
rapeutenkammer hat das Verwaltungs-
gericht Gießen mit Urteil vom 22. März 
2017 einem Mitglied wegen Verstoßes 
gegen seine Berufspflichten einen Ver-
weis erteilt und eine Geldbuße in Höhe 
von 5.000 Euro auferlegt.

Nach den Feststellungen des Gerichts 
hat der Beschuldigte gegen die in § 13 
Absatz 1 der Berufsordnung normierte 
Abstinenzpflicht verstoßen, indem er 
gegen Ende einer von ihm durchgeführ-
ten Therapie eine intime Beziehung mit 
der Patientin eingegangen war. Wäh-
rend der insgesamt vierjährigen Dauer 
der Beziehung hatten beide mehrfach 
jeweils einvernehmlich Geschlechtsver-

kehr und überwiegend Telefonsex. Der 
Therapieanlass für die Patientin lag un-
ter anderem in ihren dem Therapeuten 
bekannten Beziehungsproblemen.

Das Gericht betont, dass die Abstinenz-
pflicht den Kernbereich der beruflichen 
Tätigkeit eines Psychotherapeuten be-
trifft und eine besonders wichtige Re-
gelung zum Schutz der Patientinnen 
und Patienten darstellt. Nur durch eine 
abstinente Haltung des Therapeuten er-
halte der Patient die Möglichkeit, dem 
Therapeuten ohne Rücksicht auf des-
sen persönliche Situation die eigene Si-
tuation zur Bearbeitung anvertrauen zu 
können. Dem Vorbringen des Beschul-
digten, die Beziehung sei von der Pati-
entin freiwillig und gleichberechtigt ein-
gegangen worden und ein Pflichtenver-
stoß scheide aus, ist das Gericht nicht 
gefolgt. Es „besteht ein erhebliches, 
strukturelles Machtgefälle zwischen 

Therapeut und Patient, das eine intensi-
ve Abhängigkeit und Verletzlichkeit des 
Patienten begründet. Aufgrund dieser 
spezifischen Rollenverteilung und der 
daraus folgenden Asymmetrie stellt die 
Abstinenz eine einseitige Pflicht des 
Therapeuten dar, die auch dann zu be-
achten ist, wenn der Patient außerthe-
rapeutische Kontakte wünscht oder mit 
diesen einverstanden ist“.

Weiter stellte das Gericht klar, dass die 
regelmäßige Verjährungsfrist erst nach 
Beendigung der Beziehung zu laufen 
beginnt, selbst wenn das Therapieende 
im entschiedenen Fall fast sechs Jahre 
zurück lag.

Das vollständige anonymisierte Urteil 
finden Sie auf der Website der Psycho-
therapeutenkammer unter:
www.lppkjp.de/recht/Urteile
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Veranstaltungen der Kammer

Rechtliche Rahmenbedingungen 
bei der Behandlung von Kindern 
und Jugendlichen

Referenten: Sabine Wald, Vorstands-
mitglied und Olaf Diederichs, Justiziar 
der PTK Hessen
Freitag, 10. November 2017
18-21 Uhr,
Ökohaus Frankfurt, Kasseler Str. 1A,
30 €, PiA/Studierende kostenfrei, 4 FE

Die psychotherapeutische 
Sprechstunde (KJP): Ideen, Mo-
delle, Instrumente, Diskussion

Geplant für Anfang 2018.

Die psychotherapeutische 
Sprechstunde (PP): Ideen, Model-
le, Instrumente, Diskussion

Referenten: Sabine Schäfer (TP) und 
Dr. Mark Zimmermann (VT)
Mittwoch, 15. November 2017,
19-21.30 Uhr,
Goethe-Universität Frankfurt, Campus 
Westend,
30 €, PiA/Studierende kostenfrei, 3 FE

Die neuen Befugniserweiterun-
gen: Rechtlicher Hintergrund und 
praktische Umsetzung

Referenten: Timo Harfst, Wissen-
schaftlicher Referent der BPtK und Mi-
chael Ruh, Psychotherapiereferent der 
KV-Hessen
Donnerstag, 30. November 2017,
19-21.30 Uhr,
Goethe-Universität Frankfurt, Campus 
Westend,
30 €, PiA/Studierende kostenfrei, 3 FE

Nähere Informationen und online-An-
meldung unter www.lppkjp.de.

Bekanntmachung einer Änderung der Wahlordnung für die Wahl 
der Delegierten zum Deutschen Psychotherapeutentag

Am 6. Mai 2017 hat die Delegiertenversammlung der Landeskammer für Psychotherapeutinnen und -therapeuten und Kinder- und Jugendlichen-
psychotherapeutinnen und -therapeuten die folgenden Änderungen der Wahlordnung für die Wahl der Delegierten zum Deutschen Psychothera-
peutentag (letzte Änderung am 10. Oktober 2015) beschlossen:

Präambel

Diese Wahlordnung dient dem Ziel, den in 
den Wahlen zur Delegiertenversammlung er-
kennbar gewordenen Wählerwillen weitest-
gehend in die Repräsentanz der Kammer auf 
dem Deutschen Psychotherapeutentag ein-
gehen zu lassen.

(1) Die Delegierten zum Deutschen Psycho-
therapeutentag und deren Stellvertreter wer-
den durch die Delegiertenversammlung ge-
wählt. Die Wahl wird nach den Grundsätzen 
der Verhältniswahl durchgeführt. Gewählt 
wird schriftlich und geheim aufgrund von 
schriftlichen Wahlvorschlägen aus der Mitte 
der Delegiertenversammlung. Vorschlagsbe-
rechtigt ist jede zur Kammerwahl angetrete-
ne Liste bzw. jeder Zusammenschluss sol-
cher Listen. Jede Liste darf nur einen Wahl-
vorschlag einreichen oder an einem gemein-
samen Wahlvorschlag beteiligt sein. Eine 
Kandidatenbefragung sollte durchgeführt 
werden.

(…)

(5) Wählbar sind Mitglieder der Delegierten-
versammlung. Das schriftliche Einverständ-
nis ist mit der Einreichung des Wahlvorschla-
ges vorzulegen.

Die Wahlvorschläge müssen im Falle der 
Briefwahl dem Wahlleiter/der Wahlleiterin 
spätestens am Tag vor dem Beginn der fest-
gesetzten Wahlzeit bis 12:00 Uhr zugegan-
gen sein.

Zur Einreichung eines Wahlvorschlages sind 
nur der bzw. im Falle eines Listenzusammen-
schlusses die jeweiligen, bei der Kammer-
wahl benannten Listenführer der Liste be-
rechtigt. Sofern die Liste einen neuen Listen-
führer gewählt hat, ist der Wahlvorschlag von 
der Mehrheit der Delegierten dieser Liste zu 
unterzeichnen.

Der Wahlvorschlag muss Namenvorschläge 
für Delegierte enthalten.

Wahlvorschläge, die nicht formell korrekt ein-
gereicht wurden, dürfen nicht zur Wahl zuge-
lassen werden.

(…)

(8) Ist unter Anwendung des Zuteilungsver-
fahrens eine Verteilung der Mandate an die 
Wahlvorschläge nur teilweise eindeutig mög-
lich, erfolgt insoweit eine Zuteilung an die 
Bewerber der eindeutig gewählten Wahlvor-
schläge und zwar in der Reihenfolge, in der 
die Bewerber auf dem Wahlvorschlag aufge-
führt sind. Bewerber eines Wahlvorschlages, 
die keine Zuteilung erhalten, vertreten die 
Bundesdelegierten in der Reihenfolge des 
Wahlvorschlages.

(9) Hinsichtlich der dann noch zu vergeben-
den, weiteren Mandate entscheidet in einem 
weiteren Wahlgang die Delegiertenversamm-
lung. An der Abstimmung nehmen die Wahl-
vorschläge mit gleichhohen Nachkommares-
ten teil, die bei dem Zuteilungsverfahren als 
nächste einen Anspruch auf Zuteilung erhal-

ten hätten. Wurde der erste Wahlgang als 
Briefwahl durchgeführt, gilt dies auch für den 
zweiten Wahlgang.

In diesem Wahlgang wird ein modifiziertes 
Wahlverfahren angewandt: Die Delegierten 
haben jeweils so viele Stimmen, wie noch 
Mandate zu vergeben sind. Gültig sind 
Stimmzettel, auf denen mindestens eine 
Stimme abgegeben wird. Abgegebene Stim-
men sind auf die Wahlvorschläge zu vertei-
len. Eine Kumulation von Stimmen findet 
nicht statt.

(10) Die Zahl der gewählten Bundesdelegier-
ten mit einer Approbation als Kinder- und Ju-
gendlichenpsychotherapeutIn im Sinne des 
§ 9 (2) der Satzung muss mindestens dem 
Anteil dieser Berufsgruppe an den Kammer-
mitgliedern entsprechen.

(11) Scheidet ein Bundesdelegierter oder 
Stellvertreter während der Wahlperiode aus, 
rückt der nächste Bewerber der Liste aus der 
jeweiligen Gruppe (Bewerber als Delegierter 
bzw. Stellvertreter) nach.

Im Fall der Listenerschöpfung erfolgt die 
Nachwahl im Wege der Mehrheitswahl auf 
der nächsten Sitzung der Delegiertenver-
sammlung. Bei der Nachbesetzung steht das 
alleinige Vorschlagsrecht der Liste bzw. dem 
Listenzusammenschluss zu, aus der bzw. 
dem die ausscheidende Person gewählt wor-
den war.
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Macht diese Liste von Ihrem Vorschlagsrecht 
keinen Gebrauch, können alle Listen einen 
Wahlvorschlag abgeben.

Das Mandat wird für den Rest der Wahlperio-
de vergeben.

Wiesbaden, den 12. Juni 2017 
gez. Dr. Heike Winter, Präsidentin

Hessisches Ministerium für Soziales und In-
tegration

Aktenzeichen: 18b2420-0003/2008/006

Die von der Delegiertenversammlung der 
Landeskammer für Psychotherapeutinnen 
und -therapeuten und Kinder- und Jugendli-
chenpsychotherapeutinnen und -therapeuten 

am 6. Mai 2017 beschlossene Änderung der 
Berufsordnung wird von mir gemäß § 17 
Abs. 2 des Heilberufegesetzes genehmigt.

Wiesbaden, den 7. Juli 2017

Im Auftrag

Dr. Stephan Hölz

Bekanntmachung einer Änderung der Fortbildungsordnung

Am 6. Mai 2017 hat die Delegiertenversammlung der Landeskammer für Psychotherapeutinnen und -therapeuten und Kinder- und Jugendlichen-
psychotherapeutinnen und -therapeuten die folgenden Änderungen der Fortbildungsordnung (letzte Änderung am 02. November 2013) beschlos-
sen:

Punkt 1.3 und 2.2. sowie Punkt 5.3 der Fort-
bildungsordnung der Landeskammer für Psy-
chotherapeutinnen und -therapeuten und 
Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeutin-
nen und -therapeuten werden wie folgt geän-
dert (Änderungen kursiv, unterstrichen):

1. Bereich der theoretischen Vertiefung 
und Erweiterung

1.3 Kongresse national und international, 
Tagungen, Symposien

1 Punkt pro FE

2. Bereich der praktisch-klinischen Tätig-
keit

2.2 Hospitation in psychotherapierelevan-
ten Einrichtungen

1 Punkt pro FE, max. 10 Punkte pro Tag

5.3 Standards für Supervisoren und Selbster-
fahrungsleiter:

(…)

5.3.1 Supervisoren und Selbsterfahrungslei-
ter müssen über eine Approbation als 
Psychologische/r Psychotherapeut/in oder als 
Kinder- und Jugendlichen-Psychotherapeut/in 
verfügen oder psychotherapeutisch weiter-
gebildeter Arzt sein. Ausnahmen können in 
begründeten Fällen beim Vorliegen äquivalen-
ter Voraussetzungen geltend gemacht wer-
den. Über diese Ausnahmen entscheidet die 

Akkreditierungs- und Zertifizierungskommis-
sion.

Die Fußnoten 4 und 5 HFO S. 6 entfallen.

5.5 Das Procedere der Akkreditierung

Der Fortbildungsveranstalter beantragt die 
Akkreditierung seiner Veranstaltung über die 
vorliegenden Antragsformulare bei der Ge-
schäftsstelle der Kammer, sofern diese in 
Hessen stattfindet. (…)

Diese Änderung tritt am Tag nach Veröffentli-
chung der Fortbildungsordnung im Psycho-
therapeutenjournal in Kraft.

Wiesbaden, den 16. August 2017 
gez. Dr. Heike Winter, Präsidentin

Bekanntmachung einer Änderung der Berufsordnung

Am 6. Mai 2017 hat die Delegiertenversammlung der Landeskammer für Psychotherapeutinnen und -therapeuten und Kinder- und Jugendlichen-
psychotherapeutinnen und -therapeuten die folgenden Änderungen der Berufsordnung vom 25. April 2009 beschlossen:

�� § 7 Absatz 5 der Berufsordnung der 
Landeskammer für Psychotherapeutin-
nen und -therapeuten und Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapeutinnen und 
-therapeuten vom 25. April 2009 wird 
geändert und wie folgt neu beschlossen: 
„Die Übernahme eine zeitlich parallelen 
oder nachfolgenden Behandlung von Ehe-
leuten, Partnerinnen und Partnern, Famili-
enmitgliedern oder von in engen privaten 
und beruflichen Beziehungen zu einer Pa-
tientin oder einem Patienten stehenden 
Personen ist mit besonderer Sorgfalt zu 
prüfen.“

�� § 7 Absatz 6 wird gestrichen.

�� § 13 Absatz 8 der Berufsordnung der Lan-
deskammer für Psychotherapeutinnen 
und -therapeuten und Kinder- und Jugend-
lichenpsychotherapeutinnen und -thera-
peuten Hessen (BO) vom 25. April 2009 
wird gestrichen.

Wiesbaden, den 12.Juni 2017 
gez. Dr. Heike Winter, Präsidentin

Hessisches Ministerium für Soziales und In-
tegration

Aktenzeichen: 18b2420-0003/2008/003

Die von der Delegiertenversammlung der 
Landeskammer für Psychotherapeutinnen 
und -therapeuten und Kinder- und Jugendli-
chenpsychotherapeutinnen und -therapeuten 
am 6. Mai 2017 beschlossene Änderung der 
Berufsordnung wird von mir gemäß § 17 
Abs. 2 des Heilberufegesetzes genehmigt.

Wiesbaden, den 7. Juli 2017 
Im Auftrag 

Dr. Stephan Hölz

Gedenken

Wir gedenken unserer
verstorbenen Kollegen:

Gerda Knauff, Riedstadt
Wolfgang Zaruba, Bad Vilbel

Redaktion

Dr. Heike Winter, Else Döring,
Dr. Wiebke Broicher

Geschäftsstelle

Frankfurter Str. 8
65189 Wiesbaden
Tel.: 0611/53168-0
Fax: 0611/53168-29
post@ptk-hessen.de // www.ptk-hessen.de
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Landespsychiatrieplan Niedersachsen: Start in eine neue Reformära

Am 30. Mai 2016 wurde der Nieder-
sächsische Landespsychiatrieplan (LPP) 
durch die Sozialministerin Frau Cornelia 
Rundt vorgestellt.

In der Evangelischen Akademie Loccum 
wurde nun ein Jahr nach Vorstellung 
des LPP im Rahmen einer Fach- und 
Arbeitstagung in der Zeit vom 3. bis 5. 
April 2017 an der Entwicklung konstruk-
tiver Lösungsansätze gearbeitet.

In der Eröffnungsrede zur Tagung schil-
derte die Frau Ministerin Rundt, dass 
die „Angebote für seelisch erkrankte 
Menschen in Niedersachsen gut aus-
gebaut, aber oft unzureichend vernetzt 
und zu wenig koordiniert“ seien und 
dass die Landesregierung die Versor-
gung zukünftig besser koordinieren und 
steuern wolle. Die Ministerin verwies 
darauf, dass in Niedersachsen alle erfor-
derlichen Angebote für Menschen mit 
psychischer Erkrankung bereitstehen 
würden, jedoch ein Umbau bestehen-
der Strukturen in Zukunft anzustreben 
sei. Verdeutlicht wurde, dass es von ho-
her Bedeutung für Reformschritte sei, 
dass die mit der Versorgung psychisch 
kranker Menschen befassten Einrich-
tung und Fachkräfte eng und koordiniert 
vor Ort zusammenarbeiten und dass 
dies nur gemeinsam mit Betroffenen 
und Angehörigen psychisch kranker 
Menschen gelingen könne. Gemäß den 
Empfehlungen des LPP wurden priori-
täre Arbeitsfelder vorgestellt.

Schon die Erarbeitung des LPP war in 
einem zweijährigen Vorlauf durch Ex-
pertinnen, Betroffene, Angehörige und 
Mitglieder anderer Berufsgruppen unter 
Begleitung einer erfahrenen Forscher-
gruppe erstellt worden. Mitglieder der 
PKN waren an der Erstellung des LPP 
beteiligt und fanden Gehör für die Rolle 
der Psychotherapie im Feld der ambu-

lanten und stationären psychiatrischen 
und sozialpsychiatrischen Versorgung.

Die oben genannte Tagung besuchten 
über 100 Teilnehmerinnen. In Work-
shops wurden Projekte erarbeitet, die 
in den kommenden Jahren verfolgt und 
umgesetzt werden sollen.

Im LPP kristallisierten sich fünf Felder 
heraus, für die im ersten Schritt prioritär 
Ideen gesammelt werden sollten: Jeder 
Workshop entwickelte ein bis zwei Pro-
jektideen, die in einem zweiten Schritt 
gesammelt und vorgestellt wurden. 
Workshops fanden zu folgenden The-
men statt:

1.	 Kinder- und Jugendpsychiatrie

2.	 Allgemein- und Sozialpsychiatrie

3.	Gerontopsychiatrie

4.	Suchtmedizin und Suchthilfe

5.	Psychosomatik und Psychotherapie

Beispielhaft soll hier aus nachfolgenden 
Workshops berichtet werden.

4. Suchtmedizin und Suchthilfe:

Projekt I: „Integration der Angebote 
über die gesamte Lebensspanne“

Ziel: Verknüpfung und Zusammenfüh-
rung sowie Verbesserung der Vernet-
zung und des Austausches innerhalb 
der Versorgungs- und Hilfeangebote 
im Rahmen eines „Gemeindepsychi-
atrischen Settings und der möglichen 
Koordinierung z. B. durch Sozialpsychi-
atrische Dienste (SPDi).

Akteurinnen: Sucht-, Jugend- und Wie-
dereingliederungshilfe, Kliniken – wie 
Kinder- und Jugendpsychiatrie, Erwach-
senen-Psychiatrie, Geriatrie, Reha – so-

wie Behinderten-, Selbst-, Alten- und 
Wohnungslosenhilfe und Ärztinnen, 
Psychotherapeutinnen, Pflege und 
Leistungsträgerinnen wie GKV, DRV, 
Kommunen, Land.

Als Aufgaben wurden Beratung, Abklä-
rung, Bedarfsfeststellung, Vermittlung 
und ggf. Behandlung aufgeführt.

Methodisch wurde die Entwicklung 
lokaler Versorgungsstrukturen über 
die gesamte Lebensspanne durch die 
Akteurinnen im Rahmen einer Fünfjah-
resplanung projektiert, die im Verlauf zu 
evaluieren sei. Reintegration in Arbeit, 
Abstinenzquote, Hospitalisierung, Le-
bensqualität, Mortalität u. w. Punkte 
seien dabei zu erheben.

Projekt II: „Wechselseitige Qualifika-
tion der Fachleute“

Akteurinnen: Sozialpsychiatrische Diens-
te (SPDi), Sozialpsychiatrischer Verbund 
(SpV), Universitäten, Fachhochschulen, 
alle Akteurinnen des I. Projektes so-
wie politische Unterstützung durch das 
Land.

Aufgaben: Entwicklung und Erprobung 
geeigneter Formate wie Hospitation, 
Curricula und Evaluationskriterien.

Methode: Beauftragung einer Fach-
gruppe aus den Akteurinnen durch SpV 
im Rahmen von Kooperationsvereinba-
rung beteiligter Dienste und Einrichtun-
gen zur Entwicklung von Formaten und 
Evaluationskriterien.

Zeitraum: ein Jahr Planung; zwei bis 
drei Jahre Erprobung, Dokumentation 
und Evaluation.

Evaluation: Kriterien wie Patientinnen-
und Fachpersonal-Zufriedenheit.
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5. Psychotherapie und Psychoso-
matik:

Projekt I: „Entwicklung therapeuti-
scher Beziehungskompetenz in den 
Behandlungsteams“

Ziel: Die Entwicklung und Professiona-
lisierung der „Basiskompetenz Bezie-
hungsgestaltung“ individuell sowie al-
ler Mitglieder eines Behandlungsteams 
als Grundhaltung nach therapeutischen 
Vorgaben entsprechend den ethischen 
Grundsätzen des LPP Niedersachsen 
und bestehender Behandlungsleitlinien.

Akteurinnen: Eine kontinuierliche, den 
Arbeitsalltag und Therapieprozess be-
gleitende Schulung von Beziehungs- und 
Handlungskompetenz soll für interdiszip-
linäre Behandlungsteams in allen Be-
handlungseinheiten installiert werden.

Finanzierung und kontinuierliche Be-
reitstellung von Arbeitszeit hierfür im 
Arbeitsalltag muss bereitgestellt und 
geplant werden.

Die Umsetzung soll im Verbund organi-
siert werden.

Methoden: Bestehende Konzepte und 
Schulungen zur Beziehungs- und Hand-
lungskompetenzentwicklung in thera-
peutischen Prozessen sind zu sichten 
und für unterschiedliche psychische 
Behandlungssettings und -teams zu 
spezifizieren oder zu differenzieren.

Zeitrahmen: Konzept und Schulungs-
entwicklung: ca. zwei Jahre; Einführung 
der kontinuierlichen berufsbegleitenden 
Fortbildungen: ca. drei Jahre.

Projekt II: „Einrichtung von Sprech-
stunden und Fallkonferenzen mit 
ambulant tätigen Psychotherapeu-
tinnen im Rahmen von gemein-
depsychiatrischen Zentren“

Ziel: Passgenaue psychotherapeu-
tische Versorgung für Patientinnen 
und Angehörigen, zeitnaher Zugang 
zu Diagnostik, Indikationsklärung und 
Behandlung bedarf einer fallbezoge-

nen Einbindung der psychotherapeuti-
schen Behandlerinnen in Fachteams. 
Die Steuerung des Zugangs bedarf der 
Unterstützung durch ein GPZ (oder ver-
gleichbare Einrichtung) sowohl für die 
Psychotherapeutinnen als auch für die 
Patientinnen.

Akteurinnen: niedergelassene ärztli-
che und Psychologische Psychothera-
peutinnen (auch Kinder- und Jugend-
lichenpsychotherapeutinnen), Teams in 
sozialpsychiatrischen Diensten und wei-
tere Akteurinnen in dem Bereich.

Aufgaben: Die GPZ muss gezielt nie-
dergelassene Psychotherapeutinnen in 
den Regionen ansprechen, ihnen zu si-
chern, dass sie kontinuierlich beratend 
und unterstützend z. B. in Krisen oder 
bei notwendigen weiteren Maßnahmen 
an der Seite stehen. Dies muss in ge-
meinsamen Fallkonferenzen erarbeitet 
werden. Auch Sprechstunden der Psy-
chotherapeutinnen sollten im GPZ statt-
finden können.

Ausreichende Finanzierung von Konzept
entwicklung, Durchführung von Fallkon-
ferenzen und der Sprechstunden für die 
Psychotherapeutinnen, kontinuierliche 
Bereitstellung von Arbeitszeit für das 
Team GPZ. Übernahme von Telefonzei-
ten für die Psychotherapeutinnen.

Methoden: Konzepte von Fallkonferen-
zen, die auf den ambulanten Bereich 
und bestimmte regionale Bedarfe ange-
passt werden. Entwicklung eines Kon-
zeptes für die Einbindung niedergelas-
sener Psychotherapeutinnen.

Zeitrahmen: Die Einführung von Akut-
sprechstunden und Behandlungen ab 
1.  April 2017 ist eine Chance für eine 
zeitnahe Konzeptentwicklung.

Zusammenfassend zeigten sich 
übergeordnete „Querschnittsthe-
men.

In Bezug auf Partizipation und Teilha-
be wurde eine Stärkung von Selbsthilfe 
und die Etablierung trialogischer Arbeit 
sowie die Notwendigkeit integrativer 

Planung und Steuerung sowie die Ein-
bindung verschiedener Leistungsberei-
che zu einem verbundenen Angebot 
deutlich.

Im Bereich institutioneller Lösung 
wurde die kommunal orientierte und 
fallbezogene Steuerung der Hilfen im 
Rahmen Gemeindepsychiatrischer 
Zentren (GPZ) favorisiert.

Multiprofessionelles Arbeiten, am-
bulante sozialpsychiatrische Akutbe-
handlung sowie der aktive Zusammen-
schluss wichtiger Fachbereiche fanden 
Beachtung.

Herausgestellt wurde, dass Gemein-
depsychiatrische Zentren nur durch po-
litische Entscheidungen, Unterstützung 
und Moderation zu etablieren seien. 
Die Kooperation und Zusammenarbeit 
von Land und Kommunen sei dabei un-
erlässlich. Es wurde angeregt, dass in 
unterschiedlichen Versorgungsregionen 
Modelle für eine Erprobung aufzubauen 
seien.

Bezüglich aktueller Gesetzesänderun-
gen, wie das Bundesteilhabegesetz, 
das PsyychVVG und die Änderungen 
der Psychotherapie-Richtlinie, wurde 
hervorgehoben, dass die Änderungen 
für die Umsetzung und Realisierung 
des LPP förderlich sein könnten. Bezo-
gen auf die Psychotherapie-Richtlinie 
wurden das Sprechstundenangebot, 
die Kurzintervention und Krisenbehand-
lung unter dem Aspekt möglicher Ein-
bindung in den GPZ-Verbund diskutiert.

Geplant ist, dass die gemeinsame Ar-
beit durch eine jährliche Tagung fortge-
setzt wird und Projektideen bei der Um-
setzung begleitet und evaluiert werden.

Der Landespsychiatrieplan Niedersach-
sen (LPP) kann unter
www.ms.niedersachsen.de/themen/
gesundheit/psychiatrie_und_psycholo-
gische_hilfen/14025.html
als PDF eingesehen werden.

Gertrud Corman-Bergau
Andreas Kretschmar
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Niedersächsische Psychotherapeuten engagieren sich in der  
Psychosozialen Notfallversorgung

Am 10. Juni folgten über 100 approbier-
te Psychotherapeuten der Einladung 
der Psychotherapeutenkammer Nie-
dersachsen zu einer Fachtagung über 
die Psychosoziale Notfallversorgung 
(PSNV). Hauptthema war die Rolle der 
Psychotherapeuten im Feld und im 
Ablauf der Hilfen bei einem Großscha-
densereignis in Niedersachsen.

Prof. Dr. Christoph Kröger, Stiftung 
Universität Hildesheim, moderierte 
die Veranstaltung gemeinsam mit der 
Vizepräsidentin der PKN Frau Felicitas 
Michaelis. Er machte in seinem Ein-
gangsstatement deutlich, dass die PKN 
seit Jahren engagiert im Landesbeirat 
„Psychosoziale Notfallversorgung“ mit-
arbeitet. Aktuell ginge es darum, die 
Tätigkeitsfelder für die Psychotherapeu-
ten näher zu definieren.

Zunächst berichtete Herr Pastor Joa-
chim Wittchen, Evangelisches Zent-
rum für Seelsorge Hannover, über die 
Möglichkeiten und Grenzen der Notfall-
seelsorge und über die Probleme, im 
Anschluss an die akute Hilfe den Über-
gang zu einer eventuell notwendigen 
psychotherapeutischen Behandlung zu 
finden. Dies gilt für Betroffene einer 
Katastrophe, aber natürlich auch für die 
zahlreichen professionellen und ehren-
amtlichen Helfer, die extremen Belas-
tungen ausgesetzt sind.

Dr. Enno Maaß, Varel, informierte seine 
Kollegen über die Abrechnungsmoda-
litäten für die Behandlung von Einsatz-
kräften.

Frau Dr. med. Stefanie Franke vom Nie-
dersächsischen Landesamt für Sozia-
les, Jugend und Familie stellte das Trau-
manetzwerk Niedersachsen vor und be-
richtete über die geplanten Änderungen 
des Opferentschädigungsgesetzes.

Prof. Dr. Lutz Goldbeck, Universitäts-
klinik Ulm, bot in seinem Vortrag ei-
nen Überblick über den Stand von 
Forschung und Praxis bei der psycho-
traumatologischen Behandlung von 

Pastor Wittchen, Dr. med. Franke, Dr. Pieper (v. l.)

Felicitas Michaelis (Vizepräsidentin der PKN) und Prof. Dr. Kröger (v. links)

„Psychosoziale Notfallversorgung“ Tagung am 10.06.2017 in Hannover
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Kindern und Jugendlichen und hob hier 
besonders die gute Kooperation mit der 
Universität Lüneburg und dem Trauma-
netzwerk in Niedersachsen hervor, die 
er fortsetzen und ausbauen möchte.

Dr. Georg Pieper, Traumaexperte und 
Spezialist für Krisenintervention, der 
u.  a. beim Grubenunglück in Borken, 
beim Amoklauf in Erfurt und beim Zu-
gunglück in Eschede als Psychothera-
peut tätig war, stellte seine Erfahrungen 
in eindrucksvollen Berichten und Videos 
zu Verfügung.

Die Anwesenden waren sich einig, dass 
die Psychosoziale Notfallversorgung in 
Niedersachsen gut aufgestellt ist. Den 
approbierten Psychotherapeuten kom-
men drei wesentliche Aufgaben zu:

�� die Vernetzung untereinander und 
mit den anderen Helfern,

�� die Weiterbehandlung von Opfern 
und das zügige Bereitstellen von Be-
handlungsplätzen und

�� die Beratung und Behandlung von 
Einsatzkräften der PSNV.

In einer Erhebung der PKN aus dem 
vergangenen Jahr haben sich über 
250 niedergelassene und angestellte 
Psychotherapeuten dazu bereit erklärt, 
im Großschadensfall diese besonde-
ren Aufgaben zu übernehmen. Sie 
wünschen sich unter der Regie ihrer 
Kammer eine weitere Vernetzung und 
Regionalisierung und eine Fortsetzung 
der gelungenen Veranstaltung im kom-
menden Jahr.

Felicitas Michaelis
Vizepräsidentin der PKN

(Fotos: PKN)

Geschäftsstelle

Leisewitzstraße 47
30175 Hannover
Tel.: 0511/850304-30
Fax: 0511/850304-44

Sprechzeiten:
Mo, Mi, Do, Fr 09.00 – 11.30 Uhr
Mo, Di, Mi, Do 13.30 – 15.00 Uhr
Mail-Anschrift: info@pknds.de

Mail-Anschrift „Fragen zur Akkreditie-
rung“: Akkreditierung@pknds.de

Internet: www.pknds.de
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Tag der Neuapprobierten am 1. Juli 2017 in Dortmund

Über 130 neue Mitglieder der Psycho-
therapeutenkammer NRW (PTK NRW) 
waren zum Tag der Neuapprobierten 
nach Dortmund in die Kassenärztliche 
Vereinigung Westfalen-Lippe gekom-
men. „Ich gratuliere Ihnen zu Ihrer 
Approbation und heiße Sie in unserem 
Beruf willkommen, der sich seit Inkraft-
treten des Psychotherapeutengesetzes 
im Jahr 1999 zu einer festen Größe in 
der Versorgungslandschaft entwickelt 
hat“, begrüßte sie Kammerpräsident 
Gerd Höhner. „Nicht zuletzt durch un-
sere gute Ausbildung sind wir heute 
ein eigenständiger Bereich im Gesund-
heitssystem. Auch politisch finden wir 
Gehör und die Kammer kann sich als 
Vertreterin von bald 11.000 Mitgliedern 
in zukunftsprägende Prozesse spürbar 
einbringen. Ein gutes Beispiel hierfür ist 
unsere erfolgreiche Mitarbeit an dem 
im Frühjahr fertiggestellten Landespsy-
chiatrieplan NRW, in dem wir die Psy-
chotherapie fest verankern konnten.“

Vielfältige Kammeraufgaben

Des Weiteren gab Gerd Höhner einen 
Einblick in das Aufgabenportfolio der 
Kammer – von der Kontrolle der Berufs-
ausübung im Rahmen der beruflichen 
Selbstverwaltung bis hin zur Bereitstel-
lung von Fortbildungen und Informatio-
nen über neue Entwicklungen wie bei-
spielsweise die wachsende Bedeutung 
von Internettherapien. „Als Profession 
müssen wir uns zudem damit beschäf-
tigen, welche Versorgungsangebote 
wir über die Heilkunde i. e. S. hinaus 
machen können“, erklärte der Präsi-
dent. „Wie stärken wir Kinder und Ju-
gendliche? Was können wir für Geflüch-
tete tun? Wie helfen wir Menschen, 
mit ihrer Angst vor Gewalt oder Terror 
umzugehen? Wir können hier nicht eine 
Gebührenordnung abwarten, nach der 
diese Leistungen bezahlt werden. Viel-
mehr müssen wir aufzeigen, dass An-
gebote, die bisher nicht bezahlt werden, 

Mechthild Greive, Cornelia Beeking, Bernhard Moors, Gerd Höhner, Barbara Lubisch und 
Andreas Pichler vom Vorstand der Psychotherapeutenkammer (v. l. n. r.)

Neue Mitglieder der PTK NRW

sinnvollerweise in den Leistungskatalog 
hineingehören.“

Als zwei vorrangige gesundheitspoliti-
sche Themen definierte Gerd Höhner 
die Reform der Psychotherapeuten-
ausbildung, für die mittlerweile umfas-
sende Konzepte vorliegen würden, und 

die Versorgungsplanung. „Psychische 
Probleme kommen in der Bevölkerung 
nicht gleichmäßig vor und Prävalenzra-
ten sind nur statistisch aussagekräftig“, 
erläuterte er. „Wir setzen uns daher 
dafür ein, dass Morbiditätszahlen und 
Demographie- und Sozialfaktoren bei 
der Bedarfsplanung berücksichtigt wer-
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den. Hinsichtlich der Finanzierung ist es 
uns unter anderem ein Anliegen, dass 
die besonderen Aufwände in der Ver-
sorgung von Kindern und Jugendlichen 
berücksichtigt werden.“

Aus dem Vorstand der PTK NRW stell-
ten sich Vizepräsident Andreas Pichler, 
Cornelia Beeking, Mechthild Greive, 
Barbara Lubisch und Bernhard Moors 
den neuen Kammermitgliedern vor. 
Sie skizzierten jeweils ihre berufspoliti-
schen Schwerpunkte und ihre primären 
Kammerthemen und luden die Neuap-
probierten ein, bei Fragen und Interesse 
an einer Mitarbeit in der Kammer auf sie 
zuzukommen.

Info-Paket für Berufsstarter

Ausführliche Informationen zu ihrer so-
zialen Absicherung erhielten die Psy-
chologischen PsychotherapeutInnen 
und Kinder- und Jugendlichenpsycho-
therapeutInnen von Jens Mittmann 
vom Versorgungswerk der Psychothe-
rapeutenkammer NRW. Er ordnete das 
berufsständige Versorgungswerk in 
das Gesamtsystem der Altersvorsorge 
ein, erläuterte die Voraussetzungen der 
Mitgliedschaft und erklärte anhand von 
Beispielen Beitragspflicht und Beiträge, 
Leistungsarten und Rentenhöhe. Dani-
ela Krajka von der Kassenärztlichen Ver-
einigung Westfalen-Lippe skizzierte die 
Aufgaben der beiden Kassenärztlichen 
Vereinigungen Nordrhein-Westfalens, 
beschrieb die Voraussetzungen und Be-

Daniela Krajka

dingungen der Zulassung als Vertrags-
psychotherapeutIn und informierte zu 
Jobsharing, Sonderbedarfszulassung 
und bedarfsbezogenen Ermächtigun-
gen. Dr. Horst Bartels, Justitiar der Kas-
senärztlichen Vereinigung Nordrhein, 
stellte hinsichtlich der Möglichkeiten 
der Berufsausübung insbesondere das 
Modell der Praxisnachfolge vor. Die 
Neuapprobierten erfuhren von ihm un-
ter anderem die wichtigsten Kriterien 
für die Auswahl eines Nachfolgers und 
erhielten eine Übersicht über notwendi-
ge Rechtshandlungen.

PTK-Vorstandsmitglied Barbara Lubisch 
stellte die Bedingungen und Perspek-
tiven der Berufstätigkeit in Anstellung 
und Niederlassung dar. Sie erläuterte 
Rechte und Pflichten der Berufstätig-
keit in einer Kassenpraxis, wies darauf 
hin, was für Privatpraxen in der Kosten-
erstattung aktuell zu beachten sei und 
schilderte die Verdienstmöglichkeiten 
für Psychologische Psychotherapeu-
tInnen und Kinder- und Jugendlichen-
psychotherapeutInnen. Darüber hinaus 
fasste sie die seit April geltenden Neu-
regelungen der Psychotherapie-Richtli-
nie zusammen.

Alle Präsentationen des Tages können 
unter www.ptk-nrw.de heruntergela-
den werden.

Neuapprobierte Anja WetzelJens Mittmann

Dr. Horst Bartels
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Themen der Neuapprobierten

Zwischen den Vorträgen nutzten die 
Veranstaltungsteilnehmer die Gele-
genheit, mit den Vorstandsmitgliedern 
zu sprechen, die Beratungsstände im 
Foyer aufzusuchen und sich unterei-
nander auszutauschen. Auch die PTK 
NRW kam mit ihren neuen Mitgliedern 
ins Gespräch. Mehrere Neuapprobierte 
begrüßten, dass die Kammer Informa-
tionsveranstaltungen wie zu der geän-
derten Psychotherapie-Richtlinie anbie-
te. „Nach der zeitintensiven Ausbildung 
kommt zunächst viel Neues auf einen 
zu. Da ist es hilfreich, auf verlässliche 
Orientierungsmarken setzen zu kön-
nen“, sagte Matthias Walker, Psycholo-
gischer Psychotherapeut aus Bonn. Als 
bedeutsames berufspolitisches Thema 
hoben mehrere Neuapprobierte die 
Mängel in der Versorgung hervor. „Mit 
Blick auf eine gute Versorgung der Men-
schen verärgert es mich, dass weiterhin 
mit Zahlen von 1999 operiert wird und 
eine offensichtlich auf Rechenfehlern 

gründende Planung überhaupt so lange 
Bestand haben kann“, erklärte Dominik 
Schumacher, Psychologischer Psycho-
therapeut aus Alfter. Dr. Prisca Jager, 
Psychologische Psychotherapeutin aus 
Bonn, bezeichnete es im Kontext der 
Bedarfsplanung als eine zentrale Auf-
gabe, die Versorgungslandschaft so zu 
gestalten, dass jeder im Rahmen der 
Leistungen der gesetzlichen Kranken-
versicherung Zugang zu einem für ihn 
passenden Angebot finden könne. Die 
Psychologische Psychotherapeutin An-
ja Wetzel aus Bielefeld, die derzeit zu-
sätzlich die Fachkunde für Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapie erwirbt, 
wünschte sich bessere Möglichkeiten 
für junge Kolleginnen und Kollegen, in 
der ambulanten Versorgung Fuß fassen 
zu können. „Ich denke, ihre Interessen 
müssten in der Berufspolitik noch stär-
ker wahrgenommen werden. Für die 
Zukunft kann ich mir durchaus vorstel-
len, dafür in Gremien oder in der Kam-
mer aktiv zu werden – wenn die eigene 
Existenz gefestigter ist.“

Zukünftige Berufsfelder

Zum Abschluss hob Gerd Höhner positiv 
hervor, dass die beiden psychotherapeu-
tischen Berufe mittlerweile im Tarifver-
trag für den öffentlichen Dienst (TVöD) 
berücksichtigt seien und PEPP, das neue 
Entgeltsystem für den Bereich Psychiat-
rie, Psychotherapie und Psychosomatik, 
die Ausweisung der Leistungserbringer 
verlange. „Kliniken, die eine psycho-
therapeutische Versorgung anbieten 
wollen, werden zukünftig entsprechend 
qualifizierte Therapeuten einstellen müs-
sen“, hielt er fest. „Wir rechnen daher in 
nächster Zeit mit einer erhöhten Nach-
frage.“ Ebenso würden in der Jugend-
hilfe vermehrt qualifizierte Kinder- und 
JugendlichenpsychotherapeutInnen 
gesucht. Darüber hinaus werden sich in 
der Behandlung von psychischen Prob-
lemen bei chronischen Erkrankungen 
neue Kompetenz- und Tätigkeitsfelder 
für die Profession eröffnen. Die Kammer 
sei bereits über entsprechende Weiter-
bildungsangebote in der Diskussion.

Basiswissen Sucht – Ein Leitfaden für die psychotherapeutische Praxis

Zusammen mit der LandesPsycho-
therapeutenKammer Rheinland-Pfalz 
hat die Psychotherapeutenkammer 
Nordrhein-Westfalen die Broschüre 
„Basiswissen Sucht – Ein Leitfaden für 
die psychotherapeutische Praxis“ her-
ausgegeben. Erarbeitet wurde sie von 
der gemeinsamen „Fachkommission 
Sucht“ der beiden Kammern.

Die Broschüre stellt Psychotherapeutin-
nen und Psychotherapeuten gebündelt 
wertvolle Informationen für die Sucht
anamnese in der Praxis zur Verfügung. 
Übersichtliche Checklisten zu Alko-
hol, Amphetaminen, Cannabinoiden, 
Glücksspiel, Kokain, Medikamenten, 
Opioiden und Tabak geben jeweils Auf-
schluss über Wirkung, risikoarmen und 

problematischen Konsum, Konsum-
nachweise, klinische Symptomatik, Ent-
zugserscheinungen und Laborbefunde. 
Sie weisen auf Besonderheiten in der 
Psychotherapie hin und fassen Stan-
dardfragen und mögliche Fragen an 
Patientinnen und Patienten zusammen. 
Zusätzlich informiert der Leitfaden über 
das Suchthilfesystem, zu Abstinenz-
nachweisen und Laborparametern.

Die neue Broschüre unterstützt Psy-
chotherapeutinnen und Psychothera-
peuten, Patientinnen und Patienten 
frühzeitig zu erreichen und sie anzure-
gen, ihre Einstellung und ihr Verhalten 
zu ändern. Sie steht unter www.ptk-
nrw.de kostenfrei zum Download zur 
Verfügung.
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Amtliche Bekanntmachung

Änderung der Gebührenordnung der  
Psychotherapeutenkammer NRW

vom 5. Mai 2017

Aufgrund des § 23 Absatz 1 Heilberufsge-
setz vom 9. Mai 2000 (GV. NRW. 2000 S. 
403), zuletzt geändert durch Artikel 6 des 
Gesetzes vom 26. April 2016 (GV. NRW. 
2016 S. 230), hat die Kammerversammlung 
der Psychotherapeutenkammer NRW in ih-
rer Sitzung am 5. Mai 2017 folgende Ände-
rung der Gebührenordnung vom 12. De-
zember 2003 (MBl. NRW. 2004 S. 360), zu-
letzt geändert am 10. Dezember 2010 (MBl. 
NRW. 2011 S. 54) beschlossen:

Artikel I

Das Gebührenverzeichnis (Anlage zur Ge-
bührenordnung) wird wie folgt geändert:

In Ziffer  17. (Akkreditierungsgebühren für 
Fortbildungsveranstaltungen) wird nach 
den Worten:

„Kategorie A, B und C:

�� Bei Ausstellung von Teilnahmebeschei-
nigungen in Papierform durch den Ver-

anstalter und notwendiger manueller Er-
fassung der Teilnehmerpunkte durch die 
PTK NRW: € 120

�� Bei Vorlage maschinell einlesbarer Teilneh-
merlisten (Barcodes) durch den Veranstal-
ter: € 100

�� Bei direkter elektronischer Übermittlung 
der Teilnehmerpunkte an den Elektroni-
schen Informationsverteiler durch den 
Veranstalter: € 80“

folgender Satz eingefügt:

„Abweichend davon wird für die Akkreditie-
rung von Veranstaltungen der Kategorie A, B 
und C keine Gebühr erhoben, wenn die Ver-
anstaltung für die Teilnehmer kostenfrei an-
geboten wird.“

Artikel II

Die vorstehende Änderung der Gebührenord-
nung tritt am Tag nach der Veröffentlichung im 
Ministerialblatt für das Land Nordrhein-West-
falen in Kraft.

Genehmigt.

Düsseldorf, den 4. Juli 2017

Ministerium für Arbeit, Gesundheit und So-
ziales des Landes Nordrhein-Westfalen

Az.: G.0926

Im Auftrag

gez. Helene H a m m

Die vorstehende Änderung der Gebühren-
ordnung wird hiermit ausgefertigt.

Düsseldorf, den 5. Juli 2017

gez. Gerd H ö h n e r 
Präsident der Psychotherapeutenkammer 

NRW

MBl. NRW. 2017 S. 666

Geschäftsstelle

Willstätterstraße 10
40549 Düsseldorf
Tel. 0211/52 28 47-0
Fax 0211/52 28 47-15
info@ptk-nrw.de
www.ptk-nrw.de

Bekanntmachung des Hauptwahlleiters der PTK NRW
Gemäß § 23 Abs. 3 i. V. m. § 21 Abs. 9 der 
Wahlordnung für die Wahl zu den Kammer-
versammlungen der Heilberufskammern 
vom 20. September 2013 gebe ich bekannt:

Frau Marion Winterscheidt, Wahlkreis Köln, 
Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeu-
tin, Vorschlag „Bündnis KJP“ hat am 
15.05.2017 ihr Mandat in der Kammerver-
sammlung niedergelegt.

Nachgerückt ist Frau Bettina Hoetzel, Wahl-
kreis Köln, Kinder- und Jugendlichenpsycho-
therapeutin, Vorschlag „Bündnis KJP“.

Gez. 
Dr. jur. Peter Abels 

Hauptwahlleiter

Gemäß § 23 Abs. 3 i. V. m. § 21 Abs. 9 der 
Wahlordnung für die Wahl zu den Kammer-
versammlungen der Heilberufskammern 
vom 20. September 2013 gebe ich bekannt:

Frau Bettina Hoetzel, Wahlkreis Köln, Kinder- 
und Jugendlichenpsychotherapeutin, Vor-
schlag „Bündnis KJP“ hat am 24.05.2017 den 
Verzicht auf den Sitz in der Kammerver-
sammlung erklärt.

Nachgerückt ist Herr Dieter Wittchow, Wahl-
kreis Köln, Kinder- und Jugendlichenpsycho-
therapeut, Vorschlag „Bündnis KJP“.

Gez. 
Dr. jur. Peter Abels 

Hauptwahlleiter

Gemäß § 23 Abs. 3 i. V. m. § 21 Abs. 9 der 
Wahlordnung für die Wahl zu den Kammer-
versammlungen der Heilberufskammern 
vom 20. September 2013 gebe ich bekannt:

Herr Dieter Wittchow, Wahlkreis Köln, Kin-
der- und Jugendlichenpsychotherapeut, Vor-
schlag „Bündnis KJP“ hat am 30.05.2017 
den Verzicht auf den Sitz in der Kammerver-
sammlung erklärt.

Nachgerückt ist Frau Ulrike Hadrich, Wahl-
kreis Köln, Kinder- und Jugendlichenpsycho-
therapeutin, Vorschlag „Bündnis KJP“.

Gez. 
Dr. jur. Peter Abels 

Hauptwahlleiter
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OPK vor Ort 2017: Neue Herausforderungen in der psychotherapeutischen  
Versorgung in der Diskussion

Wie jedes Jahr lädt der Vorstand der 
OPK alle Mitglieder der einzelnen Bun-
desländer zu den „OPK vor Ort“-Veran-
staltungen ein. Der OPK-Vorstand wird 
von aktuellen berufspolitischen The-
men und den Aktivitäten der OPK be-
richten. In diesem Jahr haben wir uns 
ein Schwerpunktthema gesetzt, das si-
cherlich viele praktisch tätige Mitglieder 
bewegt. Wir werden einen Überblick 
geben über die aktuellen Herausforde-
rungen, die die neuen Befugnisse und 
die neuen Leistungen an uns stellen. 
Wir werden dazu die Veranstaltungen in 
Kooperation mit den örtlichen Kassen-
ärztlichen Vereinigungen (KV) bestrei-
ten. Die neuen Regelungen wirken sich 
nicht nur auf die ambulante Versorgung 
aus, sondern auch auf das Versorgungs-
system für psychisch kranke Menschen 
insgesamt. Deshalb wollen wir mit allen 
unseren Mitgliedern über diese Heraus-
forderungen ins Gespräch kommen. 
Die Versorgung unserer Patienten ist 
unsere gemeinsame Aufgabe.

Wir wollen uns damit beschäftigen, 
wie wir diese Herausforderungen aus-
gestalten: Wie werden die Befugnisse 
umgesetzt? Wie hat die Strukturreform 
unseren Arbeitsalltag verändert? Wel-
che berufsrechtlichen Fragen ergeben 
sich? Was bedeuten die Neuerungen 
für die Kooperation von Psychothera-
peuten in der ambulanten, stationären 
und teilstationären Versorgung? Wir 
werden die wichtigsten Regelungen 
praxisnah darstellen und gemeinsam 
mit den KV-Vertretern für Fragen und 

Austausch zur Verfügung stehen. Denn 
nicht zuletzt wollen wir auch mit Ihnen 
darüber diskutieren, wie wir die Versor-
gung unserer Patienten weiterentwi-
ckeln können.

Zusätzlich zu diesem Thema werden wir 
am 30. November 2017 eine Veranstal-
tung in Leipzig zum Thema „Psychoon-
kologie“ anbieten, zu der alle Mitglieder 
der OPK herzlich eingeladen sind. In 
Fachvorträgen werden wir einen ersten 
Einblick in die Herausforderungen und 
Besonderheiten in der psychotherapeu-
tischen Versorgung von onkologischen 
Patienten geben. Außerdem zeigen wir 
das weitere Vorgehen der OPK zur För-
derung dieses Bereichs auf.

Die Nachfrage zur Teilnahme an „OPK 
vor Ort“ ist schon jetzt sehr groß. Um 
allen Mitgliedern die Teilnahme zu er-
möglichen, war es nötig, einige Veran-
staltungsorte zu ändern. Wir möchte 
Sie bitten, dies besonders zu beachten.

Die „OPK vor Ort“-Veranstaltungen im 
Überblick:

�� 20.09.2017 Mecklenburg-Vorpom-
mern:

	 16.00 bis 19.00 Uhr – Steigenberger 
Hotel Sonne, Neuer Markt 2, 18055 
Rostock

�� 22.09.2017 Brandenburg:
	 16.00 bis 19.00 Uhr – Mercure Hotel 

Potsdam City, Lange Brücke, 14467 
Potsdam (Bitte beachten Sie die 
Änderung des Veranstaltungsor-
tes!)

�� 26.10.2017 Thüringen:
	 16.00 bis 19.00 Uhr – Alte Parteischu-

le, Werner-Seelenbinder-Straße 14, 
99096 Erfurt (Bitte beachten Sie 
die Änderung des Veranstaltungs-
ortes!)

�� 27.10.2017 Sachsen:
	 16.00 bis 19.00 Uhr – WYNDHAM 

GARDEN, Wilhelm-Franke-Straße 
90, 01219 Dresden (Bitte beachten 
Sie die Änderung des Veranstal-
tungsortes!)

�� 03.11.2017 Sachsen-Anhalt:
	 15.00 bis 19.00 Uhr – Gesellschafts-

haus Magdeburg, Schönebecker Str. 
129, 39104 Magdeburg

�� 30.11.2017 Sachsen „Psychoonko-
logie“:

	 16.00 bis 19.00 Uhr – Mercure Ho-
tel Leipzig am Johannisplatz, Ste-
phanstraße 6, 04103 Leipzig (Bitte 
beachten Sie die Änderung des 
Veranstaltungsortes!)

Ab Mitte September geht der Vorstand der 
Kammer in den fünf Bundesländern wieder 
in die Diskussion mit den Mitgliedern.
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Gemeindepsychiatrische Angebote „Hilfe zur Selbsthilfe, Beratung, Behandlung, 
Betreuung“ – Spezieller Workshop für Psychotherapeuten zum Fachtag  
Gemeindepsychiatrie in Leipzig

Am 20. Oktober 2017 findet in der Zeit 
von 9.00 bis 16.00 Uhr im Neuen Rat-
haus der Fachtag Gemeindepsychiatrie 
der Stadt Leipzig statt. In diesem Rah-
men wird es einen speziellen Work-
shop zum Thema „Hilfe zur Selbsthilfe, 
Beratung, Behandlung, Betreuung – 
Gemeindepsychiatrische Angebote in 
Leipzig“ geben. Im Anschluss an den 
Workshop stellen sich in der oberen 
Wandelhalle des Rathauses bestehen-
de Angebote der Gemeindepsychiatrie 
Leipzig vor.

Der Fachtag Gemeindepsychiatrie, die Ausstellungseröffnung sowie die öffentliche Diskussi-
onsrunde finden im Neuen Rathaus Leipzig statt.

Strukturüberblick der gemein-
depsychiatrischen Versorgung

Das Spektrum gemeindepsychiatri-
scher Selbsthilfe-, Behandlungs- und 
Betreuungsangebote ist vielseitig. Die 
Kenntnis der Möglichkeiten und der 
regionalen Struktur psychiatrischer Ver-
sorgung ist Voraussetzung für eine an-
gemessene Arbeit mit Menschen, die 
seelisch belastet, psychisch erkrankt 
sind. Der Workshop stellt die aktuelle 
Psychiatrielandschaft am Beispiel Leip-

zigs vor und gibt einen orientierenden 
Überblick über die vielfältigen Leis-
tungsangebote der modernen Psychiat-
rie. Sie erfahren, welche Möglichkeiten 
gemeindepsychiatrische Angebote für 
eine bedarfsgerechte und nachhaltige 
psychiatrische Versorgung bereithalten, 
welche Ziele, Zugänge und Finanzierun-
gen hinter den einzelnen Angeboten 
stehen.

Gemeinsam wird diskutiert, wie dies 
flankierend in der therapeutischen Ar-
beit genutzt werden kann. Dabei ste-
hen im besonderen Maße Risiken bei 
Übergängen und Schnittstellen zwi-
schen den verschiedenen Angeboten 
und Möglichkeiten zum Brückenbauen 
im Fokus.

Einladung zum Rundgang durch 
„Dämonen und Neuronen“

Im Anschluss an den Workshop wer-
den die Teilnehmer zu einem Rundgang 
durch die Ausstellung „Dämonen und 
Neuronen, Psychiatrie Gestern – Heute 
– Morgen“ eingeladen. Der Initiator der 
Ausstellung, Professor Dr. Christfried 
Tögel, wird die Gäste persönlich führen. 
Die Wanderausstellung wird an diesem 
Tag in Leipzig eröffnet und macht bis 
zum 30. Oktober 2017 im Neuen Rat-
haus Station.

„Dämonen und Neuronen“: Eine Ausstellung als Anstoß für den  
öffentlichen Diskurs zu psychischen Erkrankungen

Die Ostdeutsche Psychotherapeuten
kammer holt in der bundesweiten 
Woche der Seelischen Gesundheit im 
Oktober 2017 die Wanderausstellung 
„Dämonen und Neuronen, Psychiatrie 
Gestern – Heute – Morgen“ der Salus 
gGmbH ins Neue Rathaus nach Leip-
zig. Damit wird die OPK ein Zeichen 
gegen Vorurteile und Stigmatisierung 
psychischer Erkrankungen setzen. Die 
Ausstellung widmet sich der Geschich-

te, Gegenwart und Zukunft psychischer 
Erkrankungen. Mit Schrifttafeln und 
Multimedia-Anwendungen erlebt der 
Besucher die 5.000-jährige Geschichte 
dieser Erkrankungen und den jeweili-
gen gesellschaftlichen Umgang damit 
hautnah. Die OPK möchte damit gleich-
zeitig den öffentlichen Diskurs zu psy-
chischen Erkrankungen und deren Stig-
matisierung bis heute fördern.

Eine Ausstellung für mehr Akzep-
tanz und Verständnis

Kein Thema scheint mehr vorurteils-
behaftet zu sein als Erkrankungen der 
Psyche des Menschen. Dabei sind 
psychische Störungen so alt wie die 
Menschheit selbst. Trotz des enormen 
Fortschritts der Medizin ist die Stig-
matisierung hier bis heute sehr groß. 
Obwohl wir wissen, dass Krankheiten 
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der Seele weder eine Strafe der Götter 
noch der Fluch böser Geister sind, ste-
hen Betroffene oft großen Vorbehalten 
gegenüber.

Die Geschichte der Psychiatrie ist eine 
befremdende. Eine jede Epoche setzte 
darin ihre Meilensteine. Die Ausstellung 
„Dämonen und Neuronen“ erzählt da-
von. Sie ist eine Reise durch die Zeiten 
und blickt auf den Umgang verschiede-
ner Kulturen und Religionen damit. In 

ihr werden ausgewählte Erkrankungen 
und Therapien im Wandel der Zeit aus 
Sicht von Betroffenen, Angehörigen 
und Fachleuten vorgestellt.

Am Ende dieser Reise steht ein Ziel: 
mehr Wissen, ein besseres Verständ-
nis und eine höhere Akzeptanz für die 
Krankheiten der Seele.

Öffentliche Talkrunde zur Ausstel-
lungseröffnung

Am 20. Oktober 2017 eröffnet die Wan-
derausstellung im Neuen Rathaus in 
Leipzig. Für das interessierte Leipziger 
Publikum wird sie hier für zirka zwei 
Wochen zu sehen sein.

Mit dem Thema „Wie weit sind wir in 
der Entstigmatisierung psychischer 
Erkrankungen bis heute gekommen?“ 
geht die OPK in eine öffentliche Dis-
kussionsrunde. Als Gesprächspartner 
stellen sich Teresa Enke (Vorsitzende 
der Robert Enke-Stiftung), Rosi Haase 
(Patientenvertreterin), Andrea Mrazek 
(Präsidentin OPK), Professor Dr. Christ-
fried Tögel (Ausstellungsinitiator), Her-
bert Grönemeyer (offizieller Schirmherr 
der Ausstellung) sowie Dr. Thomas Uh-
lemann (GKV-Spitzenverband) den Fra-
gen und der Diskussion des Leipziger 
Publikums.

Herbert Grönemeyer ist der offizielle Schirmherr der Ausstellung und bekennender Unterstützer der Entstigmatisierung psychischer Erkran-
kungen.

Teresa Enke, die Witwe Robert Enkes und 
Stiftungsvorsitzende der Robert-Enke-
Stiftung, ist Gast der Ausstellungseröffnung 
sowie der öffentlichen Talkrunde.

Einst galten psychisch kranke Menschen als 
von Dämonen besessen, irre und intelli-
genzgemindert. „Dämonen und Neuronen“ 
erzählt, wie im Laufe der Geschichte mit 
psychisch kranken Patienten umgegangen 
und wie sie „therapiert“ wurden.

Geschäftsstelle

Kickerlingsberg 16
04105 Leipzig
Tel.: 0341-462432-0
Fax: 0341-462432-19
www.opk-info.de
info@opk-info.de
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Doppelter Neustart gebührend gefeiert – Ministerin spricht Grußwort

Die LPK RLP hatte zweifachen Grund 
zum Feiern: Die Wahl des neuen Vor-
standes mit neuem Kammerpräsiden-
ten und der Umzug in die neue Ge-
schäftsstelle wurden nun mit einem 
großen Fest gewürdigt. Fast 80 Gäste 
aus der Gesundheitspolitik waren da-
bei. Ein großes Dankeschön geht an 
die Gesundheitsministerin Sabine 
Bätzing-Lichtenthäler für ihr herzli-
ches Grußwort und an alle Gäste für ihr 
Kommen!

Neben der Gesundheitsministerin zähl-
ten unter anderem die Abgeordneten 
des Landtagsausschusses für Gesund-
heit, Pflege und Demografie zu den 
Gästen, außerdem die Präsidenten 
und Geschäftsführer der befreundeten 
rheinland-pfälzischen Kammern, die 
Präsidenten der Psychotherapeuten-
kammern Hessen und Saarland, der 
komplette Vorstand der kassenärztli-
chen Vereinigung, Vertreter der rhein-
landpfälzischen Krankenkassen und der 
Approbationsbehörde.

LPK-Vorstandsmitglied Sabine Maur, LPK-Präsident Peter Brettle, Ministerin Sabine Bätzing-
Lichtenthäler und LPK-Vorstandsmitglied Peter Andreas Staub (v. l. n. r.)

Blick ins Publikum während des Grußwortes von LPK-Präsident Peter Brettle

Dem Vorstand der LPK war es ein wich-
tiges Anliegen, in dieser Runde zentrale 
Anliegen der rheinland-pfälzischen Psy-
chotherapeutenschaft zur Sprache zu 

bringen. Sowohl in einem Vorgespräch 
zwischen der Gesundheitsministerin 
und den Vorstandsmitgliedern am Ran-
de der Veranstaltung als auch in seinem 
Grußwort ging LPK-Präsident Peter 
Brettle auf die langen Wartezeiten auf 
einen Behandlungsplatz beim Psycho-
therapeuten ein und sprach die Mängel 
bei der leitliniengerechten Behandlung 
von psychischen Erkrankungen in rhein-
land-pfälzischen Kliniken an. Die Aus-
bildungsreform, die zu einem Appro-
bationsstudium Psychotherapie führen 
soll, das Erstzugangsrecht der Patien-
ten zum Psychotherapeuten sowie die 
Mängel in der psychotherapeutischen 
Versorgung von Flüchtlingen wurden 
von Brettle ebenfalls thematisiert.

Bei Musik, Speis und Trank wurden die 
angesprochenen Themen in vielen an-
geregten Gesprächen weiter diskutiert. 
Außerdem bestand die Möglichkeit zur 
Besichtigung der neuen Geschäftsräu-
me, die gerne genutzt wurde.
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Neue Broschüre der LPK RLP: „Basiswissen Sucht“

Die Landespsychotherapeutenkammer 
RLP hat gemeinsam mit der Psychothe-
rapeutenkammer NRW eine Broschü-
re mit dem Titel „Basiswissen Sucht“ 
herausgegeben. Die Broschüre wurde 
von den Mitgliedern der Fachkommissi-
on Sucht erarbeitet und beinhaltet eine 
an der täglichen Praxis orientierte Aus-
wahl an Themen und Informationen. So 
werden etwa die Diagnose-Kriterien 
nach ICD-10, das Suchthilfesystem und 
behandlungsrelevante Leitlinien darge-
stellt. Die Broschüre richtet sich nicht 
an Patienten, sondern soll Psychothe-
rapeuten eine Hilfe im Praxisalltag sein.

Thematisiert wird die Abhängigkeit von 
Alkohol, Amphetaminen, Cannabinoi-
den, Glücksspiel, Kokain, Medikamen-
ten, Opioiden und Tabak. Die Broschüre 
komprimiert wertvolle Informationen 
für die Suchtanamnese und bietet 
schnell verfügbares Hintergundwissen.

Die gemeinsame Fachkommission 
Sucht der Psychotherapeutenkam-
mern Rheinland-Pfalz und Nordrhein-

Westfalen berät zur Bedeutung von 
Psychotherapie in der Versorgung von 
Menschen mit Suchterkrankungen und 
darüber, wie ihr Zugang zu ambulan-
ter psychotherapeutischer Versorgung 
erleichtert werden kann. Die Mitglie-
der der Fachkommission kommen aus 
verschiedenen mit dem Thema Sucht 
verbundenen Arbeitsbereichen, z. B. 
psychotherapeutischen Einzelpraxen, 
Forschung, Rehabilitationskliniken oder 
dem öffentlichen Gesundheitsdienst. 
Für die LPK RLP haben Frau Prof. Dr. 
Wilma Funke und Herr Peter Missel 
an der Erstellung der Broschüre mitge-
wirkt. Ihnen dankt die Kammer herzlich 
für ihr Engagement.

Die Broschüre „Basiswissen Sucht“ 
können Sie sich unter folgendem Link 
herunterladen: www.lpk-rlp.de/detail/
artikel/neue-broschuere-der-lpk-rlp-ba-
siswissen-sucht.html

Podiumsdiskussion mit LPK RLP-Vorstandsmitglied Sabine Maur

Sabine Maur (links außen) bei der Podiumsdiskussion

Am 27. Juni 2017 hat die Bundespsy-
chotherapeutenkammer (BPtK) zu ei-
nem Symposium zum Thema „Internet 
in der Psychotherapie“ eingeladen. 
Die Referenten stellten verschiedene 
Einsatzmöglichkeiten von internetba-
sierten Interventionen in der psycho-
therapeutischen Behandlung vor und 

erläuterten die rechtlichen Rahmenbe-
dingungen. Außerdem wurde die inter-
netbasierte psychotherapeutische Ver-
sorgung aus Sicht der Entwickler und 
aus Sicht der Techniker Krankenkasse 
beleuchtet. BPtK-Präsident Dr. Dietrich 
Munz stellte den BPtK-Standpunkt „In-
ternet in der Psychotherapie“ vor.

In der anschließenden Podiumsdiskussi-
on ging es vor allem um die Frage, wie 
internetbasierte Interventionen in der 
Versorgung genutzt werden können. Dis-
kussionsteilnehmerInnen waren unter 
anderem LPK RLP-Vorstandsmitglied 
Sabine Maur sowie die gesundheitspoli-
tische Sprecherin der Fraktion BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN Maria Klein-Schmeink, 
Bundestagsabgeordnete Kathrin Vog-
ler, (gesundheitspolitische Sprecherin 
DIE LINKE), Burkhard Berndt, Leiter des 
Bundestagsbüros der Abgeordneten Ute 
Bertram (CDU) und der stellvertretende 
Vorstandsvorsitzende der Techniker Kran-
kenkasse Thomas Ballast.

Sabine Maur berichtete, dass vor allem 
jugendliche Patienten großes Interes-
se an digitalen Angeboten hätten. Sie 
forderte dringend Lösungen für den 
Datenschutz, um Internetprogramme 
in der psychotherapeutischen Praxis 
nutzen zu können. Maur hofft, dass die 
Psychotherapeuten diesen Prozess ak-
tiv mitgestalten.
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Drängende Probleme in der Psychotherapeutischen Versorgung von Flüchtlingen 
nach wie vor ungelöst

Astrid Becker referierte beim Runden Tisch

Die LPK RLP hat wie im Vorjahr in Ko-
operation mit dem Ministerium für Fa-
milie, Frauen, Jugend, Integration und 
Verbraucherschutz (mffjiv) und der 
Koordinierungsstelle für die interkul-
turelle Öffnung des Gesundheitssys-
tems in Rheinland-Pfalz einen Runden 

Tisch zum Thema „Psychotherapie mit 
Flüchtlingen“ veranstaltet. Kammermit-
glieder, die Flüchtlinge psychotherapeu-
tisch behandeln, erhielten die Möglich-
keit zum direkten Austausch mit Frau 
Astrid Becker, Leiterin des Referates 
Flüchtlingspolitik und Migrantenaufnah-
me vom mffjiv. Diese berichtete über 
Maßnahmen der Landesregierung zur 
Verbesserung der psychosozialen Ver-
sorgung von Flüchtlingen, so etwa die 
Erhöhung der Fördermittel des Landes 
und den geplanten Aufbau eines sechs-
ten psychosozialen Zentrums.

Wie in der darauf folgenden Diskussion 
schnell deutlich wurde, funktioniert die 
psychotherapeutische Versorgung der 

Flüchtlinge außerhalb der Psychosozia-
len Zentren nach wie vor nicht zufrie-
denstellend. Von einer Integration in die 
Regelversorgung kann keine Rede sein. 
LPK-Vizepräsidentin Dr. Andrea Ben-
ecke bilanzierte, dass die genannten 
Probleme schon seit Langem bekannt 
seien, ohne dass Verbesserungen fest-
stellbar seien. Sie betonte, dass es 
nicht an qualifizierten und motivierten 
Psychotherapeuten mangele. Benecke 
appellierte an die politischen Entschei-
dungsträger, mit Phantasie nach Lösun-
gen für die drängenden Probleme zu 
suchen und Kosten und Mühen nicht zu 
scheuen, die Herausforderungen anzu-
gehen, damit langfristig die Integration 
gelingen kann.

Informationsveranstaltung für Ausbildungsinstitute zur Reform der psychothera-
peutischen Aus- und Weiterbildung

Zusammenkunft der Vertreter der Ausbil-
dungsinstitute in der LPK-Geschäftsstelle

Um über den aktuellen Umsetzungs-
stand der Reform der psychothera-
peutischen Ausbildung zu informieren, 
hat die LPK RLP im Mai Vertreter aller 
rheinland-pfälzischen Ausbildungsinsti-
tute eingeladen. LPK-Vizepräsidentin 
Dr. Andrea Benecke berichtete, dass 
zu vielen wichtigen Eckpunkten der Re-
form bereits breite Zustimmung beste-
he. Die Ausbildung soll aus einem po-
lyvalenten Bachelorstudium von sechs 
Semestern Dauer, vier Semestern spe-
zialisiertem Masterstudium und einem 
Praxissemester bestehen und mit der 
Approbation abgeschlossen werden.

Die Weiterbildung soll fünf Jahre dau-
ern und in den altersgruppenspezifi-
schen Fachgebieten erfolgen, jeweils 
mit Vertiefung in einem Psychothera-

pieverfahren. Diskutiert wurden mög-
liche Schwierigkeiten bei der Auswahl 
der Bewerber und die Möglichkeit der 
Einbettung von Staatsprüfungen in die 
Bachelor-Master-Struktur. Problema-
tisch scheint die zeitliche Vereinbarkeit 
der Weiterbildung mit wissenschaftli-
cher Qualifikation und Familie. Auch die 
Finanzierung der Weiterbildung wirft 
noch einige Fragen auf. Insgesamt ver-
lief die Diskussion konstruktiv, nur ver-
einzelt wurde grundsätzliche Kritik an 
der Reform geäußert. Mittlerweile liegt 
ein Entwurf des Bundesgesundheitsmi-
nisteriums für die Reform der Psycho-
therapeutenausbildung vor.

Weitere Veranstaltungen

30.8.2017, Mainz: KJP-Fachtagung 
der LPK „Herausforderungen der 
Kinder- und Jugendlichenpsycho-
therapie“; 23.9.2017, Mainz: LPK-
Fachtagung „Let‘s talk about sex“ 
mit anschließendem Herbstfest; 
27.09.2017, Mainz: Schulung „Ehre, 
Schuld und Scham als Aspekte in der 
Psychotherapie mit Flüchtlingen und 

Migranten“; 11.10.2017, Köln: Psycho-
therapie mit Soldatinnen/Soldaten der 
Bundeswehr; 11.11.2017, Mainz: LPK-
Seminar „Praxisabgabe und -übernah-
me“; 15.11.2017, Koblenz: Schulung: 
„Ehre, Schuld und Scham als Aspekte 
in der Psychotherapie mit Flüchtlingen 
und Migranten“; 28.11.2017, Alzey: 
Fachtag „Psychotherapie der Altersde-

pression“; 2.12.2017, Mainz: Tag der 
Angestellten.

Weitere Informationen zu allen Ver-
anstaltungen und Anmeldeformu-
lare finden Sie auf unserer Home-
page: www.lpk-rlp.de.
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Information und Service rund um die Uhr auf www.lpk-rlp.de

Es ist nun schon über ein Jahr her, dass 
unsere Homepage eine große Rundum
erneuerung erhalten hat. Immer noch 
gibt es aber Kammermitglieder, die die 
zahlreichen Informations- und Service-
möglichkeiten unserer Homepage nicht 
kennen. Wussten Sie, dass Sie sich hier 
alle Formulare herunterladen können? 
Dass Sie sich hier online für unsere 
Veranstaltungen anmelden können? 
Kennen Sie den Fortbildungskalender 
und unsere FAQs zu Weiter- und Fort-
bildung und zur neuen Psychothera-
pierichtlinie? Im Folgenden geben wir 
Ihnen eine kleine Orientierungshilfe für 
unsere Seite:

Die Homepage gliedert sich in ver-
schiedene Bereiche, die oben auf der 
Startseite in blauen Reitern angezeigt 
werden. Unter dem Reiter „Über uns“ 
stellen sich die Kammer, die Vertreter-
versammlung, die Ausschüsse und der 
Vorstand sowie die Geschäftsstelle vor. 
Hier finden Sie auch die Kontaktdaten 
und Sprechzeiten der Mitarbeiterinnen 
der Geschäftsstelle. Unter „Aktuelles“ 

stellen wir tagesaktuell die wichtigs-
ten Nachrichten der LPK und der BPtK 
für Sie zusammen, außerdem Psycho-
therapie relevante Informationen aus 
Presse und Rundfunk. In dieser Rubrik 
finden Sie außerdem den Stellenmarkt, 
die Praxisbörse sowie unser Veranstal-
tungstool. Hier können Sie sich zu allen 
von der LPK organisierten Veranstal-
tungen online anmelden und das Pro-
gramm einsehen.

Unter „Psychotherapeuten“ finden 
Sie Informationen zur Kammermitglied-
schaft und können sich alle Formulare 
zur Mitgliedschaft, zu Fort- und Wei-
terbildung herunterladen. Unter die-
sem Reiter haben wir außerdem alle 
wichtigen Informationen zu Fort- und 
Weiterbildung zusammengestellt. Die 
häufigsten Fragen haben wir in unseren 
FAQs gesammelt beantwortet. Unter 
„Psychotherapeuten“ finden PiA, ange-
stellte und niedergelassene Psychothe-
rapeuten und Kinder- und Jugendlichen-
psychotherapeuten gezielt für ihre Be-
rufsgruppe ausgewählte Informationen.

Auch die Patienten werden auf der 
Homepage mit einem eigenen Reiter 
adressiert und haben die Möglichkeit, 
sich über Psychotherapie zu informie-
ren. Außerdem steht Ihnen die Psycho-
therapeutensuche zur Verfügung.

Im „Info-Portal“ haben wir Informati-
onen zu bestimmten Themenbereichen 
wie Psychotherapie der Sucht, Psycho-
therapie mit Flüchtlingen, zur neuen 
PT-Richtlinie etc. für Sie zusammenge-
stellt. Nicht zuletzt haben Sie über un-
sere Homepage die Möglichkeit, sich 
für unseren Newsletter anzumelden 
oder sich zu unserer Facebook- oder 
unserer Twitter-Seite weiterleiten zu 
lassen.

Geschäftsstelle

Diether-von-Isenburg-Str. 9-11
55116 Mainz
Tel.: 06131/93055-0
Fax: 06131/93055-20
Service@lpk-rlp.de
www.lpk-rlp.de
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Änderung der Weiterbildungsordnung genehmigt

Vertreterversammlung beschließt 
Aufnahme der Systemischen 
Therapie und der Gesprächs
psychotherapie

In ihrer Sitzung am 14. November 2016 
hat die Vertreterversammlung der Psy-
chotherapeutenkammer des Saarlan-
des (PKS) die Einführung von Weiterbil-
dungen in Systemischer Therapie (ST) 
und in Gesprächspsychotherapie (GT) 
beschlossen. Bislang umfasste die Wei-
terbildungsordnung (WbO) der PKS le-
diglich den Bereich Klinische Neuropsy-
chologie. Mit ST und GT kommen zwei 
wissenschaftlich anerkannte und in der 
psychotherapeutischen Praxis in vielen 
Arbeitsfeldern bewährte Psychothera-
pieverfahren hinzu. Durch den erfolg-
reichen Abschluss der Weiterbildung 
in diesen Bereichen können nun auch 
saarländische Kammermitglieder die 
Zusatzbezeichnungen „Systemische 
Therapie“ und „Gesprächspsychothera-

pie“ nach der WbO der PKS erwerben. 
Das Ministerium für Soziales, Gesund-
heit, Frauen und Familie hat mit Schrei-
ben vom 11. Mai 2017 die Änderungen 
genehmigt. Mit ihrer Veröffentlichung 
im FORUM Nr. 66 traten sie in Kraft.

Systemische Therapie und Ge-
sprächspsychotherapie – wissen-
schaftlich anerkannte Verfahren

Da ST und GT wissenschaftlich aner-
kannte Verfahren sind, ist die Vermitt-
lung von Grundkenntnissen bereits Be-
standteil der heutigen Ausbildung. Wei-
tergehende Kenntnisse in Form einer 
tiefergehenden Ausbildung in beiden 
Verfahren konnten jedoch bisher aus-
schließlich über die Fachgesellschaften 
erworben werden. In Abstimmung mit 
den Fachgesellschaften hatte die Bun-
despsychotherapeutenkammer (BPtK) 
in den letzten Jahren in der Muster-
weiterbildungsordnung (MWBO) Anfor-
derungen für die Weiterbildung in den 
beiden Verfahren festgelegt und ST und 
GT in die MWBO als Psychotherapie-
verfahren aufgenommen und die Mög-
lichkeit eröffnet, Zusatzbezeichnungen 
zu erwerben.

Die Übernahme der Regelungen der 
MWBO war im Saarland wie in den 
meisten Bundesländern lange umstrit-
ten: Dem Interesse der Aufnahme der 
beiden Verfahren als Weiterbildungs-
bereiche in die WbO der PKS im Sinne 
einer Dokumentation des Erwerbs be-
sonderer Kenntnisse, Erfahrungen und 
Fertigkeiten in ST oder GT standen Be-
fürchtungen entgegen, eine Kammer-
weiterbildung könne die seit Jahren um-
strittene sozialrechtliche Anerkennung 
der ST und GT ungünstig beeinflussen.

Vorbereitung und Umsetzung der 
Änderung der Weiterbildungsord-
nung

Um diese Möglichkeiten zu schaffen, 
initiierten Mitglieder der Vertreterver-
sammlung, die auch Fachverbänden der 
beiden Verfahren angehören, die Ein-
führung der Weiterbildungen in ST und 
in GT. Hierzu musste die WbO im Spezi-
ellen Teil B um die Weiterbildungsinhal-
te ergänzt und im Allgemeinen Teil A an 
einigen Punkten angepasst werden.

Im Auftrag der Vertreterversammlung 
erarbeitete der Ausschuss Fort- und 
Weiterbildung Änderungsvorschläge. 
Sie orientieren sich an der aktuellen 
MWBO der BPtK und beschränken sich 
weitgehend auf solche, die in Zusam-
menhang mit der Einführung der neuen 
Weiterbildungen notwendig sind.

�� Nach der bisherigen MWBO ist der 
Begriff (Weiterbildungs-)„Bereich“ 
auf Anwendungsfelder (z. B. Neuro-
psychologie, Schmerztherapie) be-
schränkt. ST und GT sind aber keine 
Bereiche, sie werden als psychothe-
rapeutische Verfahren in verschiede-
nen Anwendungsfeldern ange-
wandt. Deshalb wurde in § 2 der 
WbO die Definition eines Bereiches 
erweitert.

�� Weiterbildungen werden unter der 
Leitung eines/einer Weiterbildungs-
befugten durchgeführt. Durch den 
im allgemeinen Teil eingeführten § 6 
Abs. 6 wird es möglich, dass der Wei-
terbildungsbefugte unter bestimmten 
Voraussetzungen für einzelne Weiter-
bildungsbereiche qualifizierte Dozen-
ten, Supervisoren und Selbsterfah-
rungsleiter hinzuziehen kann.

Bernhard Morsch, Präsident
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Ein weiterer wichtiger Punkt bei der Ein-
führung neuer Weiterbildungen betrifft 
die Übergangsregelungen:

�� Bereits erworbene Qualifikationen 
bzw. Teilqualifikationen werden an-
erkannt, soweit sie gleichwertig zu 
den Anforderungen nach der WbO 
sind. Sie können bis zum Tag des In-
krafttretens der Einführung des neu-
en Bereichs erworben worden sein 
(§ 15 Abs. 1 und 2).

�� Erst mit Einführung einer neuen Wei-
terbildung kann die Kammer Wei-
terbildungsstätten anerkennen und 
Weiterbildungsbefugnisse erteilen. 
Damit zuvor erworbene Qualifika-
tionen anerkannt werden können, 
ist in § 15 Abs. 4 und Abschnitt B 
II bzw. III Nr. 7 Übergangsregelun-
gen geregelt: „Für die Dauer von 
sechs Jahren ab Einführung können 
gleichwertige Bestandteile auch an-
gerechnet werden, wenn die Weiter-
bildungsstätte nicht von der Kammer 
zugelassen war bzw. der die Weiter-
bildung anleitende Psychotherapeut 
nicht im Besitz einer Weiterbildungs-
befugnis der Kammer war“.

�� Ein Prüfungsausschuss besteht aus 
mindestens drei Mitgliedern, von 

denen zwei im Besitz der entspre-
chenden Weiterbildungsbefugnis 
sein müssen. Damit ein Prüfungs-
ausschuss in einem neuen Bereich 
eingerichtet werden kann, sind die 
Anforderungen für das erste Jahr 
nach Einführung gesenkt: Es genügt, 
wenn mindestens zwei Mitglieder 
des Prüfungsausschusses gleich-
wertige Qualifikationen nach den 
Anforderungen der Weiterbildung 
erworben haben. Sie müssen nicht 
über eine Weiterbildungsbefugnis 
verfügen und sie müssen auch nicht 
den Weiterbildungstitel bereits füh-
ren.

Anträge auf Anerkennung der 
Zusatzbezeichnungen

Kammermitglieder, die einen Antrag auf 
Anerkennung der Zusatzbezeichnungen 
GT bzw. ST nach den Übergangsre-
gelungen stellen wollen, finden An-
tragsformulare zum Download auf der 
Homepage der PKS unter: www.ptk-
saar.de/rechtliches/satzungen.

Der Nachweis äquivalenter Qualifika-
tionen kann durch Einzelnachweise 
von Ausbildungsinhalten erfolgen oder 
durch Zertifikate der Fachgesellschaf-

Michael Schwindling, Vorstandsmitglied

ten (Systemische Gesellschaft (SG), 
Deutsche Gesellschaft für Familienthe-
rapie (DGSF), Gesellschaft für Person-
zentrierte Psychotherapie und Beratung 
(GwG)). Die Bearbeitung des Antrages 
ist gebührenpflichtig, die Höhe richtet 
sich nach dem Arbeitsaufwand, wobei 
die Mindestgebühr 40,– € beträgt.

„Dann gibt es wieder Stoff für unzählige Talkshows“

Das Konzept der Ermächtigung zur psy-
chotherapeutischen Versorgung Ge-
flüchteter ist gescheitert – ein Interview 
mit Ingrid Scholz

Frau Scholz, bereits im Oktober 2015 
hat der Gesetzgeber klargestellt, dass 
Psychotherapeuten, Ärzte und Psy-
chosoziale Zentren für die psycho-
therapeutische und psychiatrische 
Versorgung von Flüchtlingen von 
den Zulassungsausschüssen ermäch-
tigt werden sollen. Sie hatten ja eine 
Ermächtigung erhalten durch den Zu-
lassungsausschuss der KV-Saarland. 
Auf welche Gruppe Geflüchteter 
bezieht sich diese Ermächtigung?

Sie ermöglicht die Teilnahme an der ver-
tragspsychotherapeutischen Versorgung 
von Empfängern laufender Leistungen 
nach § 2 des Asylbewerberleistungsge-

setzes, die Folter, Vergewaltigung oder 
sonstige schwere Formen psychischer, 
physischer oder sexueller Gewalt erlit-
ten haben. Allerdings gilt dies erst für 
diese Gruppe, wenn sie sich 15 Monate 
in Deutschland aufhalten, und auch nur 
für Geflüchtete, die im Besitz einer 
Krankenkassenkarte sind.

Die Ermächtigung bezieht sich also 
nur auf eine ganz spezielle Gruppe 
der Geflüchteten. Und wie hat sich 
die Tätigkeit in Ihrer Ermächtigungs-
praxis entwickelt?

Leider hat sich herausgestellt, dass die 
o. g. Kriterien so gehalten sind, dass sie 
nur auf sehr wenige Geflüchtete zutref-
fen. Obwohl ich mit Beratungsstellen 
und in der Migrationsarbeit Tätigen sehr 
gut vernetzt bin, gab es keine Anfrage 
von Personen, die diese Kriterien erfüll-

ten. Überall wurde mir versichert, dass 
es eine besorgniserregend hohe Zahl 
von Geflüchteten gibt, die dringend 
psychotherapeutische Hilfe benötigen, 
aber keine Versorgung erhalten. Das gilt 
im Übrigen nicht nur für Traumatisierte, 
sondern auch für alle Patienten mit an-
deren psychischen Erkrankungen – ob 
mit Fluchtgeschichte oder anderem Mi-
grationshintergrund –, die nicht sehr gut 
Deutsch sprechen. Das Bundesgesetz 
ist also, wie sich gezeigt hat, völlig an 
den Bedarfen vorbeigegangen. Dies hat 
dann letztendlich dazu geführt, dass die 
Ermächtigung vorzeitig durch die KV zu-
rückgenommen wurde.

Diese Entwicklung ist sehr bedauer-
lich. Denn viele der Geflüchteten ha-
ben Fürchterliches erlebt und leiden 
unter PTBS und anderen psychischen 
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Erkrankungen. Ist diese Entwicklung 
überall so oder nur im Saarland?

Diese Entwicklung zeigt sich überall, 
sodass bundesweit das Konzept der 
Ermächtigung, um Geflüchtete psycho-
therapeutisch zu versorgen, als geschei-
tert betrachtet werden muss. Dazu hat 
sich die Bundesarbeitsgemeinschaft für 
Flüchtlinge und Folteropfer (BafF) auch 
sehr deutlich geäußert. Dies hat auch 
die Bundespsychotherapeutenkammer 
bestätigt.

Ebenso, dass die Lage der psychothe-
rapeutischen Versorgung weiterhin 
besorgniserregend ist. Alle Fachleute 
sehen einen dringenden Nachbesse-
rungsbedarf bezüglich dieses Gesetzes 
und die Notwendigkeit noch anderer 
Maßnahmen, wie beispielsweise die 
Übernahme der Dolmetscherkosten für 
Psychotherapie.

Also bedeutet dies, dass weiterhin 
eine erhebliche Notlage besteht! Die 
PKS hatte sich ja auch für eine früh-

(v. l. n. r.): Ingrid Scholz, Susanne Münnich-Hessel 

zeitige, ausreichende psychiatrische 
und psychotherapeutische Erstver-
sorgung stark gemacht, um psy-
chisch schwer Erkrankte und schutz-
bedürftige Geflüchtete frühzeitig zu 
identifizieren und zu versorgen.
In aller Deutlichkeit: Ja! Es scheint 
kaum jemanden der politisch Verant-
wortlichen und der Medien zu interes-
sieren, dass diese riesige Gruppe von 
traumatisierten Mitmenschen unver-
sorgt bleibt. Was dies für die Betroffe-
nen, deren Kinder und die Gesellschaft 
an Folgen haben wird, wird sich wohl 
erst später zeigen. Dann gibt es wieder 
Stoff für unzählige Talkshows!

Liebe Frau Scholz, vielen Dank für 
das Gespräch. Die PKS wird sich wei-
ter für eine bessere Versorgung und 
die Finanzierung von Dolmetschern 
in der Psychotherapie von Migranten 
und Geflüchteten einsetzen.

Frau Ingrid Scholz ist Psychologische 
Psychotherapeutin und tätig für den 
Verein BARIŞ – Leben und Lernen e. V. 
im Interkulturellen Kompetenzzentrum 
in Völklingen.

Das Interview führte  
Susanne Münnich-Hessel,  

Vorstandsmitglied

Fachtagung „Borderline-Persönlichkeitsstörung – Borderline-Mütter und  
ihre Kinder“

Am 17. Mai 2017 fanden sich Interessierte zahlreicher Berufsgruppen in den Räumlichkeiten des Centrums 
für Freizeit und Kommunikation der Lebenshilfe (CFK) zusammen, um sich dem Thema Borderline-Persön-
lichkeitsstörung zu widmen. Besonderes Augenmerk galt insbesondere auch der Interaktion, der Dynamik 
und möglichen Risiken, die sich zwischen von der Borderline-Persönlichkeitsstörung betroffenen Müttern 
(und auch Vätern) und ihren Kindern entwickeln können. Organisiert wurde die Veranstaltung vom Kreis-
gesundheitsamt Neunkirchen in Kooperation mit dem Kreisjugendamt Neunkirchen, der Lebenshilfe im 
Landkreis Neunkirchen und dem Caritasverband Schaumberg Blies e. V.

In der mit 200 Plätzen restlos ausge-
buchten Veranstaltung im CFK Spießen 
begrüßten Landrat Sören Meng, Ge-
schäftsführer des CFK Thomas Latz, 
Initiatorin und Mitorganisatorin der 
Fachtagung Dr. Lieselotte Simon-Stolz 
und der Moderator der Veranstaltung 
Dipl.-Psych. Dr. Frank Paulus (Leitender 
Psychologe am Universitätsklinikum) 
bei sommerlichen Temperaturen die 
TeilnehmerInnen. Mehrfach wurde die 

Notwendigkeit des Austauschs, der 
Aufklärung und der frühzeitigen Inter-
vention bei Borderline-Müttern in den 
Fokus gerückt.

Dr. Lieselotte Simon-Stolz, Koordinato-
rin der Frühen Hilfen beim Gesundheits-
amt Neunkirchen und zertifizierte Kin-
derschutzmedizinerin (DGKiM), betonte 
in ihrer Einführung, dass ein transgene-
rationaler Übergang bei psychischen 

Störungen allgemein und gerade bei der 
Borderline-Persönlichkeitsstörung häu-
fig zu beobachten ist. Kinder- und Ju-
gendliche ab dem Säuglingsalter mit 
betroffenen Elternteilen zählen zu einer 
Hochrisikogruppe für die Ausbildung ei-
ner eigenen psychischen Störung. Dar-
aus ergaben sich für die Fachtagung 
Fragen nach der Bedeutung von psychi-
schen Störungen der Eltern bei der Ge-
nese von Entwicklungsverzögerungen/ 
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(v. r. n. l.): Cornelia Overs und Dr. Petra Heidkamp (Kinder- und Jugendpsychiatrie, Universitätsklinikum), Dr. Günther Adolph, Lebenshilfe im 
Landkreis Neunkirchen, Corinna Oswald, Caritas Verband Schaumberg-Blies, Dr. Ernst Kern und Jenny Spinath, SHG Klinikum Sonnenberg, 
Nina Sonnenberg, Kleinkindambulanz der SHG Kliniken Sonnenberg, Eva Scholl und Daniela Theobald, Caritas Verband Schaumberg-Blies, 
Dr. Liselotte Simon-Stolz

-störungen und psychischen Erkrankun-
gen der Kinder allgemein und nach spe-
zifischen Belastungsfaktoren in der 
Beziehungskonstellation von häufig 
alleinerziehenden Borderline-Müttern. 
Ebenso stellte sich auch die Frage nach 
geeigneten Hilfsangeboten und interdis-
ziplinären, institutsübergreifenden Unter-
stützungsmaßnahmen für betroffene 
Mütter und ihre Kinder.

Dipl.-Psych. Dr. Ernst Kern, Leitender 
Psychologe der Psychiatrischen Klinik 
Sonnenberg, arbeitet schon seit 2005 
nach dem Konzept der Dialektisch-Be-
havioralen Therapie intensiv und gezielt 
mit Borderline-PatientInnen, einem Kli-
entel, das häufig suizidale Krisen durch-
läuft, extreme impulsive Durchbrüche 
erlebt und deshalb besonderer Zuwen-
dung bedarf. Er verstand es, durch sei-
ne jahrelange Erfahrung mit dem Stö-
rungsbild und passende Illustrationen 
für die inneren Konflikte, emotionalen 
Befindlichkeiten und Besonderheiten 
im zwischenmenschlichen Umgang 

mit Borderline-PatientInnen zu sensi-
bilisieren. Dipl.-Psych. Jenny Spinath, 
Mitarbeiterin der Mutter-Kind-Station 
der SHG Kliniken Sonnenberg, knüpfte 
nahtlos an die Vorstellung und Beson-
derheiten des Störungsbilds an, indem 
sie dessen Auswirkungen auf die Mut-
ter-Kind-Beziehung schilderte. Dem-
nach leide die Interaktion häufig unter 
den widersprüchlichen Signalen, die die 
oftmals sehr jungen Borderline-Mütter 
an ihre Kinder senden, unrealistischen 
Erwartungen und Ansprüchen an sich 
selbst und die Kinder sowie unter man-
gelhaften erzieherischen Kompetenzen. 
Mithilfe von Rollenspielen, Perspek-
tivenwechseln oder der Bearbeitung 
von verzerrenden Grundannahmen – 
z. B. „Wenn das Kind schreit, liebt es 
mich nicht mehr“ – soll bereits in den 
ersten beiden Jahren des Kindes das 
Fundament für eine gesündere Mutter-
Kind-Bindung gelegt und das Risiko von 
Entwicklungsverzögerungen/-störun-
gen oder psychischen Störungen beim 
Kind reduziert werden.

Der zweite Teil der Fachtagung leg-
te den Fokus darauf, Überlegungen 
und Entwicklungen anzustoßen, die 
eine institutionsübergreifende, adäqua-
te und ausreichende Versorgung der 
betreffenden Mütter und ihrer Kinder 
gewährleisten kann. Die Förderung 
eines gesunden Aufwachsens und ei-
ner guten Entwicklung von Kindern 
und ihren Eltern bereits ab Beginn der 
Schwangerschaft und Geburt wurde als 
originäre Aufgabe der Frühen Hilfen in 
Kooperation von Gesundheitssystem 
und Jugendhilfe und weiterer wichtiger 
Institutionen und Einrichtungen betont. 
Allerdings wurde auch verdeutlicht, 
dass bei den oft vielfältigen Belastun-
gen in den Familien mit psychisch kran-
ken Eltern, insbesondere auch mit einer 
Borderline-Persönlichkeitsstörung, eine 
angemessene Unterstützung und Ver-
sorgung gewöhnlich nicht nur mit den 
Kompetenzen und Möglichkeiten einer 
einzelnen fachlichen Disziplin gelingen 
kann. Benötigt werden vielmehr meh-
rere aufeinander abgestimmte Hilfen 
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und Leistungen, und zwar Leistungen 
der Kinder- und Jugendhilfe und des 
Gesundheitssystems, speziell dabei der 
Erwachsenen- und der Kinder- und Ju-
gendpsychiatrie und der Sozialpädiatrie. 
Ergänzt werden diese interdisziplinären 
Hilfen durch Angebote und Leistungen 
der Schwangerschaftsberatung, der 
Frühförderung, der Integration, der Er-
ziehungsberatung, der Sozialhilfe und 
der Rehabilitation.

Um auch der Frage nach bereits exis-
tierenden saarlandweiten Hilfsangebo-
ten nachzugehen, stellten sich mehrere 
Institutionen und Projekte vor, die je 
nach Bedarf und Alter des Kindes Un-
terstützung anbieten. Vom dreiteiligen 
Versorgungskonzept mit Spezialambu-

lanz 0-5  Jahre, Tagesklinik und Eltern-
Kind-Station des Universitätsklinikums 
des Saarlandes über die Kleinkindam-
bulanz der SHG und die Frühförderung 
bis zu den beiden Projekten des Caritas-
verbands Schaumberg-Blies „OASE“ 
und „WIESEL“ wurde ein Netzwerk 
aufgezeigt, das sich dem Thema „Kin-
der psychisch kranker Eltern“ aus ver-
schiedenen Blickwinkeln und mit unter-
schiedlichen Schwerpunkten annimmt. 
In der lebhaften Abschlussdiskussion 
wurde von der Möglichkeit, einzelne 
Referenten noch einmal zu fragen, aus-
führlich Gebrauch gemacht. Es wurden 
allerdings auch Versorgungsengpässe 
deutlich, beispielsweise der relative 
Mangel an Anlaufstellen für Borderline-
Mütter mit Kindern im schulfähigen und 

Jugendalter oder lange Anfahrtswege 
aufgrund von Überbelegungen in wohn-
ortnahen Institutionen.

Die im Saarland schon heute gute Ver-
netzung von Hilfsangeboten für Eltern 
mit psychischen Störungen und deren 
Kinder allgemein und Borderline-Mütter 
im Speziellen bleibt also ausbaufähig. 
Die Tagung diente neben der Darstel-
lung der saarländischen Behandlungs-
angebote auch der Vernetzung und 
dem Austausch der unterschiedlichen 
Professionen, wovon die TeilnehmerIn-
nen in der Pause und nach der Veran-
staltung ausführlich Gebrauch machten.

Dr. Lieselotte Simon-Stolz, Kinder- und 
Jugendärztin, Kinderschutzmedizinerin 

(DGKiM), Koordinatorin Frühe Hilfen, 
Kreisgesundheitsamt Neunkirchen

Johannes Thiele, Psychologe M. Sc. 
und Psychotherapeut in Ausbildung 

(VT), Caritas Beratungszentrum 
Schaumberg-Blies

Redaktion

Irmgard Jochum, Susanne  
Münnich-Hessel, Bernhard Morsch, 
Inge Neiser, Michael Schwindling, 
Sonja Werner

Geschäftsstelle

Scheidter Str. 124
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Liebe Kolleginnen und Kollegen,
heute berichten wir über die wichtigsten 
Ergebnisse der letzten Kammerversamm-
lung, die Ende Juni dieses Jahres stattfand. 
Die Einbindung neuer Medien in Diagnostik 
und Therapie wird in der Öffentlichkeit viel-
fach diskutiert und nimmt zunehmend kon-
kretere Formen an. Hierzu geben wir einen 
kurzen Überblick, was dabei zu bedenken 
ist, und weisen auf eine von Ihrer PKSH für 
den Februar 2018 geplante Informationsver-
anstaltung zu dieser Thematik hin. Weiter-

hin gehen wir auf die Problematik der Kostenerstattung seit Inkrafttre-
ten der neuen Psychotherapie-Richtlinie ein und zeigen auf, dass diese 
für eine angemessene Versorgung weiterhin notwendig ist. Schließlich 
berichten wir über ein für die PKSH erfreuliches Urteil des Verwaltungs-
gerichts Schleswig, mit dem eine Klage gegen die im Jahr 2015 stattge-
fundene Kammerwahl zurückgewiesen und die Rechtmäßigkeit der jetzi-
gen Kammerversammlung bestätigt wurde.

Wir wünschen Ihnen eine angenehme Lektüre und eine, nach dem eher 
durchwachsenen Sommerwetter, stimmige Herbstzeit.

Dr. Oswald Rogner
Präsident

Bericht aus der Kammerversammlung

Am 30. Juni 2017 tagte die Kammer-
versammlung zum zweiten Mal in die-
sem Jahr. Es war die 45. Kammerver-
sammlung seit Bestehen der PKSH. In 
dem Bericht des Vorstands stellte der 
Präsident Dr. Rogner die vielfältigen 
Aktivitäten des Vorstands der PKSH auf 
Bundes-, Landes- und Kammerebene 
für den Zeitraum seit der letzten Kam-
merversammlung im März dieses Jah-
res vor.

Evaluation der neuen Psychothe-
rapie-Richtlinie

Diskussionsbedarf gab es zu der von 
der Bundespsychotherapeutenkammer 
(BPtK) geplanten Evaluationsstudie zu 
der seit April in Kraft getretenen Psy-
chotherapie-Richtlinie, an der auch die 
PKSH teilnehmen wird. Im Rahmen 
dieser Evaluationsstudie sollen die 
Auswirkungen der neuen Psychothera-
pie-Richtlinie im Rahmen einer Längs-
schnittstudie über mehrere Jahre hin-
weg erhoben werden. Die BPtK plant 
dabei, nur die Auswirkungen der neuen 
Richtlinie bei den Praxen zu erfragen, 
die über eine Zulassung verfügen und 
über die GKV abrechnen können. Der 
Vorstand der PKSH hatte sich schon 

im Rahmen des Länderrats hierzu po-
sitioniert und gefordert, in diese Eva-
luationsstudie auch die Privatpraxen, 
die im Rahmen der außervertraglichen 
Psychotherapie im Kostenerstattungs-
verfahren arbeiten, einzubeziehen. 
Die Kammerversammlung der PKSH 
schloss sich einhellig dieser Forderung 
des Vorstands an und beauftragte die-
sen, bei Teilnahme an der Evaluations-
studie der BPtK auch die Praxen, die 
im Kostenerstattungsverfahren arbei-
ten, einzubeziehen und auch bei diesen 
Kammermitgliedern die Auswirkungen 
der neuen Psychotherapie-Richtlinie auf 
deren tägliche Arbeit zu erfragen. Der 
Vorstand wird sich in dieser Frage mit 
anderen Landeskammern abstimmen 
und mit diesen eng zusammenarbeiten.

AG Forensik

Weiterhin berichtete Dr. Rogner in der 
Kammerversammlung über die Teil-
nahme der PKSH an der AG Forensik. 
Diese Arbeitsgemeinschaft ist ein Zu-
sammenschluss der Länderkammern 
auf Bundesebene, in denen einheitliche 
Qualitätsstandards für eine Tätigkeit als 
Gutachter in forensischen Fragestellun-
gen erarbeitet werden. In den letzten 

Jahren war die PKSH an dieser Arbeits-
gemeinschaft nicht beteiligt. Qualitäts-
standards für die Bestallung als Gutach-
ter vor Gericht hat es somit vonseiten 
der PKSH bisher nicht gegeben. Der 
amtierende Vorstand der PKSH hält es 
allerdings für sinnvoll, Richtlinien und 
Qualitätsanforderungen für die Tätigkeit 
als Gutachter im Bereich der Forensik 
zu erlassen, um dieses vielschichtige 
Tätigkeitsfeld, das zurzeit vor allem von 
Ärzten besetzt wird, zukünftig auch für 
Kammermitglieder attraktiver zu ma-
chen.

Meldung der Ausbildungsteilneh-
merInnen

Sehr ausführlich wurde im Rahmen der 
Kammerversammlung über den zukünf-
tigen Umgang mit Ausbildungsteilneh-
merInnen im Hinblick auf die Meldung 
dieser Mitglieder der PKSH an die BPtK 
diskutiert. Hintergrund dieser Diskussi-
on ist die veränderte Satzung der Bun-
despsychotherapeutenkammer, nach 
der die jeweiligen Landeskammern Bei-
träge für alle Landesmitglieder an die 
BPtK zu entrichten haben, unabhängig 
davon, ob es sich um approbierte Mit-
glieder oder AusbildungsteilnehmerIn-
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nen handelt. In der Kammerversamm-
lung war es die einheitliche Meinung, 
dass AusbildungsteilnehmerInnen, die 
gemäß Heilberufekammergesetz des 
Landes Schleswig-Holstein (HBKG) 
vollwertige Mitglieder der PKSH sind, 
auch der Bundespsychotherapeuten-
kammer gegenüber gemeldet werden 
sollen, um deren Bedeutung und Re-
präsentanz auch nach außen deutlich 
zu machen. Diese Ansicht wurde auch 
von den in der Kammerversammlung 
anwesenden VertreterInnen der Ausbil-
dungsteilnehmerInnen einhellig mitge-
tragen. Dieser einstimmig von der Kam-
merversammlung gefasste Beschluss 
hat zur Folge, dass Ausbildungsteil-
nehmerInnen ab dem Jahr 2018 einen 
geringen Mitgliedsbeitrag (analog zu 
den Rentnern) zu entrichten haben, der 
quasi als „durchlaufender Posten“ von 
der PKSH an die Bundespsychothera-
peutenkammer weitergegeben wird. 
Die Höhe dieses Beitrages wird, wie 
für alle anderen Mitglieder auch, in der 
nächsten Kammerversammlung im No-
vember dieses Jahres festgelegt.

Entschädigungs- und Reise-
kostenordnung

Ein weiterer Tagesordnungspunkt auf 
der Kammerversammlung war die Än-
derung der Entschädigungs- und Rei-
sekostenordnung (ERO) der PKSH. 
Die Höhe der Entschädigungen für eh-
renamtliche Tätigkeiten innerhalb der 
Kammer ist seit zehn Jahren konstant 
geblieben. In dieser Zeit hat es einen 
deutlichen Zuwachs der Mitglieder und 
der damit verbundenen Verwaltungs-
tätigkeit innerhalb der Geschäftsstelle 
der PKSH gegeben. Auch die Aufgaben, 
Beantwortung offizieller Anfragen und 
Wahrnehmung von Terminen durch den 
Vorstand und die in der Kammer ehren-
amtlich Tätigen, gewählten Vertreter ha-
ben enorm zugenommen. In der durch-
aus kontrovers geführten Diskussion 
bestand Konsens darüber, dass es seit 
Bestehen der Kammer keinerlei Anpas-
sung der Entschädigungen im Hinblick 
auf Inflationsausgleich, Preissteigerun-
gen und allgemeinen Honorar- bzw. 
Gehaltsanpassungen gegeben hat und 
somit eine Erhöhung der Aufwands-
entschädigungen dringend geboten ist. 

Allerdings bestand Uneinigkeit darüber, 
ob eine Anpassung der ERO lediglich ei-
nen Inflationsausgleich der letzten Jahre 
kompensieren sollte oder ob auch dem 
deutlich gestiegenen Arbeitsaufwand 
Rechnung getragen werden sollte. In 
diesem Zusammenhang bekräftigte der 
Vorstand der PKSH noch einmal, dass 
es sich bei den Entschädigungen nicht 
um eine Vergütung im Sinne einer Be-
zahlung für eine Arbeitsleistung handelt, 
sondern dass es sich dabei lediglich um 
eine Erstattung bzw. Entschädigung für 
den Aufwand handelt, der mit dem Amt 
und der ehrenamtlichen Tätigkeit ver-
bunden ist, und der tatsächliche Einsatz 
aller für die PKSH tätigen Ehrenamtli-
chen deutlich über diese Entschädigung 
hinaus geht. Die Kammerversammlung 
folgte schließlich dem Vorschlag des 
Vorstands mehrheitlich, die Aufwands-
entschädigungen anzupassen. Die geän-
derte ERO wird zum 1. Januar 2018 in 
Kraft treten und kann auf der Homepage 
der PKSH eingesehen werden.

Einbindung von PP/KJP in Bereit-
schaftsdienste

Eine ausführliche Diskussion ergab sich 
in der Kammerversammlung zu der 
Frage, wie sich die PKSH zu der Über-
nahme von Bereitschaftsdiensten durch 
PsychotherapeutInnen in Kliniken posi-
tionieren soll. Hintergrund dieser Frage 
ist einerseits die zunehmende Tendenz, 
in Kliniken PsychotherapeutInnen in den 
Bereitschaftsdienst und in die Notfallver-

sorgung mit einzubinden, was in der Ver-
gangenheit eher den ärztlichen KollegIn-
nen vorbehalten war. Einigkeit herrschte 
in der Kammerversammlung darüber, 
dass das Selbstverständnis der Berufs-
gruppe der PsychotherapeutInnen sich 
durchaus damit verträgt, auch im Rah-
men von Bereitschaftsdiensten und bei 
der psychotherapeutischen Notfallver-
sorgung die fachspezifischen Kompe-
tenzen in den Bereichen der Diagnostik, 
Indikationsstellung und psychothera-
peutischen Versorgung einzusetzen. Es 
wurde allerdings auch für notwendig 
erachtet, dass für eine unter Umständen 
erforderliche somatische Abklärung und 
eine medikamentöse (Begleit-)Therapie 
stets im Hintergrund eine Ärztin oder 
ein Arzt zu erreichen sein muss, der/die 
für den somatischen Teil der Diagnostik 
und Therapie verantwortlich ist. Wenn 
gewährleistet ist, dass ein ärztlicher Hin-
tergrunddienst ständig erreichbar ist und 
von den PsychotherapeutInnen erwartet 
wird, dass sie lediglich ihre hoch quali-
fizierte psychotherapeutische Fachkom-
petenz für die psychotherapeutische 
Abklärung und Behandlung einsetzen 
sollen, spricht auch aus berufsrechtli-
cher Sicht nichts gegen den Einsatz von 
PsychotherapeutInnen im Rahmen von 
Bereitschaftsdiensten und Notfallambu-
lanzen.

Verabschiedung

Am Ende der Kammerversammlung 
wurde Frau Christine Flori von Dr. Rog-

Christine Flori
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Mediengestützte Interventionen in der Behandlung psychischer Störungen

Fortbildung für angestellte und 
niedergelassene Psychothera-
peutInnen

Die PKSH möchte sich dem Thema me-
diengestützter Psychotherapie öffnen 
und ihre Mitglieder über Chancen und Ri-
siken dieser neuen Therapieformen infor-
mieren. Mediengestützt heißt an dieser 
Stelle Psychotherapie durch Video oder 
durch digitale Anwendungen, wie zusätz-
liche Internetprogramme oder Apps.

Rechtliche Rahmenbedingungen

Das Heilberufegesetz regelt, wer me-
diengestützte Interventionen durchfüh-
ren darf: Approbierte Psychotherapeu-
tInnen und TherapeutInnen mit Heil-
praktikererlaubnis. Die Musterberufs-
ordnung der BPtK erlaubt elektronische 
Medien bislang nur in Ausnahmefällen. 
In Schleswig-Holstein hat die PKSH in 
ihrer Berufsordnung bislang noch keine 
Regelung zur Nutzung elektronischer 
Medien und strebt deshalb kurzfris-
tig eine Regelung an, die den neuen 
Entwicklungen Rechnung trägt und 
gleichzeitig die Sorgfaltspflicht berück-
sichtigt. Nach §12 der MBO der BPtK 
bezieht sich die Sorgfaltspflicht auf die 
Aufklärung und Einwilligungsfähigkeit 
der Patienten.

Eine telefonische Aufklärung ist unzu-
reichend bei mediengestützten Inter-
ventionen. Sie ist nur bei einfachen In-
halten möglich. Die Aufklärung bzgl. der 
Risiken der mediengestützten Interven-
tionen wäre z. B. die der Datensicher-
heit und muss in einem persönlichen 
Gespräch erfolgen.

Erste praktische Umsetzungen der me-
diengestützten Interventionen gibt es 

z. B. im stationären Bereich für die On-
line-Videosprechstunde. Die AOK wirbt 
seit 1. Februar 2017 als erste Kranken-
kasse für Online-Therapie. In einem 
Pilotprojekt können PatientInnen eine 
im Berliner Centrum für Gesundheit be-
gonnene Psychotherapie über eine On-
line-Videosprechstunde fortsetzen. Die 
Datensicherheit wird durch die Zusam-
menarbeit mit einem Internetunterneh-
men sichergestellt, welches eine direkt 
hergestellte und separat verschlüsselte 
Peer-to-Peer-Verbindung zwischen Be-
handlerInnen und PatientInnen gewähr-
leistet. Bei der Verbindung sind keine 
Server zwischengeschaltet, von denen 
Daten abgerufen werden können. Die-
se Kasse stellt den Versorgungsaspekt 
und die Datensicherheit in den Vorder-
grund. Was müssen Psychotherapeu-
tInnen jedoch bei der Video-Sprech-
stunde und der Vielzahl der weiteren, 
internetbasierten Behandlungsangebo-
te noch beachten?

Damit wir als PsychotherapeutInnen 
einen Einblick in Rechte und Pflichten 
bei der Anwendung mediengestützter 
Interventionen bekommen, haben wir 
Rechtsanwalt Stefan Gierthmühlen aus 
der Kanzlei Causa Concilio zu unserem 
Fortbildungstag eingeladen.

Er wird in einem Eingangsreferat eine 
kurze rechtliche Einführung in die The-
matik geben.

Qualitätsanforderungen

Für mediengestützte Behandlungs-
angebote müssen jedoch, neben den 
rechtlichen Rahmenbedingungen, zu-
dem die Qualitätsaspekte kritisch beur-
teilt werden. Die Wirksamkeit der An-
gebote muss evaluiert werden.

Im Vordergrund der Forschungen ste-
hen verhaltenstherapeutische internet-
basierte Interventionen. Die Kontraindi-
kationen sind wenig erforscht.

Voraussetzung für eine Umsetzung von 
z. B. internetbasierten Interventionen 
ist es jedoch, wirksame und sichere In-
terventionen von solchen zu unterschei-
den, die nicht evaluiert, unwirksam oder 
schädlich sind. Für diese Aufgabe ha-
ben sich ForscherInnen und Fachgesell-
schaften zusammengeschlossen und 
bilden eine bundesweite Arbeitsgruppe 
zur Erarbeitung eines Kriterienkatalo-
ges.

Dr. Philip Klein, Chefarzt der Psychiat-
rie Lübeck, hat in dieser Arbeitsgruppe 
maßgeblich an der Erarbeitung der Kri-
terien mitgewirkt. Er wird als Referent 
unseres Fortbildungstages den Mitglie-
dern der PKSH einen tieferen Einblick in 
die Beurteilung der Behandlungsange-
bote geben können.

Praktische Einführung

Die Angebote an internetbasierten Pro-
grammen sind im Netz unüberschaubar. 
Welche davon sind für Psychologische 
PsychotherapeutInnen und Kinder- und 
JugendlichenpsychotherapeutInnen be-
sonders interessant? Wie sieht die kon-
krete Anwendung der Programme aus?

Dr. Björn Meyer ist seit 20 Jahren im 
Bereich E-Health tätig und an der Ent-
wicklung von evaluierten Behandlungs-
programmen beteiligt. Er wird den 
Kammermitgliedern einen praktischen 
Einblick geben.

Dr. Angelika Nierobisch
Vizepräsidentin

ner verabschiedet, die zum Herbst ihr 
berufliches Tätigkeitsfeld von Schles-
wig-Holstein nach Hamburg verlagern 
wird. Frau Flori war seit 2015 Mitglied 
der Kammerversammlung der PKSH. 
Dr. Rogner bedankte sich bei Frau Flori 

für ihr berufspolitisches Engagement in-
nerhalb und außerhalb der Kammerver-
sammlung und für ihren persönlichen 
Einsatz als Delegierte der PKSH für den 
Deutschen Psychotherapeutentag und 
wünschte ihr für die Zukunft alles Gute. 

Als gewählter Nachfolger für Frau Flori 
wird Herr Stephan Stolz aus Bredstedt 
sein Amt in der nächsten Kammerver-
sammlung im November antreten.

Dr. Oswald Rogner
Präsident
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Klage gegen Kammerwahl 2015 abgewiesen

Am 19. Juni dieses Jahres fand vor 
dem Verwaltungsgericht Schleswig 
die mündliche Anhörung zu einer Kla-
ge gegen die Kammerwahl im Jahr 
2015 statt. Hintergrund dieser Klage 
war die Beschwerde eines ehemaligen 
Vorstandsmitgliedes aus der KamOn-
Fraktion, der sich darüber beklagt hatte, 
dass ca. 60 TeilnehmerInnen eines Aus-
bildungsinstituts an der Kammerwahl 
nicht teilnehmen konnten, da diese sich 
als Kammermitglieder bei der Kammer 
nicht gemeldet hatten. Der Kläger argu-
mentierte in seiner Klagebegründung, 
der mit der Wahldurchführung beauf-
tragte Wahlvorstand hätte sich über die 
bestehende Wahlverordnung hinweg-
setzen müssen und diese Ausbildungs-
teilnehmerInnen im Nachhinein, auch 
nach Schließung der Wählerlisten, an 
der Wahl teilnehmen lassen sollen.

Dieser Argumentation des Klägers 
konnte sich das Verwaltungsgericht 
Schleswig nicht anschließen. Die Wahl-
verordnung der Psychotherapeuten-
kammer wurde nach Auffassung des 
Gerichts korrekt angewendet. Gemäß 
§ 8 des Heilberufekammergesetz des 
Landes Schleswig-Holstein hat jedes 
Kammermitglied die Verpflichtung, von 
sich aus aktiv der Kammer die Umstän-
de zu melden, die die Kammermitglied-
schaft berühren, hierzu gehören insbe-
sondere Beginn, Ende und Verände-

Kostenerstattung im Bereich Psychotherapie weiterhin notwendig

Das Inkrafttreten der neuen Psycho-
therapie-Richtlinie hat die Art der Ver-
sorgung – insbesondere die ersten 
Kontakte zwischen Psychotherapeu-
tInnen und PatientInnen verändert, es 
hat aber nicht unbedingt dazu geführt, 
dass im Bereich der niedergelassenen 
VertragspsychotherapeutInnen mehr 
Behandlungskapazitäten zur Verfügung 
stehen. Die Idee hinter der Schaffung 
eines neuen Erstkontaktes, der Psy-
chotherapeutischen Sprechstunde, war 
der Wunsch, für Versicherte einen ein-
fachen und schnellen Weg zu einem 
Psychotherapeuten oder einer Psycho-

therapeutin für eine erste Abklärung 
zu gewährleisten. Dies mag teilweise 
gelungen sein. Vielerorts bestehen 
für Versicherte jedoch weiterhin lange 
Wartezeiten auf einen Platz für eine 
Psychotherapie, das ergaben Recher-
chen der Psychotherapeutenkammer 
Schleswig-Holstein.

Unabhängig davon scheinen die gesetz-
lichen Krankenkassen weiterhin zu ver-
folgen, Kostenerstattung im Rahmen 
der Psychotherapie gänzlich einzustel-
len. Das ist grundsätzlich nicht möglich. 
Liegen Gründe dafür vor und ist es not-

wendig, dass sich ein Versicherter eine 
Leistung selbst beschafft, hat die Kran-
kenkasse die Kosten dafür zu erstatten. 
Laut Auskunft einiger Psychotherapeu-
tInnen wie auch Versicherter sollen 
SachbearbeiterInnen einiger Kranken-
kassen sogar anführen: Kostenerstat-
tung gebe es nicht mehr, das Gesetz 
wurde geändert. Dies ist nicht richtig, 
der Paragraph § 13 Abs. 3 SGB V wurde 
weder abgeschafft noch verändert.

Heiko Borchers
PP und KJP,  Vorstandsmitglied

RA Gierthmühlen und Dr. Rogner in Schleswig

rungen der beruflichen Tätigkeit sowie 
Wohnsitzveränderungen. In § 15 des 
Heilberufekammergesetzes heißt es 
zum Wahlrecht: Wahlberechtigt sind al-
le Kammermitglieder, die zu Beginn der 
Wahlzeit 1. seit mindestens drei Mona-
ten bei der Kammer gemeldet sind, 2. 
nicht vom Wahlrecht ausgeschlossen 
sind (§ 16) und 3. in die Wählerliste 
eingetragen sind. Für die Erstellung ei-
ner Wählerliste kann ein Wahlvorstand 
nur auf diejenigen Kammermitglieder 
zurückgreifen, die sich bis zu dem vor-
gegebenen Stichtag bei der Kammer 
als Mitglied gemeldet haben. Personen, 
die zwar formal Mitglied der Kammer 
wären, der Kammer aber namentlich 

nicht bekannt sind, weil sie sich bei der 
PKSH nicht gemeldet haben, können 
somit nach Auffassung des Verwal-
tungsgerichtes auch nicht im Nachhi-
nein in die Wählerliste aufgenommen 
werden.

Mit seinem Urteil bestätigte das Gericht 
die korrekte Durchführung der Kammer-
wahl des Jahres 2015. Der Antrag des 
Klägers, die Kammerwahl für ungültig 
zu erklären und diese zu wiederholen, 
wurde vom Verwaltungsgericht Schles-
wig somit folgerichtig abgewiesen.

Dr. Oswald Rogner
Präsident
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Achtung neuer Termin!!!

Fortbildung: Internetbasierte Behandlungsangebote in der Behandlung  
psychischer Störungen  
17. Februar 2018, Wissenschaftszentrum Kiel von 9:00 bis 16:00 Uhr

Theoretischer Teil (vormittags):

�� Rechtsanwalt Stefan Gierthmühlen: Eingangsreferat zu 
rechtlichen Rahmenbedingungen in der Anwendung me-
diengestützter Interventionen.

�� Dr. J. P. Klein, Leitender Oberarzt der Psychiatrie Lübeck: 
Vorstellung von Qualitätskriterien der internetbasierten 
Interventionen zur Behandlung psychischer Störungen

Praktischer Teil (nachmittags):

�� Dr. Björn Meyer, Psychologischer Psychotherapeut, bei 
dem Public-Health-Unternehmen GAIA AG in Hamburg 
an der Entwicklung von Programmen zur Behandlung 
psychischer Störungen beteiligt.

�� Praktische Darstellung einzelner bereits evaluierter Be-
handlungsprogramme.

Geschäftsstelle

Alter Markt 1 – 2, 24103 Kiel
Tel. 0431/ 66 11 990
Fax 0431/ 66 11 995

Mo bis Fr: 09 – 12 Uhr
zusätzlich Do: 13 – 16 Uhr
info@pksh.de//www.pksh.de
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